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Aufhellung der Industriekonjunktur bei anhaltend 
hoher Unsicherheit 
Christian Glocker 

 Laut Statistik Austria war Österreichs Wirtschaftsleistung im I. Quartal 2025 um 0,1% höher als im 
Vorquartal. 

 Auf der Nachfrageseite prägte eine Ausweitung der öffentlichen Konsumausgaben bei gleichzeitigem 
Importrückgang die Entwicklung. 

 Auf der Angebotsseite stand einer anhaltenden Rezession im Bauwesen eine Expansion in der Industrie 
gegenüber. 

 Die Produktivität der Industrie stieg im I. Quartal deutlich an, zumal sie trotz eines Beschäftigungs-
rückgangs an Wertschöpfung zulegte. 

 Vorlaufindikatoren zeigen eine Stimmungsaufhellung in der Industrie, während sich die Einschätzungen 
der Marktdienstleister wieder eintrübten. 

 

 
Nachfrage und Produktion in der Vorproduktindustrie 

 

Hohe Lagerbestände dämpfen die Auswirkungen von Auftragszuwächsen auf 
die Industrieproduktion (Q: WIFO-Konjunkturtest, Statistik Austria; saisonbereinigte 
Werte). 

 

"Die derzeit hohen Lagerbestände 
ermöglichen es Industrieunter-
nehmen, Neuaufträge durch 
Lagerabbau statt durch eine 
höhere Produktion zu bedienen." 
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Aufhellung der Industriekonjunktur bei anhaltend hoher Unsicherheit 
Christian Glocker 

 
Aufhellung der Industriekonjunktur bei anhaltend hoher 
Unsicherheit 
Laut Statistik Austria wuchs Österreichs BIP im I. Quartal 
2025 geringfügig um 0,1% gegenüber dem Vorquartal. Auf 
Basis der revidierten Quartalsdaten dürfte der konjunktu-
relle Tiefpunkt bereits durchschritten sein. Wenngleich sich 
die Anzeichen für eine Verbesserung der Industriekonjunk-
tur im laufenden Jahr mehren, ist die Unsicherheit weiterhin 
überdurchschnittlich. Dazu trägt nicht zuletzt die unbere-
chenbare Zollpolitik der USA bei. 

 Brightening of the Manufacturing Sector Amid Persistently 
High Uncertainty 
According to Statistics Austria, Austria's GDP grew slightly 
by 0.1 percent in the first quarter of 2025 compared to the 
previous quarter. Based on the revised quarterly data, the 
economic trough has probably already been passed. Alt-
hough there are increasing signs of an improvement in the 
manufacturing sector in the current year, uncertainty re-
mains above average. This is not least due to the unpre-
dictable tariffs policy of the USA. 

 

 
JEL-Codes: E32, E66 • Keywords: Konjunkturbericht 
Der Konjunkturbericht entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter:innen des WIFO. Zu den Definitionen siehe 
"Methodische Hinweise und Kurzglossar", in diesem Heft und https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/2024/01/WIFO-
Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf. 
Wissenschaftliche Assistenz: Astrid Czaloun (astrid.czaloun@wifo.ac.at), Ursula Glauninger (ursula.glauninger@wifo.ac.at), 
Martha Steiner (martha.steiner@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 10. 6. 2025 

 

 Kontakt: Christian Glocker (christian.glocker@wifo.ac.at)   

1. Einleitung  

Laut Statistik Austria wuchs das österreichi-
sche Bruttoinlandsprodukt im I. Quartal 2025 
um 0,1% gegenüber dem Vorquartal, nach-
dem es im IV. Quartal 2024 stagniert hatte. 
Im Vergleich zum Vorjahresquartal ergibt 
sich zwar weiterhin ein Rückgang, infolge 
von umfangreichen Datenrevisionen in der 
vierteljährlichen Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung (VGR) für das Jahr 2024 fällt 
er jedoch nun geringer aus als noch im Mai 
angenommen (0,4% statt 0,7%, saison- 
und arbeitstagsbereinigt). 

Auf der Angebotsseite stach im I. Quartal 
2025 der positive Beitrag des sekundären 
Sektors hervor. Dem Wertschöpfungszu-
wachs in der Herstellung von Waren (+1,0% 
im Vergleich zum Vorquartal) stand jedoch 
ein Rückgang der Bauwertschöpfung 
(0,3%) gegenüber. Vom tertiären Sektor 
ging im Frühjahr trotz der Expansion in der öf-
fentlichen Verwaltung i. w. S. (ÖNACE 2008, 
Abschnitte O bis Q +0,7%) kein Wachstums-
beitrag aus, da die Wertschöpfung in der 
Beherbergung und Gastronomie (2,6%) und 
im Verkehr (1,7%) schrumpfte. Nachfrage-

seitig legten die öffentlichen Konsumausga-
ben mit +2,3% kräftig zu, während die Brutto-
investitionen zurückgingen (1,3%). Der Au-
ßenhandel trug mit +0,6 Prozentpunkten rein 
rechnerisch am stärksten zum leichten 
Wachstum der Gesamtwirtschaft bei. Auf 
der Einkommensseite wurde der Anstieg der 
Lohneinkommen von einem Rückgang der 
Kapitaleinkommen begleitet. 

Die Frühindikatoren zeichnen weiterhin ein 
uneinheitliches Bild. In den Marktdienstleis-
tungen trübten sie sich zuletzt ein; dies gilt 
insbesondere für die unternehmerischen Er-
wartungen im Bereich Beherbergung und 
Gastronomie. Im Gegensatz dazu zeigen die 
Vorlaufindikatoren für die Industrie eine Stim-
mungsaufhellung an. Allerdings berücksichti-
gen die zugrunde liegenden Umfragedaten 
noch nicht die jüngsten Zolldrohungen der 
USA. Die Konsument:innen blieben vor allem 
in der Vorausschau pessimistisch gestimmt. 
Das Verbrauchervertrauen verharrte weiter 
auf niedrigem Niveau. Der Indikator zum 
subjektiv empfundenen Arbeitsplatzverlustri-
siko verbesserte sich jedoch zuletzt. 
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Abbildung 1: Internationale Konjunktur 
Saisonbereinigt, 2021 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 

 Entwicklung in den 
Einkaufsmanagerindex, Gesamtwirtschaft letzten 12 Monaten 

 

 
 Mai 

 
 Mai 

USA 

 

 
 Apr 

 
 Mai 

Euro-Raum 

 

 
 Mär 

 
 Mai 

Deutschland 

 

 
 Apr 

 
 Mai 

Q: Europäische Kommission, Deutsche Bundesbank, ISM (Institute for Supply ManagementTM), ifo (Institut für 
Wirtschaftsforschung), OECD, S&P Global.  1) ÖNACE 2008, Abschnitte B, C und D. – 2) Verarbeitendes Ge-
werbe. 
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Der Preisdruck ist nach wie vor ausgeprägt. 
Im April 2025 notierte der harmonisierte Ver-
braucherpreisindex (HVPI) um 3,3% über 
dem Vorjahresniveau. Damit blieb die Teue-
rung in Österreich lebhafter als im Durch-
schnitt des Euro-Raumes. Im Mai dürfte sich 
der Preisauftrieb gemäß VPI nur geringfügig 
auf 3,0% abgeschwächt haben (laut 
Schnellschätzung von Statistik Austria; April 
3,1%). Der BIP-Deflator als Maß für den Preis-
druck der im Inland produzierten Güter und 
Dienstleistungen legte im I. Quartal abermals 
zu (+2,1% gegenüber dem I. Quartal 2024), 
der Anstieg war jedoch etwas schwächer 
als im Durchschnitt des Vorjahres.  

Die Konjunkturflaute belastet den Arbeits-
markt. Laut VGR sank die Zahl der Erwerbstä-
tigen im I. Quartal 2025 geringfügig gegen-
über dem Vorquartal, während ihr Arbeitsvo-
lumen mit 1,1% deutlicher schrumpfte. Der 
Anstieg der Arbeitslosigkeit und der Rück-
gang an offenen Stellen hielten an. Im Mai 
2025 war die Zahl der unselbständig aktiv Be-
schäftigten nach vorläufiger Schätzung um 
4.000 (+0,1%) höher als im Vorjahr, nach rund 
+3.500 im April. Ende Mai waren um rund 
23.000 Personen mehr arbeitslos gemeldet 
als vor einem Jahr (+8,5%); zusätzlich befan-
den sich um rund 1.100 Personen mehr in 
Schulung (+1,3%). Die Arbeitslosenquote (na-
tionale Definition) betrug voraussichtlich 
6,9% (0,5 Prozentpunkte über dem Vorjahr). 

2. Unstete Handelspolitik der USA schürt Unsicherheit 

Gemäß den jüngsten Daten zum BIP-Wachs-
tum in den wichtigsten Volkswirtschaften 
entwickelte sich die Weltwirtschaft im 
I. Quartal 2025 gedämpft – bei erheblichen 
regionalen Unterschieden. Unter den großen 
Schwellenländern expandierte China mit 
+1,2% gegenüber dem Vorquartal weiterhin 
robust. Auch in Brasilien legte die Wirt-
schaftsleistung mit +1,4% wieder deutlich zu. 
Gleiches galt, zumindest im 2. Halbjahr 2024, 
auch für Indien und Russland; rezentere Da-
ten liegen für diese beiden Schwellenländer 
noch nicht vor.  

Innerhalb der Industrieländer standen einer 
Stagnation der Wirtschaftsleistung in den 
USA (I. Quartal 2025 0,1% gegenüber dem 
Vorquartal) und in Japan (±0,0%) spürbare 
Zuwächse im Vereinigten Königreich (+0,7%), 
Spanien (+0,6%) und Deutschland (+0,4%) 
gegenüber. In Deutschland war die Expan-
sion nachfrageseitig von einem deutlichen 
Anstieg der Warenexporte und des privaten 
Konsums bestimmt; angebotsseitig war sie 
insbesondere der höheren Industriewert-
schöpfung zuzuschreiben. Im Vereinigten 
Königreich trieben ebenfalls die Warenex-
porte sowie die Investitionen das Wachstum. 
In Spanien resultierte die Expansion auf der 
Nachfrageseite vorrangig aus den steigen-
den Dienstleistungsexporten, während auf 
der Angebotsseite die Marktdienstleistungen 
dominierten. Die Wachstumsbeschleunigung 
im Euro-Raum insgesamt (+0,6% nach +0,3% 
im IV. Quartal 2024) war der kräftigen Expan-
sion in Irland (+9,7%) geschuldet, die ihrer-
seits durch Vorzieheffekte infolge der Zollpo-
litik der USA hervorgerufen wurde. 

Die Gruppe der MOEL (Polen, Slowakei, Slo-
wenien, Tschechien, Ungarn) erzielte im 
I. Quartal 2025 ebenfalls ein BIP-Wachstum 

(+0,5%). Es beruhte nachfrageseitig auf ei-
nem Anstieg der Bruttoanlageinvestitionen 
und der Exporte, wurde jedoch durch einen 
deutlichen Anstieg der Importe abge-
schwächt. Auf der Angebotsseite trugen vor 
allem die Dienstleistungen zum Wertschöp-
fungsanstieg bei. 

Die Inflation im Euro-Raum betrug im Mai nur 
noch 1,9% (laut Eurostat-Schnellschätzung, 
gemäß HVPI). Damit schwächte sich der 
Preisauftrieb abermals ab und unterschritt 
den Zielwert der Europäischen Zentralbank. 
Infolgedessen senkte diese Anfang Juni 
abermals die Leitzinsen. 

Die hohe Unsicherheit hinsichtlich der weite-
ren Entwicklung der Weltwirtschaft ist vorran-
gig der unsteten Zollpolitik der USA zuzu-
schreiben. Sie erschwert die Planbarkeit der 
Warenströme und der zugrunde liegenden 
Preise erheblich. In der Folge war zuletzt er-
neut ein deutlicher Anstieg von Indikatoren 
zu beobachten, welche die wirtschaftspoliti-
sche Unsicherheit messen. So erreichte etwa 
der "Global Policy Uncertainty Index", der 
die Unvorhersehbarkeit der Wirtschaftspolitik 
abbildet, im April 2025 einen neuen Höchst-
stand. Der entsprechende Indikator für die 
USA lag im April auf einem historischen Re-
kordniveau; der Teilindikator für die Handels-
politik notierte sogar mehr als drei Stan-
dardabweichungen über dem Mittelwert. 

Der J. P. Morgan Global Manufacturing PMI 
fiel im Mai auf ein Fünfmonatstief und deu-
tete damit zum zweiten Mal in Folge einen 
Produktionsrückgang im verarbeitenden Ge-
werbe an. Er spiegelt die Schwäche der Vor-
leistungs- und Investitionsgüterbereiche wi-
der. Im Gegensatz dazu stieg die Produktion 
von Konsumgütern. 

Die Weltkonjunktur stot-
tert weiterhin. Die Unsi-
cherheit hat zuletzt – vor 
allem wegen der Unge-
wissheit über die künf-
tige Handelspolitik der 
USA – abermals deutlich 
zugenommen. Dies 
dämpfte neuerlich die 
Rohstoffpreise, allen vo-
ran jene für Rohöl. 
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3. Österreich: Öffentlicher Sektor stützt die Gesamtwirtschaft 

Gemäß den revidierten vierteljährlichen 
VGR-Daten stieg Österreichs BIP im I. Quartal 
2025 um 0,1% gegenüber dem Vorquartal, 
nachdem es im IV. Quartal 2024 stagniert 
hatte. Im Vergleich zum Vorjahresquartal 
ergibt sich weiterhin ein Rückgang, er fällt 
mit 0,4% allerdings deutlich geringer aus als 
noch im Mai angenommen (0,7%), da die 
Quartalsergebnisse für 2024 beträchtlich re-
vidiert wurden. 

Die Datenrevision erfordert eine Neubewer-
tung der aktuellen Konjunkturlage. Hatten 
die Quartalsdaten noch Mitte Mai auf eine 
fortwährende Abwärtsbewegung hingedeu-
tet, so zeigen die Ende Mai veröffentlichten, 
revidierten Daten, dass der konjunkturelle 
Tiefpunkt bereits durchschritten wurde. Der 
Konjunkturpfad hat sich somit grundlegend 
verändert. Darüber hinaus fällt der Rück-
gang des BIP im Jahr 2024 nun geringer aus 
(1,0% statt 1,2%). Wenngleich die neuen 
Daten auf eine Stabilisierung der Konjunktur 
hindeuten, sind erneute Abwärtsrevisionen 
nicht ausgeschlossen. Sie würden der un-
günstigen Entwicklung einiger Vorlaufindika-
toren entsprechen. 

Auf der Angebotsseite trug im I. Quartal 2025 
vor allem der sekundäre Sektor zur Expan-
sion bei. Die Zunahme der Wertschöpfung in 
der Herstellung von Waren um 1,0% gegen-
über dem Vorquartal war jedoch von einem 
Rückgang der Bauwertschöpfung um 0,3% 
begleitet. Im Dienstleistungssektor wurde die 
Expansion im Bereich der öffentlichen Ver-
waltung (+0,7%) durch kräftige Wertschöp-
fungseinbußen in der Beherbergung und 
Gastronomie (2,6%) und im Verkehr (1,7%) 
aufgewogen. Die Gütersteuern und Gü-
tersubventionen – diese sind Teil des BIP, je-
doch nicht der gesamtwirtschaftlichen Wert-
schöpfung – stiegen mit +0,7% spürbar. 

Nachfrageseitig, differenziert nach der Ver-
wendung der produzierten Güter und 
Dienstleistungen, expandierten die Konsum-
ausgaben der privaten Haushalte mit +0,1% 
kaum. Die öffentlichen Konsumausgaben 
stiegen hingegen – trotz der Konsolidierungs-
erfordernisse – kräftig um 2,3%. Die Investitio-
nen gingen im I. Quartal zurück. Während 
die Bauinvestitionen sanken, legten die Aus-
rüstungsinvestitionen zu, sodass die Bruttoan-
lageinvestitionen insgesamt nur leicht 
schrumpften. Infolge des deutlichen Lager-
abbaus ergab sich dennoch eine Abnahme 
der Bruttoinvestitionen um 1,3%. Der Außen-
handel trug im I. Quartal mit +0,6 Prozent-
punkten spürbar zum Wachstum der Ge-
samtwirtschaft bei. Dies war in erster Linie 
auf den Rückgang der Importe zurückzufüh-
ren, der erneut die schwache Entwicklung 
der Investitionen sowie des privaten Kon-
sums widerspiegelte. Die Exporte stagnierten 
im Aggregat, da dem Anstieg der Güter-

ausfuhren ein empfindlicher Rückgang der 
Dienstleistungsexporte gegenüberstand. 

Auf der Verteilungsseite stiegen die Lohnein-
kommen (Arbeitnehmerentgelte) im I. Quar-
tal 2025 um 0,6% gegenüber dem Vorquar-
tal, wogegen die Kapitaleinkommen (Brutto-
betriebsüberschuss und Selbständigenein-
kommen) um 2,3% nachgaben. Die Lohnein-
kommen legten vor allem im Bereich der Fi-
nanzdienstleistungen mit +3,7% deutlich zu, 
in der Information und Kommunikation und 
in den sonstigen Dienstleistungen sanken sie 
hingegen (0,4% bzw. 0,3%).   

3.1 Stimmungsbild weiterhin heterogen 

Im Mai 2025 zeigte sich laut WIFO-Konjunk-
turtest eine vorsichtige Verbesserung der 
Konjunktureinschätzungen der österreichi-
schen Unternehmen. Der saisonbereinigte 
WIFO-Konjunkturklimaindex stieg gegenüber 
dem Vormonat etwas an, spiegelt allerdings 
nach wie vor eine ausgeprägte Skepsis wi-
der. 

In der heimischen Industrie blieben die Lage-
beurteilungen auch im Mai überwiegend 
pessimistisch, wenngleich sich der Teilindex 
im Vergleich zum Vormonat verbesserte. Be-
sonders in der Konsumgüterindustrie war 
eine Stimmungsaufhellung erkennbar, wäh-
rend die Investitions- und Vorleistungsbran-
chen weiter unterdurchschnittlich abschnit-
ten. Ihre aktuelle Auftragslage bewerteten 
die Industrieunternehmen als schwach, mel-
deten jedoch eine leichte Belebung der Ex-
portnachfrage.  

Der UniCredit Bank Austria EinkaufsMana-
gerIndex zeigte im Mai ebenfalls eine zag-
hafte Aufhellung der Industriekonjunktur und 
erreichte mit 48,4 Punkten den höchsten 
Wert seit 28 Monaten. Der Teilindex zur Pro-
duktion überschritt erstmals seit drei Jahren 
wieder die Wachstumsschwelle von 50 Punk-
ten und legt damit einen Anstieg der Pro-
duktionsaktivität nahe. Der Rückgang der 
Neuaufträge verlangsamte sich spürbar und 
die Produktionserwartungen für die kom-
menden zwölf Monate verbesserten sich 
deutlich. Der Trend ist also positiv. Allerdings 
berücksichtigen weder der WIFO-Konjunk-
turtest noch die Umfragedaten der UniCredit 
Bank Austria die jüngste Androhung der USA, 
die Zölle auf EU-Importe abermals empfind-
lich anzuheben. 

In der heimischen Bauwirtschaft setzte sich 
die Stabilisierung laut WIFO-Konjunkturtest 
fort. Die Lagebeurteilungen blieben zwar per 
Saldo leicht negativ, doch der Erwartungsin-
dex erreichte erstmals seit längerer Zeit wie-
der den positiven Bereich. Die Nachfrage 
blieb dennoch verhalten und die Geschäfts-
erwartungen skeptisch. Auch im Dienstleis-
tungssektor ist die Konjunkturdynamik 

Ein Rückgang der Im-
porte sowie anhaltend 

hohe Konsumausgaben 
des öffentlichen Sektors 
ermöglichten der öster-

reichischen Volkswirt-
schaft im I. Quartal 2025 
ein leichtes Wachstum.  

Die Stimmung der Unter-
nehmen blieb insgesamt 
gedämpft. Einer Aufhel-

lung in der Industrie 
stand eine Eintrübung in 
den Marktdienstleistun-

gen gegenüber. 
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schwach: Während sich die Lageeinschät-
zungen leicht verbesserten, blieben die Er-
wartungen eingetrübt und die Beschäfti-
gungspläne trotz stabiler Auftragslage zu-
rückhaltend. 

Im Langzeitvergleich ist die Konjunktur in Ös-
terreich in nahezu allen Sektoren unter-
durchschnittlich. Während in der Industrie 
die vorsichtige Aussicht auf eine Bodenbil-
dung besteht, fehlen für einen nachhaltigen 

Aufschwung noch immer Impulse der Bin-
nen- und der Exportnachfrage. Im Dienstleis-
tungssektor verhindert vor allem der schwa-
che Konsum eine raschere Erholung, und 
strukturelle Probleme wie der Arbeitskräfte-
mangel bestehen fort. Insgesamt bleibt das 
wirtschaftliche Umfeld von hoher Unsicher-
heit geprägt; eine Konjunkturbelebung im 
weiteren Jahresverlauf ist denkbar, jedoch 
Risiken, u. a. durch die Zollpolitik der USA, 
ausgesetzt.  

 

Abbildung 2: Lagebeurteilung und Erwartungen der Unternehmen 

Gesamtwirtschaft Sachgütererzeugung 

  

Bauwirtschaft Dienstleistungen 

  

Q: WIFO-Konjunkturtest. Angaben in Indexpunkten (Prozentpunkten) zwischen +100 und 100. Werte über null zeigen insgesamt optimistische, Werte 
unter null pessimistische Einschätzungen an. Saisonbereinigt. 

 

Das Verbrauchervertrauen liegt nach wie 
vor weit unter dem langjährigen Durch-
schnitt. Das im europäischen Vergleich spür-
bar pessimistischere Konsumklima dämpft 
die Ausgabenbereitschaft der privaten 
Haushalte und bremst die Konjunktur.  

3.2 Leichter Rückgang der 
Produzentenpreise 

Der Preisauftrieb ist zwar weiter lebhaft, 
doch mehren sich die Anzeichen für eine 
Abschwächung. So stieg der BIP-Deflator im 
I. Quartal 2025 nur noch um 2,1% gegenüber 

dem Vorjahresquartal, nachdem er im Ge-
samtjahr 2024 um über 3% angestiegen war. 
Auf der Erzeugerseite setzte sich der in den 
Vormonaten beobachtete Preisrückgang 
fort. Im April 2025 lagen die Erzeugerpreise 
im produzierenden Bereich leicht unter den 
Niveaus des Vorjahres und des Vormonats. 
Hauptverantwortlich hierfür waren der Rück-
gang der Energiepreise und niedrigere Kos-
ten für Vorleistungsgüter, insbesondere für 
Stahl, chemische Grund- sowie Kunststoffe. 
Investitions- und Konsumgüter verteuerten 
sich im Jahresvergleich zwar weiter, jedoch 
nicht mehr so kräftig wie zuvor.  
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Im April 2025 sanken die 
Produzentenpreise laut 
Statistik Austria um 0,2% 
gegenüber dem Vorjahr. 
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Abbildung 3: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt 

 

Entwicklung in den 
letzten 12 Monaten 

 
 Mai 

Arbeitslosenquote, in % der unselbständigen Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

 

 
 Mai 

Inflationsrate, in % 

 

 
 Mai2) 

Effektiver Wechselkurs, real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

 
 Apr 

Sekundärmarktrendite für 10-jährige Bundesanleihen, in % 

 

 
 Mai 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Dachverband der Sozialversicherungsträger, OeNB, Statistik Austria, WIFO-
Berechnungen.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten, und ohne 
in der Beschäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung. – 2) Schnellschätzung von Statistik Austria. – 3) Ge-
samtindex ohne Energie, Lebensmittel, Alkohol und Tabak. 
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Dem Rückgang der Erzeugerpreise steht ein 
Anstieg der Verbraucherpreise gegenüber. 
Gemäß HVPI erhöhten sie sich im April um 
3,3% gegenüber dem Vorjahr. Damit war 
der Preisanstieg in Österreich deutlich kräfti-
ger als im EU-Durchschnitt (+2,4%). Innerhalb 
der EU fiel er in Rumänien, Estland, Ungarn 
und den Niederlanden erneut besonders 
hoch aus (jeweils über 4%), während er in 
Frankreich, Zypern, Dänemark, Luxemburg, 
Tschechien und Finnland mit unter 2% deut-
lich schwächer war. 

Im Mai dürfte die Inflationsrate in Österreich 
auf Basis des VPI 3,0% betragen haben (laut 
Schnellschätzung von Statistik Austria, April 
3,1%). Dienstleistungen tragen nach wie vor 
am stärksten zur Inflation bei. Sie verteuerten 
sich im Jahresabstand um 4,4% und damit 
etwas schwächer als im April. Bei Nahrungs-
mitteln, Tabak und Alkohol war der Preisauf-
trieb mit +3,3% ebenfalls überdurchschnitt-
lich. 

3.3 Beschäftigungsrückgang im privaten 
Sektor hält an  

Die Konjunkturschwäche belastet den Ar-
beitsmarkt. Im I. Quartal 2025 verzeichneten 

die Herstellung von Waren (1%), das Bau-
wesen (0,2%) und einige Marktdienstleistun-
gen spürbar weniger Erwerbstätige als im 
Vorquartal (laut VGR). Lediglich die öffent-
lichkeitsnahen Dienstleistungsbereiche stei-
gerten ihren Personalstand weiter (+0,8%). In 
Summe sank die Zahl der Erwerbstätigen 
dennoch um 0,1%. Deutlich kräftiger 
schrumpfte das Arbeitsvolumen (1,1%) 
nachdem es im IV. Quartal 2024 noch um 
2,8% ausgeweitet worden war.  

Die Zahl an offenen Stellen war im Mai zwar 
weiterhin überdurchschnittlich hoch, jedoch 
wesentlich geringer als im Vormonat, wäh-
rend die Arbeitslosigkeit weiter zunahm. Die 
Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten 
lag im Mai 2025 nach vorläufiger Schätzung 
um 4.000 über dem Vorjahresniveau (+0,1%), 
nach rund +3.500 im März. Ende Mai waren 
um rund 23.100 Personen mehr arbeitslos ge-
meldet als vor einem Jahr (+8,5%), zusätzlich 
befanden sich um rund 1.100 Personen mehr 
in Schulung (+1,3%). Die Arbeitslosenquote 
(nationale Definition) lag voraussichtlich bei 
6,9% (0,5 Prozentpunkte über dem Vorjahr). 

 

Die Konjunkturflaute be-
lastet den Arbeitsmarkt. 
Der anhaltende Anstieg 
der Arbeitslosigkeit wird 
von einem Rückgang an 
offenen Stellen und der 
Beschäftigung im priva-
ten Sektor begleitet.  
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
 

 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbarkeit zu erleichtern, werden 
ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglichkeit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vor-
liegenden Glossar zusammengefasst. 

 

 Rückfragen: astrid.czaloun@wifo.ac.at, ursula.glauninger@wifo.ac.at, martha.steiner@wifo.ac.at   
 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vor-
quartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte bereinigt. 
Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedli-
che Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst werden 
(etwa Ostern). 

Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." 
beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der glei-
chen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte 
Zeitreihen. 

Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Konjunk-
turverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterlie-
gen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saisonbereinigung 
auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik im 
unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vorange-
gangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des Folgejah-

res  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate des Jah-

res 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des IV. Quartals 
des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der Be-
rechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittliche 
Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 auf 2006, 
als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preis-
effekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell ausge-
wiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens ange-
führt. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise 
gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) ist ein 
Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbrau-
cherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die vergleichbare 
Messung der Inflation in der EU und für die Bewertung der Preis-
stabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch https://www. 
statistik.at).  

Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden über 87% 
der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucherpreisin-
dex (VPI 2020) enthaltenen Güter und Dienstleistungen in die Be-
rechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionsbefragung 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 
1.700 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung ihrer aktu-
ellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Die WIFO-Investitions-
befragung ist eine halbjährliche Befragung von Unternehmen zu 
ihrer Investitionstätigkeit im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
(https://www.konjunkturtest.at). Die Indikatoren sind Salden zwi-
schen dem Anteil der positiven und jenem der negativen Mel-
dungen an der Gesamtzahl der befragten Unternehmen ge-
wichtet nach Beschäftigten. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbständi-
gen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosen-
bestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in Stan-
dardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen 
bei AMS und Dachverband der Sozialversicherungsträger. 

Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz su-
chen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindes-
tens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge 
zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und Zivil-
diener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an 
allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Daten-
basis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen 
Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-
Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung der Ar-
beitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler 
berücksichtigt. 

Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen in aufrechtem Dienstverhält-
nis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leis-
ten. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die Zahl der "un-
selbständig aktiv Beschäftigten". 
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Konjunkturreport Einzelhandel 
Jürgen Bierbaumer, Sandra Bilek-Steindl 

 

 

Der Konjunkturreport Einzelhandel stellt einmal pro Quartal 
wesentliche Konjunkturinformationen für den Einzelhandel 
bzw. Handel insgesamt zusammen. Eine laufende Konjunk-
turbeobachtung und -berichterstattung ist von hoher Rele-
vanz, um den Handelsbetrieben sowie der interessierten 
Öffentlichkeit aktuelle Daten und Analysen liefern zu kön-
nen. Der aktuelle Bericht zeigt, dass die heimische Konjunk-
tur im I. Quartal 2025 erste Erholungstendenzen aufwies, 
wobei diese vor allem von der Industrie getrieben waren. 
Die Umsatzentwicklung im Einzelhandel fiel im Februar und 
März moderat gut aus. Hingegen trübten sich die Umfra-
geergebnisse seit Jahresbeginn wieder ein, sowohl hin-
sichtlich der aktuellen Lage als auch der Geschäftserwar-
tungen. Auch die Stimmung der heimischen Konsument:in-
nen hat sich im April deutlich verschlechtert. Vor diesem 
Hintergrund dürfte sich die schwache Konsumdynamik 
auch 2025 fortsetzen. 

 

Im Auftrag des Handelsverbandes Österreich • Mai 2025 • 26 Seiten • Kostenloser Download: 
https://www.wifo.ac.at/publication/pid/58163072  
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Rezession traf Österreichs Regionen 
unterschiedlich hart 
Die Wirtschaft in den Bundesländern 2024 
Julia Bachtrögler-Unger, Anna Burton, Sabine Ehn-Fragner, Peter Huber, Michael Klien, 
Ines Kusmenko, Gerhard Streicher 

 Die ungleiche Betroffenheit der Bundesländer von der Industrierezession trug maßgeblich zu den 
regionalen Unterschieden in der Entwicklung der Bruttowertschöpfung bei.  

 Oberösterreich und Kärnten verzeichneten 2024 gemäß WIFO-Schnellschätzung den größten 
Rückgang an Bruttowertschöpfung (ohne Land- und Forstwirtschaft), Wien und Salzburg kamen 
vergleichsweise glimpflich davon.  

 Von der Beherbergung und Gastronomie gingen im zweiten Rezessionsjahr anders als 2023 keine 
Wachstumsimpulse aus.  

 Ein Zuwachs in der Beschäftigung im öffentlichen Dienst federte den Stellenabbau in zahlreichen 
anderen Sektoren ab, sodass die Gesamtbeschäftigung im Vergleich zum Vorjahr annähernd 
stagnierte.  

 

 
Schnellschätzung der Bruttowertschöpfung 2024 
Ohne Land- und Forstwirtschaft, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen), 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Gemäß WIFO-Schnellschätzung war die Bruttowertschöpfung 2024 in allen Bundes-
ländern rückläufig. Kärnten und Oberösterreich waren dabei am stärksten von der 
Industrierezession betroffen. Positive Impulse gingen von einigen Dienstleistungs-
bereichen und der öffentlichen Verwaltung aus, was u. a. die Wertschöpfungs-
entwicklung in Wien und Salzburg begünstigte (Q: WIFO, ESVG 2010, vorläufige 
Schätzung). 

 

"Österreich befand sich 2024 im 
zweiten Rezessionsjahr. Der emp-
findliche Wertschöpfungsrückgang 
auf breiter Basis traf zwar sämtliche 
Bundesländer, aufgrund der regio-
nalen Branchenstruktur und regio-
nal differenzierter Entwicklungen 
jedoch unterschiedlich hart." 
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Rezession traf Österreichs Regionen unterschiedlich hart 
Die Wirtschaft in den Bundesländern 2024 

Julia Bachtrögler-Unger, Anna Burton, Sabine Ehn-Fragner, Peter Huber, Michael Klien, 
Ines Kusmenko, Gerhard Streicher 

 
Rezession traf Österreichs Regionen unterschiedlich hart. 
Die Wirtschaft in den Bundesländern 2024  
Im zweiten Rezessionsjahr 2024 schrumpfte die Bruttowert-
schöpfung laut WIFO-Schnellschätzung in allen Bundeslän-
dern. Dies folgte aus einem Wertschöpfungsrückgang in 
beinahe sämtlichen Sektoren. Am kräftigsten war er in der 
Sachgütererzeugung – und hier gemessen am abgesetz-
ten Produktionswert in Kärnten, Oberösterreich und Nieder-
österreich. Anders als im Vorjahr gingen 2024 auch von der 
Beherbergung und Gastronomie keine positiven Impulse 
mehr aus (preisbereinigt). Eine Ausweitung des Personal-
standes im öffentlichen Dienst stützte die Entwicklung der 
aktiv unselbständigen Beschäftigung, die im Vergleich zum 
Vorjahr stagnierte (+0,2%). 

 Recession Hit Austria's Regions Differently. Economic 
Development in the Austrian Federal States in 2024 
According to the WIFO Flash Estimate, gross value added 
shrank in all federal states in the second year of the reces-
sion. This was due to a decline in value added in almost all 
sectors, which was most pronounced in manufacturing – 
and here in Carinthia, Upper Austria and Lower Austria 
when measured in terms of the production value sold. In 
contrast to the previous year, the accommodation and 
food service industry no longer provided any positive impe-
tus in 2024 either (in real terms). An increase in employment 
in the public sector supported the development of active 
employment, which stagnated compared to the previous 
year (+0.2 percent). 

 

 
JEL-Codes: R10, R11, O18 • Keywords: Konjunktur, Sektorale Entwicklung, Regionalentwicklung, Österreich, Bundesländer 
Begutachtung: Klaus Nowotny • Wissenschaftliche Assistenz: Fabian Gabelberger (fabian.gabelberger@wifo.ac.at), 
Sena Ökmen (sena.oekmen@wifo.ac.at), Maria Riegler (maria.riegler@wifo.ac.at), Birgit Schuster (birgit.schuster@wifo.ac.at), 
Michael Weingärtler (michael.weingaertler@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 28. 5. 2025 
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1. Wertschöpfungsrückgang auf breiter sektoraler Basis trifft alle 
Bundesländer  

Die österreichische Wirtschaft verharrte 2024 
in der Rezession (Baumgartner et al., 2025). 
Diese fußte sektoral auf einer breiten Basis: 
nur das Kredit- und Versicherungswesen, der 
Bereich Information und Kommunikation, die 
öffentliche Verwaltung sowie das Grund-
stücks- und Wohnungswesen verzeichneten 
2024 Wertschöpfungszuwächse in realer 
Rechnung. Auf der Verwendungsseite ist be-
merkenswert, dass der Konsum der privaten 
Haushalte (+0,1%) trotz beträchtlicher Real-
lohnzuwächse (+5,3%) kaum zur Stärkung 
der Nachfrage beitrug (Baumgartner et al., 
2025).  

Die regional unterschiedliche Entwicklung 
der einzelnen Sektoren war neben den Un-
terschieden in der regionalen Branchenstruk-
tur mit ein Grund für das ungleiche Ab-
schneiden der Bundesländer. Gemäß der 
Schnellschätzung des WIFO zur Entwicklung 
der Bruttowertschöpfung (ohne Land- und 
Forstwirtschaft) kamen Wien und Salzburg 
mit jeweils 0,2% und Tirol mit 0,5% noch 

relativ glimpflich davon, während Oberös-
terreich (3,5%) und Kärnten (3,3%) die 
größten Wertschöpfungsrückgänge ver-
zeichneten (siehe Abbildung "Schnellschät-
zung der Bruttowertschöpfung 2024", S. 297).  

Oberösterreich, Kärnten und Niederöster-
reich waren 2024 am stärksten von der In-
dustrierezession betroffen; in Kärnten gingen 
zudem – anders als in Österreich insgesamt – 
auch die Nächtigungen und der Produkti-
onswert im Bauwesen überdurchschnittlich 
stark zurück. Dagegen entwickelte sich der 
abgesetzte Produktionswert der Sachgüter-
erzeugung in der industriell geprägten Steier-
mark mit 0,9% (Österreich 3,9%) vergleichs-
weise günstig, was u. a. auf positive Wachs-
tumsbeiträge des Maschinenbaus, der Pa-
pier- und Pharmaindustrie sowie der Herstel-
lung von Datenverarbeitungsgeräten zu-
rückzuführen war. Tirol wies als einziges Bun-
desland einen Zuwachs in der abgesetzten 
Sachgüterproduktion aus.  
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Auswirkungen der Benchmark-Revision in der Volkswirtschaftlichen und der Regionalen Gesamtrechnung auf Branchen- 
und Bundeslandebene 
Im September 2024 fand eine Generalrevision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) für Österreich statt. Diese 
Zeitreihenrevision wurde im Dezember 2024 auch in die Regionale Gesamtrechnung (RGR) überführt. 

Generalrevisionen werden standardmäßig alle fünf Jahre in sämtlichen Mitgliedsländern der EU durchgeführt und dienen 
dazu, die VGR an veränderte Rahmenbedingungen anzupassen und dabei die EU-weite Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu 
gewährleisten. Zudem werden die Revisionen dazu genutzt, um Berechnungsmethoden zu prüfen und gegebenenfalls zu 
überarbeiten, neue bzw. adaptierte Datengrundlagen zu integrieren und den laufenden Veränderungen im Wirtschaftsge-
schehen Rechnung zu tragen. 

Von der aktuellen Generalrevision besonders betroffen ist die ÖNACE-2008-Abteilung I (Beherbergung und Gastronomie). 
Laut Informationsschreiben der Statistik Austria folgt dies aus zwei verschiedenen Adaptierungen: 

 Anpassungen bei den Zuschätzungen in der Beherbergung und Gastronomie: Die bisherigen Abweichungen zwischen 
dem in der VGR ausgewiesenen Produktionswert und der entsprechenden Basisstatistik (Leistungs- und Strukturerhebung) 
verkleinerten sich im Zuge der Revision deutlich. Die überarbeitete Zeitreihe weist daher eine deutlich reduzierte Brutto-
wertschöpfung aus. 

 Im Zuge der Revision erfolgte eine Neuberechnung der Ausgaben für Geschäftsreisen als Teil der Vorleistungen. Sie führte 
insgesamt zu einer Verringerung der Vorleistungen und damit zu einer Erhöhung der Bruttowertschöpfung. 

In Summe wirkte sich die Anpassung der Zuschätzung stärker als die Revision der Geschäftsreisen auf die Wertschöpfung der 
Beherbergung und Gastronomie aus, wodurch sich der ausgewiesene nominelle Gesamtwert für das Jahr 20191) von 
18,7 Mrd. € auf 14,5 Mrd. € verringerte (22,2%; Abbildung 1). Somit reduzierte sich der Anteil der Branche an der Summe der 
Wertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche infolge der Generalrevision in der Jahresrechnung von 5,3% auf 4,1%. Auch preis-
bereinigt (Basisjahr 2015) fiel die Wertschöpfung der Beherbergung und Gastronomie nach der Revision wesentlich geringer 
aus; sie schrumpfte für 2019 von ursprünglich 16,1 Mrd. € auf 12,5 Mrd. € (22,6%; Wertschöpfungsanteil 1,1 Prozentpunkte 
auf 3,8%). 

 

Abbildung 1: Nominelle Wertschöpfung in Österreich nach Wirtschaftsbereichen 2019 
Absolutwerte und Anteile an der Summe der Wirtschaftsbereiche vor und nach der Benchmark-Revision der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

 

Q: Statistik Austria, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen; WIFO-Berechnungen. Prozentwerte gemäß revidiertem Datenstand vom März 2025. Die 
Bereiche öffentliche Verwaltung, Erziehung und Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen, Kunst, Unterhaltung und Erholung sowie die sonstigen 
Dienstleistungen i. w. S. sind nicht dargestellt. 
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Die Revision der Wertschöpfung laut VGR übersetzte sich regional sehr unterschiedlich in die entsprechenden Positionen in 
der RGR. Im Allgemeinen wirkte sich die Revision in tourismusintensiven Bundesländern stärker aus. Somit erfuhr die nominelle 
Wertschöpfung der Beherbergung und Gastronomie in Westösterreich (Salzburg, Tirol, Vorarlberg) die kräftigsten Abwärtskor-
rekturen (zwischen 25,9% und 28,9% im Vergleichsjahr 2019). Für die typischen Sommerdestinationen Österreichs – das Bur-
genland, die Steiermark und Kärnten – entspricht das Revisionsausmaß in etwa dem Bundesdurchschnitt (20,8% bis 23,6%), 
in Nieder- und Oberösterreich sowie in Wien waren die Revisionen geringer (zwischen 16,1% und 18,2%).  

Wesentlich ist, dass die in diesem Beitrag präsentierte WIFO-Schnellschätzung ebenso wie zukünftige Schnellschätzungen auf 
Basis der generalrevidierten RGR nicht direkt mit früheren RGR-basierten Schätzungen vergleichbar sind.  
 _______________________  
1)  Das Jahr 2019 wurde als Referenzjahr gewählt, weil es bereits außerhalb des Zeitrahmens der laufenden Revisionen liegt und zudem kein Krisenjahr ist. 

 

 

Der Bereich Beherbergung und Gastrono-
mie, der noch 2023 die Rezession gedämpft 
hatte, büßte real 3,9% an Wertschöpfung ein 
(Baumgartner et al., 2025), obwohl die 
Nächtigungen und die nominellen Reisever-
kehrseinnahmen kräftig wuchsen (Fritz & 
Ehn-Fragner, 2025). Unabhängig von der ne-
gativen Wertschöpfungsentwicklung am ak-
tuellen Datenrand war der Kernbereich des 
Tourismus auch überproportional von der 
Generalrevision der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (VGR) Ende 2024 durch 
Statistik Austria betroffen (siehe Kasten "Aus-
wirkungen der Benchmark-Revision in der 
Volkswirtschaftlichen und der Regionalen 
Gesamtrechnung auf Branchen- und Bun-
deslandebene").  

Auf dem Arbeitsmarkt stagnierte die Zahl der 
aktiv unselbständig Beschäftigten im Jahr 
2024 (+0,2%) trotz der Rezession, was nicht 
zuletzt einem deutlichen Wachstumsbeitrag 
des öffentlichen Sektors (+2,5% bzw. gewich-

tet +0,7 Prozentpunkte) zu verdanken war. 
Dem gegenüber standen Beschäftigungs-
verluste in der Sachgütererzeugung, im Bau-
wesen, in den unternehmensnahen Dienst-
leistungen sowie im Handel. Im Bundeslän-
dervergleich verzeichnete Wien mit +1,1% 
vor Salzburg und Tirol mit jeweils +0,8% den 
kräftigsten Beschäftigungszuwachs. In 
Oberösterreich (0,5%), Kärnten und der 
Steiermark (jeweils 0,3%) sowie in Niederös-
terreich (0,1%) war die Beschäftigung hin-
gegen rückläufig. Die Arbeitslosigkeit stieg 
österreichweit um 10% an, am stärksten in 
Oberösterreich (+17,2%) und der Steiermark 
(+12,3%).  

Die folgenden Kapitel beschäftigen sich ein-
gehend mit der sektoralen Wirtschaftsent-
wicklung in den österreichischen Bundeslän-
dern im Jahr 2024. Anschließend folgen eine 
Analyse der regionalen Arbeitsmarktent-
wicklung sowie eine kurze Zusammenfas-
sung.  

2. Energiekrise löst Zulieferkrise in der Sachgütererzeugung ab 

Österreichs Sachgüterproduktion gab nach 
dem Einbruch des Vorjahres auch im 
1. Halbjahr 2024 weiter nach (6,1%). Im 
2. Halbjahr folgte eine leichte Erholung; ös-
terreichweit ging die abgesetzte Produktion 
um 1,6% zurück, wobei sich – anders als im 
1. Halbjahr – in einzelnen Bundesländern 
(Burgenland, Steiermark, Tirol) moderate Zu-
wächse ergaben. Der Jahresdurchschnitt bi-
lanzierte allerdings nur Tirol positiv, insgesamt 
schrumpfte der Warenabsatz gegenüber 
2023 um fast 4%. 

Der Erzeugerpreisindex EPI1), der 2023 bereits 
deutlich an Dynamik eingebüßt hatte (rund 
+2% nach +19% 2022), ging 2024 um 3,6% zu-
rück, wobei der Rückgang auf die Energie-
erzeugung (18%) zurückzuführen war, wäh-
rend die anderen Komponenten des EPI 
leichte Preissteigerungen aufwiesen. In der 
Sachgütererzeugung verteuerten sich die Er-
zeugerpreise 2024 um durchschnittlich 1%, 
wobei die höchste Preissteigerung mit +6% in 
der Reparatur und Installation von Maschi-
nen und Ausrüstungen (ÖNACE 2008, Abtei-

 
1)  Der EPI umfasst den Bergbau, die Sachgütererzeu-
gung sowie die Energie- und Wasserversorgung. 

lung C33) beobachtet wurde. Diese Bran-
che ist mit ihrem dienstleistungsnahen Cha-
rakter kaum dem internationalen Wettbe-
werb unterworfen. Zudem weist sie im Ver-
gleich mit anderen Sachgüterbranchen ei-
nen sehr hohen Lohnanteil von fast einem 
Viertel auf, wodurch sie den hohen Lohnab-
schlüssen der letzten Jahre stärker ausge-
setzt war. Die übrigen Abteilungen der Sach-
gütererzeugung verzeichneten Preiserhö-
hungen von weniger als 3%; merkliche Preis-
rückgänge zwischen 2% und 3% gab es in 
der Papierherstellung, der chemischen und 
der pharmazeutischen Industrie. 

Der Außenhandel ist in Österreich der we-
sentliche Treiber der Sachgüterproduktion, 
fließen doch rund zwei Drittel davon in den 
Export. Mit 4,6% an Warenhandelsvolumen 
entsprach die Exportentwicklung daher 
recht gut der Entwicklung des Gesamtabsat-
zes (3,9%), wobei der Rückgang in der Wa-
renausfuhr praktisch ausschließlich vom EU-
Binnenhandel verursacht wurde, der nicht 
zuletzt aufgrund der Konjunkturflaute in 

Die Produktion der öster-
reichischen Sachgüter-
erzeugung schrumpfte 
2024 bereits das zweite 
Jahr in Folge. Auch der 
Personalstand nahm 
mit 1,4% deutlich ab. 
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Deutschland, dem mit großem Abstand 
wichtigsten Handelspartner, um 6,7% ab-
nahm. Positive Beiträge von 0,6 bzw. 0,2 Pro-
zentpunkten leistete der Warenaußenhandel 
mit Amerika und Asien, der um über 5% bzw. 
2% ausgeweitet wurde. Nach Branchen 
(ÖNACE-2008-Abteilungen) gingen nen-
nenswerte positive Impulse nur von der Nah-
rungsmittelherstellung (+0,3 Prozentpunkte), 
der Papierherstellung und der pharmazeu-

tischen Industrie aus (je +0,1 Prozentpunkte). 
Dämpfend wirkten vor allem die chemische 
Industrie (1 Prozentpunkt) und die in Öster-
reich bedeutsamen "Metallbranchen", zu 
denen u. a. die Metallerzeugung, der Ma-
schinen- und der Fahrzeugbau2) zählen. 
Letztere trugen in Summe mehr als 3 Prozent-
punkte zum Rückgang des Exportvolumens 
bei. 

 

Abbildung 2: Entwicklung der Sachgütererzeugung 2024 
Abgesetzter nomineller Produktionswert, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Herstellung von Waren ein-
schließlich Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden. 

  
 

Übersicht 1: Entwicklung von Sachgütererzeugung, Energie- und Wasserversorgung 2024 
 

Sachgütererzeugung Energie- und 
Wasserversorgung 

 Abgesetzter 
Produktionswert, 

nominell1) 

Technischer 
Produktionswert, 

nominell2) 

Produktionsindex 
2015 = 100, real 

Abgesetzter 
Produktionswert, 

nominell1)  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich  – 3,9  – 4,0  – 4,6  – 20,3 
  

   
 

Wien  – 4,3  – 1,2  + 1,8  – 23,7 
Niederösterreich  – 5,4  – 6,9  – 6,3  – 18,5 
Burgenland  – 2,1  – 1,4  – 1,7  – 27,5 
Steiermark  – 0,9  – 1,9  – 1,8  – 11,2 
Kärnten  – 7,2  – 5,9  – 5,8  – 16,5 
Oberösterreich  – 6,6  – 7,1  – 8,4  – 24,9 
Salzburg  – 0,4  – 1,5  – 5,1  – 4,4 
Tirol  + 1,1  + 4,7  – 0,7  – 8,2 
Vorarlberg  – 1,5  – 1,0  – 3,6  – 3,9 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Sachgütererzeugung: Herstel-
lung von Waren einschließlich Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden. – 1) Wert der abgesetzten Güter 
und Leistungen aus Haupt- und Nebentätigkeiten der Unternehmen, ohne Umsatzsteuer. – 2) Wert der Eigenpro-
duktion der Unternehmen für Absatz und für interne Lieferungen, einschließlich Lohnarbeit.  

 

Daten zum Außenhandel in den Bundeslän-
dern liegen erst für das 1. Halbjahr 2024 vor; 
bei einem durchschnittlichen Rückgang um 
mehr als 5% wiesen nur zwei Bundesländer 

 
2)  Aus dieser Branchengruppe konnte nur der sonstige 
Fahrzeugbau (ÖNACE 2008, Abteilung C30) ein, wenn 
auch nur moderates, positives Ergebnis erzielen. 

Zuwächse auf (Tirol +4%, Wien knapp +1%). 
Die größten Exportrückgänge zeigten sich in 
Oberösterreich (10,5%) und in Salzburg 
(7,9%). 
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Übersicht 2: Entwicklung des nominellen Produktionswertes der Sachgütererzeugung nach Branchen 2024 
 Wien Nieder-

österreich 
Burgen-

land 
Steier-
mark 

Kärnten Ober-
österreich 

Salzburg Tirol Vorarl-
berg 

Österreich 

  Veränderung gegen das Vorjahr in % 
C10 Herstellung von Nahrungs- und 

Futtermitteln  – 1,4  + 3,1  – 1,6  + 0,2  – 0,2  + 0,1  + 3,8  + 0,9  + 1,1  + 1,1 
C11 Getränkeherstellung  + 3,1  – 1,4  + 3,5  + 4,4  – 13,2  – 0,7  + 3,8  + 6,7  – 4,6  + 2,8 
C12 Tabakverarbeitung   –   –   –   –   –   –   –   –   –   – 
C13 Herstellung von Textilien  + 21,5  – 3,5   .  – 4,8   .  + 6,2  – 10,5  – 7,7  – 13,0  – 6,6 
C14 Herstellung von Bekleidung   .   .   .  – 8,6   .  – 8,5  – 13,2  + 8,6   .  – 12,0 
C15 Herstellung von Leder, -waren und 

Schuhen    .   .  – 0,4   .   .  – 14,8   .   .  – 13,1  – 10,4 
C16 Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-, 

Korkwaren  – 13,2  – 8,8  + 4,9  – 1,4  – 2,6  – 0,9  – 4,4  – 6,7  + 0,4  – 4,0 
C17 Herstellung von Papier, Pappe und 

Waren daraus  – 41,1  + 19,3   .  + 13,2  – 3,5  – 3,6   .   .  – 2,3  + 1,3 
C18 Herstellung von Druckerzeugnissen, 

Vervielfältigung von Ton-, Bild- und 
Datenträgern  + 5,4  – 8,1  – 9,8  + 0,2  – 0,3  – 0,8  – 5,8  – 4,0  – 6,5  – 3,5 

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung   .   .   –   –   –   .   –   –   .   . 
C20 Herstellung von chemischen 

Erzeugnissen  + 14,1  – 13,2   .  + 3,3  – 8,9  – 5,2  + 0,6   .   .  – 3,4 
C21 Herstellung von pharmazeutischen 

Erzeugnissen  + 23,4  + 27,6   .  + 16,6   .   .   .  + 21,5   .  + 18,2 
C22 Herstellung von Gummi- und Kunst-

stoffwaren  – 4,1  – 8,5  – 7,6  – 0,4  – 3,6  – 2,8  + 2,3  – 0,9  – 5,5  – 3,9 
C23 Herstellung von Glas und -waren, 

Keramik, Verarbeitung von Steinen 
und Erden  – 7,0  – 5,3  – 18,9  – 4,1  + 0,4  – 4,9  – 1,2  – 2,2  – 9,2  – 4,1 

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung   .  – 7,2   –  – 9,6  – 9,6  – 7,2   .  + 10,9   .  – 5,5 
C25 Herstellung von Metallerzeugnissen  + 2,3  – 5,6  – 17,9  – 1,7  + 7,5  – 9,2  – 3,1  – 6,6  – 0,0  – 4,7 
C26 Herstellung von Datenverarbeitungs-

geräten, elektronischen und optischen 
Erzeugnissen  + 1,1  – 14,4   .  + 8,6  – 14,3  – 0,2  – 6,4   .  + 4,0  – 6,1 

C27 Herstellung von elektrischen 
Ausrüstungen  – 9,6  + 0,1  – 4,9  + 4,7  – 6,5  – 20,4  – 15,4  + 0,5  – 3,5  – 7,9 

C28 Maschinenbau  + 6,9  – 13,7  – 16,9  + 6,6  – 6,9  – 6,6  – 9,2  – 11,5  + 4,3  – 5,3 
C29 Herstellung von Kraftwagen und -teilen  + 67,2  – 4,2   .  – 11,5   .  – 4,2  + 18,8  + 8,7  – 1,8  – 2,0 
C30 Sonstiger Fahrzeugbau  + 30,0  – 7,9   .  + 13,1  – 41,1  – 22,9  – 2,3   .   .  – 3,0 
C31 Herstellung von Möbeln  – 9,3  – 1,9  – 4,9  – 4,8  – 1,2  – 9,1  + 2,8  – 1,4  – 1,4  – 4,9 
C32 Herstellung von sonstigen Waren  – 46,1  + 14,8  – 7,1  + 5,3  + 4,3  – 3,6  – 8,9  + 2,4  – 1,6  – 21,9 
C33 Reparatur und Installation von 

Maschinen und Ausrüstungen  – 3,2  – 1,0  – 7,5  + 3,7  – 2,3  – 1,3  – 3,7  + 3,4  – 0,6  – 1,6 
            
B bis C Herstellung von Waren und Bergbau  – 4,3  – 5,4  – 2,1  – 0,9  – 7,2  – 6,6  – 0,4  + 1,1  – 1,5  – 3,9 
B bis C Unbekannt bzw. geheim  – 20,4  – 7,3  + 5,5  – 8,0  – 7,6  + 12,2  + 1,0  – 0,5  – 14,0  – 6,4 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Abgesetzte Produktion. 

 

Aufgrund der ausgeprägten Außenhandels-
orientierung spiegelt das Branchenmuster in 
der Exportdynamik jenes der Produktionsent-
wicklung wider. Die stärksten Einzelimpulse in 
der regionalen Warenproduktion entstam-
men der Gruppe der "regionalen Champi-
ons"3): So büßte die Kärntner Elektronikindust-
rie (C26) 2024 rund 14% ihres Umsatzes ein 
und dämpfte damit die regionale Gesamt-
produktion um mehr als 5 Prozentpunkte. In 
Wien brach der Absatz der Herstellung sons-
tiger Waren (C32) gegenüber dem Vorjahr 
nochmals um fast die Hälfte ein und drückte 
damit die Gesamtbilanz ins Negative 
(4,3%). Die Salzburger Getränkehersteller 
konnten ihre Produktion dagegen um fast 

 
3)  "Regionale Champions" sind in Kärnten die Elektro-
nikindustrie und in Salzburg die Getränkeherstellung; 
sie stellen in diesen Bundesländern fast 40% der Ge-
samtproduktion. In Wien ist die Herstellung sonstiger 
Waren, die die Münze Österreich beinhaltet, ein "regi-

4% steigern, was mit einem positiven Impuls 
von 1,4 Prozentpunkten einherging. Die kräf-
tigsten Einzelimpulse aus den übrigen Bran-
chen entstammen der Tiroler pharmazeuti-
schen Industrie (+21,5% bzw. 2,7 Prozent-
punkte) sowie dem Wiener Fahrzeugbau; 
die Kfz-Herstellung und der sonstige Fahr-
zeugbau lieferten in Wien zusammen einen 
Wachstumsimpuls von 5,4 Prozentpunkten. 
Deutliche Absatzrückgänge dürfte die Mine-
ralölverarbeitung verzeichnet haben; diese 
Branche unterliegt zwar der Geheimhaltung, 
die Beiträge der geheimen Branchen waren 
allerdings in Wien und Niederösterreich, den 
beiden Bundesländern, in denen die Mine-

onaler Champion". Diese Branche zeichnet sich durch 
extrem volatile Umsätze bei stabiler Beschäftigung 
und Wertschöpfung aus. Ihr Anteil an der Wiener In-
dustrieproduktion betrug in der Vergangenheit teils 
mehr als 20%; 2024 waren es 7%. 
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ralölverarbeitung primär vertreten ist, deut-
lich negativ (Übersicht 3). 

Laut Dachverband der Sozialversicherungs-
träger ging die unselbständige Beschäfti-
gung in der Sachgütererzeugung gegen-
über 2023 um 1,4% zurück (Übersicht 4) – mit 
Ausnahme des Pandemiejahres 2020 war es 
der erste Rückgang seit 10 Jahren. Bis auf 

Wien (+0,1%) sank die Beschäftigung in 
sämtlichen Bundesländern, am stärksten im 
Burgenland (3,9%). Wien ist zugleich jenes 
Bundesland, in dem die Sachgütererzeu-
gung mit unter 6% den geringsten Anteil an 
der Gesamtbeschäftigung aufweist. Der ös-
terreichische Durchschnitt beträgt 16,3%, die 
höchsten Anteile finden sich mit jeweils rund 
26% in Oberösterreich und Vorarlberg.  

  

Übersicht 3: Gewichtete Veränderungsraten des nominellen Produktionswertes der Sachgütererzeugung nach Branchen 2024 
 Wien Nieder-

österreich 
Burgen-

land 
Steier-
mark 

Kärnten Ober-
österreich 

Salzburg Tirol Vorarl-
berg 

Österreich 

  Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten 
C10 Herstellung von Nahrungs- und 

Futtermitteln  – 0,11  + 0,39  – 0,15  + 0,01  – 0,02  + 0,01  + 0,41  + 0,07  + 0,13  + 0,11 
C11 Getränkeherstellung  + 0,06  – 0,03  + 0,33  + 0,05  – 0,05  – 0,01  + 1,40  + 0,04  – 0,09  + 0,12 
C12 Tabakverarbeitung   –   –   –   –   –   –   –   –   –   – 
C13 Herstellung von Textilien  + 0,04  – 0,01   .  – 0,03   .  + 0,02  – 0,02  – 0,02  – 0,65  – 0,04 
C14 Herstellung von Bekleidung   .   .   .  – 0,01   .  – 0,02  – 0,11  + 0,02   .  – 0,03 
C15 Herstellung von Leder, -waren und 

Schuhen    .   .  – 0,00   .   .  – 0,03   .   .  – 0,00  – 0,03 
C16 Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-, 

Korkwaren  – 0,05  – 0,39  + 0,08  – 0,06  – 0,24  – 0,02  – 0,30  – 0,59  + 0,01  – 0,17 
C17 Herstellung von Papier, Pappe und 

Waren daraus  – 1,58  + 0,35   .  + 0,74  – 0,09  – 0,07   .   .  – 0,07  + 0,04 
C18 Herstellung von Druckerzeugnissen, 

Vervielfältigung von Ton-, Bild- und 
Datenträgern  + 0,08  – 0,07  – 0,39  + 0,00  – 0,00  – 0,00  – 0,07  – 0,02  – 0,07  – 0,03 

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung   .   .   –   –   –   .   –   –   .   . 
C20 Herstellung von chemischen 

Erzeugnissen  + 1,02  – 0,88   .  + 0,07  – 0,32  – 0,27  + 0,01   .   .  – 0,14 
C21 Herstellung von pharmazeutischen 

Erzeugnissen  + 0,83  + 0,09   .  + 0,38   .   .   .  + 2,70   .  + 0,38 
C22 Herstellung von Gummi- und Kunst-

stoffwaren  – 0,07  – 0,28  – 0,50  – 0,00  – 0,06  – 0,14  + 0,05  – 0,02  – 0,30  – 0,12 
C23 Herstellung von Glas und -waren, 

Keramik, Verarbeitung von Steinen 
und Erden  – 0,09  – 0,19  – 0,63  – 0,15  + 0,02  – 0,10  – 0,03  – 0,17  – 0,15  – 0,13 

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung   .  – 0,50   –  – 1,57  – 0,36  – 1,13   .  + 1,24   .  – 0,53 
C25 Herstellung von Metallerzeugnissen  + 0,06  – 0,42  – 1,48  – 0,14  + 0,35  – 0,83  – 0,14  – 0,41  – 0,01  – 0,38 
C26 Herstellung von Datenverarbeitungs-

geräten, elektronischen und optischen 
Erzeugnissen  + 0,03  – 0,16   .  + 0,50  – 5,23  – 0,00  – 0,16   .  + 0,13  – 0,30 

C27 Herstellung von elektrischen 
Ausrüstungen  – 0,71  + 0,00  – 0,59  + 0,25  – 0,10  – 1,54  – 0,26  + 0,05  – 0,28  – 0,50 

C28 Maschinenbau  + 0,27  – 1,49  – 0,30  + 0,81  – 0,83  – 1,09  – 1,37  – 1,88  + 0,70  – 0,69 
C29 Herstellung von Kraftwagen und -teilen  + 3,12  – 0,11   .  – 1,93   .  – 0,42  + 0,36  + 0,10  – 0,10  – 0,15 
C30 Sonstiger Fahrzeugbau  + 2,29  – 0,12   .  + 0,19  – 0,06  – 0,91  – 0,00   .   .  – 0,07 
C31 Herstellung von Möbeln  – 0,07  – 0,03  – 0,13  – 0,06  – 0,01  – 0,18  + 0,04  – 0,03  – 0,02  – 0,07 
C32 Herstellung von sonstigen Waren  – 6,02  + 0,18  – 0,18  + 0,02  + 0,03  – 0,03  – 0,18  + 0,02  – 0,08  – 0,48 
C33 Reparatur und Installation von 

Maschinen und Ausrüstungen  – 0,42  – 0,02  – 0,17  + 0,07  – 0,06  – 0,03  – 0,13  + 0,06  – 0,01  – 0,05 
            
B bis C Herstellung von Waren und Bergbau  – 4,30  – 5,36  – 2,13  – 0,94  – 7,18  – 6,64  – 0,43  + 1,14  – 1,52  – 3,90 
B bis C Unbekannt bzw. geheim  – 2,98  – 1,68  + 1,98  – 0,07  – 0,25  + 0,15  + 0,05  – 0,04  – 0,69  – 0,32 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Abgesetzte Produktion. Gewichtung der Veränderungsraten mit dem 
Anteil an der gesamten Sachgütererzeugung ("Wachstumsbeitrag" der Branchen zur Entwicklung der gesamten Sachgütererzeugung). 

 

Mit 1,1% war der Beschäftigungsrückgang 
unter Frauen etwas geringer als unter Män-
nern (1,4%). Der Frauenanteil am Personal 
der Warenherstellung blieb mit rund 26% 
eher gering, wenngleich regionale Unter-
schiede erkennbar sind: in Wien weist die 
Sachgütererzeugung mit nahezu 30% den 
höchsten, in Niederösterreich und der Steier-
mark mit jeweils 24,6% den niedrigsten Frau-

enanteil auf. Diese Unterschiede sind nicht 
zuletzt durch den Branchenmix bedingt, zei-
gen die Einzelsektoren doch merklich abwei-
chende Frauenanteile: Am niedrigsten ist 
der Frauenanteil mit 13% in der Metallerzeu-
gung. Auch der Maschinen- und der Fahr-
zeugbau weisen mit 17% bis 18% geringe An-
teile auf. Weiblich dominiert sind hingegen 
die Herstellung von Bekleidung sowie die 
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Herstellung von Leder, Lederwaren und 
Schuhen (77% bzw. 55%). Auch in der Nah-
rungsmittel- und Textilherstellung, in der Her-
stellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 
und in der Herstellung sonstiger Waren fin-
den sich mit 43% bis 48% viele weibliche Be-
schäftigte. 

Im Bundesdurchschnitt trugen neben der 
Herstellung von Metallerzeugnissen (0,4 Pro-
zentpunkte) die Kfz-Herstellung, die Baustoff-
erzeugung, die Herstellung von Möbeln und 
die Herstellung von Holzwaren (jeweils 
rund 0,2 Prozentpunkte) am stärksten zum 
Beschäftigungsrückgang in der Sachgüterer-
zeugung bei. Nur in drei der 24 Sachgüter-
branchen wuchs österreichweit die Zahl der 
Beschäftigten (Herstellung von Nahrungs- 
und Futtermitteln, Herstellung von pharma-
zeutischen Erzeugnissen, Metallerzeugung). 

Der Strukturwandel hielt an, niedrig sowie 
mäßig technologieintensive Branchen verlo-
ren mit 1,8% überdurchschnittlich viele Be-
schäftigte, während Hochtechnologiebran-
chen mit +0,7% weiter an Personal gewan-
nen. 

Da die Beschäftigung mit 1,4% schwächer 
schrumpfte als der Absatz (3,9%), nahm die 
durchschnittliche Produktivität der österrei-
chischen Sachgütererzeugung 2024 um 2,7% 
ab – bei merklichen regionalen Unterschie-
den. In Ober- und Niederösterreich sank sie 
um mehr als 5%, während sie in Tirol um fast 
5% anstieg. Den zweithöchsten Zuwachs er-
zielte das Burgenland mit beinahe 4%. Die 
Lohnsätze stiegen hingegen infolge der ös-
terreichweiten Lohnsetzung relativ einheit-
lich um rund 7% bis 8%.  

  

Übersicht 4: Entwicklung der Arbeitskräftenachfrage in der Sachgütererzeugung nach 
Sektoren 2024 

  Produk-
tivität1) 

Lohnsatz2) Unselb-
ständig 

Beschäf-
tigte3) 

Unselbständig Beschäftigte4) 
  Insgesamt Technologieintensität5) 
    Niedrig Mäßig Erheblich Hoch 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  – 2,7  + 7,2  – 1,4  – 1,4  – 1,8  – 1,8  – 1,1  + 0,7 
          
Wien  – 1,0  + 6,9  – 0,2  + 0,1  – 2,7  – 1,9  + 3,0  + 1,5 
Niederösterreich  – 5,5  + 7,0  – 1,4  – 1,5  – 0,0  – 2,3  – 1,9  – 5,0 
Burgenland  + 3,8  + 6,9  – 5,1  – 3,9  – 3,5  – 5,3  – 2,9  + 2,5 
Steiermark  – 0,7  + 8,4  – 1,2  – 1,4  – 2,0  – 1,5  – 1,7  + 1,0 
Kärnten  – 4,6  + 7,7  – 1,3  – 1,2  – 1,6  – 2,3  + 0,1  – 0,6 
Oberösterreich  – 5,6  + 6,4  – 1,6  – 1,6  – 2,8  – 0,2  – 1,9  – 2,1 
Salzburg  + 0,3  + 7,5  – 1,7  – 1,4  – 1,3  – 2,9  + 0,9  – 5,0 
Tirol  + 4,9  + 6,8  – 0,2  – 0,4  – 0,9  – 3,2  – 0,5  + 5,6 
Vorarlberg  + 1,1  + 8,2  – 2,0  – 2,0  – 2,8  – 3,1  – 0,2  + 2,5 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – 
WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Technischer Produktionswert pro Kopf (unselbständig Beschäftigte). – 
2) Bruttoverdienste und Sonderzahlungen pro Kopf (unselbständig Beschäftigte), laut Konjunkturerhebung von 
Statistik Austria. – 3) Laut Konjunkturerhebung von Statistik Austria. – 4) Laut Dachverband der Sozialversicherungs-
träger. – 5) ÖNACE-2008-Abteilungen. Niedrig . . . Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln (C10), Geträn-
keherstellung (C11), Tabakverarbeitung (C12), Herstellung von Textilien (C13), Herstellung von Bekleidung (C14), 
Herstellung von Leder, Lederwaren und Schuhen (C15), Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren (ohne 
Möbel) (C16), Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus (C17), Herstellung von Druckerzeugnissen, Ver-
vielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern (C18), Herstellung von Möbeln (C31), Herstellung von 
sonstigen Waren (C32). Mäßig . . . Kokerei und Mineralölverarbeitung (C19), Herstellung von Gummi- und Kunst-
stoffwaren (C22), Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden (C23), Me-
tallerzeugung und -bearbeitung (C24), Herstellung von Metallerzeugnissen (C25), Reparatur und Installation von 
Maschinen und Ausrüstungen (C33). Erheblich . . . Herstellung von chemischen Erzeugnissen (C20), Herstellung 
von elektrischen Ausrüstungen (C27), Maschinenbau (C28), Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 
(C29), sonstiger Fahrzeugbau (C30). Hoch . . . Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen (C21), Herstellung 
von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen (C26). 

3. Krise in der Bauwirtschaft ebbt ab 

Nach dem Einbruch der Bauinvestitionen im 
Jahr 2023 stand auch das Jahr 2024 zu-
nächst ganz im Zeichen der herausfordern-
den makroökonomischen Rahmenbedin-
gungen mit erschwerter Finanzierung (hohe 
Zinsen, KIM-VO4) und ungünstiger Kostendy-
namik (hohe Inflation und kräftiges Baukos-
tenwachstum). Dementsprechend 

 
4)  Kreditinstitute-Immobilienfinanzierungsmaßnahmen-
Verordnung. 

schrumpften die Bauinvestitionen auch im 
I. Quartal 2024 kräftig (11,0%; real, laut 
VGR), was den pessimistischen Konjunktur-
einschätzungen entsprach. Die Verlangsa-
mung des Rückgangs in den Folgequartalen 
(5,0%, 3,5%, 3,1% im II. bis IV. Quartal) war 
jedoch Ausdruck einer Stabilisierung der 
Baukonjunktur. Besonders deutlich war die 

Im Bauwesen setzten 
sich die empfindlichen 
Rückgänge des Vorjah-
res nur mehr begrenzt 
fort. Im Jahresverlauf 
2024 zeigte sich eine all-
mähliche Stabilisierung. 
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Bodenbildung im Wohnbau, welcher stärker 
als die anderen Teilsegmente des Bauwe-
sens unter den ungünstigen Rahmenbeding-
ungen gelitten hatte: Waren im I. Quartal 
2024 noch Rückgänge von 14,5% zu be-
obachten, so verkleinerten sie sich schritt-
weise bis auf 3,5% im IV. Quartal 2024. Die 
Bodenbildung ist zwar ein deutliches Zeichen 
einer aufklarenden Baukonjunktur, dürfte 
aber laut WIFO-Prognose vom März 2025 
nicht unmittelbar in eine Wachstumsphase 
umschlagen. Für das laufende Jahr erwartet 
das WIFO eher eine Seitwärtsbewegung. 

Aufgrund der hohen, aber abnehmenden 
Inflation ist ein Vergleich der Bauproduktion 
der Jahre 2023 und 2024 schwierig. Der 
scheinbar stärkere Rückgang des nominel-
len Produktionswertes im Jahr 2024 (2%) ge-
genüber der Stagnation 2023 erklärt sich 
durch die drastischen Baukostensteigerun-
gen infolge des Ukraine-Krieges. Preisberei-
nigt war der Rückgang der Bauproduktion 
im Jahr 2024 zwar ebenfalls ausgeprägt, 
aber schwächer als im Vorjahr. Aus regiona-
ler Perspektive sank der Produktionswert 
2024 in allen Bundesländern bis auf Nieder-
österreich (+0,2%). Regionale Muster in der 

Bauproduktion gab es keine, die stärksten 
Einbußen waren auch regional breit gestreut 
(Vorarlberg 6,5%, Kärnten 4,4%, Wien 
3,6%). Ebenfalls spürbar schrumpfte die 
Bauproduktion im Burgenland (2,9%), der 
Steiermark (1,6%) und Oberösterreich 
(1,6%). Leichte Rückgänge verzeichneten 
Salzburg (0,9%) und Tirol (0,6%). 

Die Aufschlüsselung der Produktionsentwick-
lung nach Sparten zeigt sehr deutlich, woher 
die Einbußen des abgelaufenen Jahres 
stammen: Mit 7,6% stand der Hochbau 
(ÖNACE 2008, Abteilung F41) im Zentrum der 
Rezession. In einzelnen Bundesländern 
konnte er sich zwar von der Abwärtsentwick-
lung abkoppeln (Kärnten +2,0%, Burgenland 
+0,7%), insgesamt war der Hochbau jedoch 
in sechs von neun Bundesländern das 
schwächste Segment. Vergleichsweise stabil 
verliefen die sonstigen Bautätigkeiten (F43), 
hier stagnierte die Produktion im Jahr 2024 
nominell. Eine Konjunkturstütze war der Tief-
bau, dem sogar ein Produktionswachstum 
von 2,4% gelang. Über die Bundesländer hin-
weg war die Entwicklung jedoch wie üblich 
volatil und wenig einheitlich. 

  

Übersicht 5: Nomineller Produktionswert und Auftragseingänge der Bauwirtschaft 2024 
 Insgesamt Hochbau Tiefbau Sonstige 

Bautätigkeiten 
Auftrags-
eingänge 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  – 2,0  – 7,6  + 2,4  + 0,0  + 4,8 
       
Wien  – 3,6  – 12,8  + 14,6  + 1,2  + 5,5 
Niederösterreich  + 0,2  – 2,2  + 2,9  + 0,6  + 0,3 
Burgenland  – 2,9  + 0,7  – 21,7  – 0,8  + 6,1 
Steiermark  – 1,6  – 7,8  + 5,5  – 0,1  + 1,1 
Kärnten  – 4,4  + 2,0  – 26,0  – 5,4  + 8,4 
Oberösterreich  – 1,6  – 8,0  + 2,8  – 0,4  + 0,9 
Salzburg  – 0,9  – 1,3  – 2,3  – 0,1  + 39,8 
Tirol  – 0,6  – 7,2  + 4,5  + 2,2  + 2,4 
Vorarlberg  – 6,5  – 18,2  + 2,9  – 0,4  + 6,0 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Abgesetzte Produktion 
(ÖNACE). Fortschreibung der endgültigen Werte 2023 mit den Veränderungsraten der vorläufigen Datenstände 
2023 und 2024. 

 

Die Krise in der Bauwirtschaft schlug erst ver-
zögert auf den Arbeitsmarkt durch. So 
schrumpfte die Baubeschäftigung erst ab 
dem 2. Halbjahr 2023 (0,5%). 2024 be-
schleunigte sich der Rückgang deutlich. Im 
Gesamtjahr sank die Zahl der unselbständig 
Beschäftigten um 2,9% bzw. 8.300 Beschäfti-
gungsverhältnisse. Unterjährig schwankten 
die Verluste zwischen 3,2% und 2,4%. Nach 
Bundesländern schrumpfte die Baubeschäf-
tigung in Wien (4,0%), dem Burgenland 
(3,9%), Vorarlberg (3,5%), Oberösterreich 
(3,3%) sowie der Steiermark (3,0%) über-
durchschnittlich kräftig, etwas schwächer 
dagegen in Niederösterreich (2,7%), Salz-
burg (2,3%), Kärnten (1,6%) sowie Tirol 
(0,5%). Da der Hochbau in praktisch allen 
Bundesländern deutlich zurückging, erga-
ben sich die Unterschiede in den Verände-

rungsraten vielfach durch gegenläufige Ent-
wicklungen im Tiefbau, der 2024 in fünf von 
neun Bundesländern seinen Personalstand 
ausbaute. Das Baunebengewerbe verlor 
demgegenüber in allen Bundesländern an 
Beschäftigten, die Bandbreite lag zwi-
schen 1,1% und 4,6%.  

Die Entwicklung der Auftragseingänge – ein 
wichtiger Vorlaufindikator – war 2024 wieder 
deutlich günstiger als im Vorjahr. Im Öster-
reich-Durchschnitt lag der Zuwachs bei 4,8%, 
wobei alle Bundesländer positive Werte aus-
wiesen. Die teilweise höheren Wachstumsra-
ten, z. B. in Salzburg, hängen mit Tiefbau-
Großprojekten zusammen. Die Stabilisierung 
der Auftragseingänge spricht ebenfalls da-
für, dass die österreichische Bauwirtschaft 
den Tiefpunkt bereits überwunden hat. 
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4. Dienstleistungen: Verlangsamung der Beschäftigungsdynamik setzt sich 
bundesweit fort 

4.1 Rückläufige Beschäftigung im Handel  

Die anhaltende Rezession belastete den ös-
terreichischen Handel auch 2024. Auf die 
Stagnation im Vorjahr (±0,0%) folgte ein 
Rückgang der unselbständigen Beschäfti-
gung von 0,8%. Während die Beschäftigung 
im Großhandel 2023 noch zugelegt hatte, 
war sie 2024 in allen Bundesländern bis auf 
Wien und Salzburg rückläufig (Österreich ins-
gesamt 0,5%). Gleichzeitig schrumpfte der 
Großhandelsumsatz laut Konjunkturindex 
(Basis 2021) sowohl nominell als auch real 
um 3,3%.  

Im Einzelhandel zeigte sich 2024 ein ähnli-
ches Bild wie im Vorjahr; während die Be-
schäftigung um 1,5% zurückging, ergaben 
sich nominell und real Umsatzzuwächse 
(+2,1% bzw. +0,5%). Die stärksten nominellen 
Umsatzrückgänge innerhalb des Einzelhan-
dels verzeichnete laut Schätzungen des Insti-
tuts für Österreichs Wirtschaft wie auch im 
Vorjahr der Möbelhandel (9,4%), vor dem 
Sportartikelhandel (5,2%), während der Le-
bensmitteleinzelhandel (+4,3%) und die Dro-
gerien (+4,0%) die kräftigsten Zuwächse er-
zielten. Im Bekleidungshandel, dem 2023 
nach der Lebensmittelbranche die stärkste 

Umsatzsteigerung gelungen war, blieb der 
nominelle Umsatz 2024 mit +0,8% nahezu un-
verändert. Unter Berücksichtigung der nega-
tiven Preisentwicklung verzeichnete der Be-
kleidungshandel mit +2,1% allerdings die 
deutlichste reale Absatzzunahme nach dem 
Elektro- und dem Onlinegeschäft (jeweils 
+2,4%; Voithofer et al., 2024). Im Kfz-Handel 
(nominell +2,1%, real +0,5%) schwächte sich 
die Dynamik gegenüber dem Vorjahr nur 
leicht ab; die Beschäftigung stieg mit +1,4% 
stärker an als im Vorjahr (+0,3%). 

Trotz regionaler Differenzen manifestierte 
sich die anhaltende Rezession in der Be-
schäftigungsentwicklung. Der Handel insge-
samt gewann 2024 nur in Salzburg (+0,5%) 
und im Burgenland (+0,4%) leicht an Be-
schäftigten hinzu, wobei die Zuwächse im 
Burgenland vor allem auf den Einzelhandel 
(+0,5%) und in Salzburg auf den Großhandel 
(+1,5%) zurückzuführen waren. Im Einzelhan-
del verzeichnete neben dem Burgenland 
nur Vorarlberg (+0,3%) Beschäftigungszu-
wächse, im Großhandel neben Salzburg nur 
Wien (+0,4%). In Kärnten büßte der Handel 
wie bereits im Vorjahr am stärksten an Be-
schäftigung ein (1,6%), wozu insbesondere 
der Großhandel (3,0%) beitrug.  

 

Übersicht 6: Unselbständige Beschäftigung im Handel 2024 
Nach ÖNACE 

 Kfz-Handel; 
Instandhaltung 
und Reparatur 

von Kfz 

Großhandel  Einzelhandel Handel insgesamt 
 Unselbständig 

aktiv Beschäftigte 
Geringfügig 
Beschäftigte 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 1,4  – 0,5  – 1,5  – 0,8  – 3,0 
       
Wien  + 1,1  + 0,4  – 1,3  – 0,4  – 1,8 
Niederösterreich  + 1,6  – 0,5  – 2,7  – 1,3  – 4,6 
Burgenland  + 2,2  – 0,7  + 0,5  + 0,4  – 2,0 
Steiermark  + 1,6  – 0,5  – 1,9  – 1,0  – 1,6 
Kärnten  + 2,9  – 3,0  – 2,1  – 1,6  – 4,3 
Oberösterreich  + 1,0  – 1,4  – 0,7  – 0,8  – 3,5 
Salzburg  + 2,6  + 1,5  – 0,8  + 0,5  – 3,5 
Tirol  + 0,5  – 0,8  – 2,1  – 1,4  – 3,3 
Vorarlberg  – 1,1  – 1,4  + 0,3  – 0,4  – 1,7 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. 

 

4.2 Beschäftigung in den sonstigen 
Marktdienstleistungen stagniert trotz 
Wachstums in den wissensintensiven 
Dienstleistungen 

Bereits im 2. Halbjahr 2023 war in den sonsti-
gen Marktdienstleistungen eine kontinuierli-
che Abnahme der Beschäftigungsdynamik 
zu beobachten gewesen, die sich im Jahres-
verlauf 2024 fortsetzte. Nachdem die Be-
schäftigung im Gesamtjahr 2023 noch leicht 
zulegen konnte, stagnierte sie 2024 auf dem 

Niveau des Vorjahres (+0,0%). Während die 
wissensintensiven Dienstleistungen mit +2,2% 
deutlich positiv zur Beschäftigung beitrugen, 
verzeichneten die übrigen marktorientierten 
Dienstleistungen einen Beschäftigungsrück-
gang von 1,5%. Starke Zuwächse gab es wie 
im Vorjahr in der Unternehmensberatung 
(+7,0%) und in der Luftfahrt (+7,6%), etwas 
geringere in den IT-Dienstleistungen (+3,4%). 
In der Arbeitskräfteüberlassung brach der 
Personalstand mit 14,2% noch deutlicher 
ein als 2023 (8,7%). 

2024 schrumpfte die Be-
schäftigung im österrei-
chischen Handel trotz 
vereinzelter Zuwächse in 
Salzburg und dem Bur-
genland.  

Nach einer leichten Er-
holung im Vorjahr stag-
nierte die Beschäftigung 
in den sonstigen markt-
orientierten Dienstleis-
tungen im Jahr 2024.  
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Übersicht 7: Beschäftigungsentwicklung in den sonstigen marktorientierten Dienstleistungen 
2024 

 Wissensintensive 
Dienstleistungen1) 

Übrige marktorientierte 
Dienstleistungen2) 

Insgesamt 

 Veränderung gegen 
das Vorjahr in % 

  

Österreich  + 2,2  – 1,5  + 0,0 
     
Wien  + 2,2  – 0,5  + 0,8 
Niederösterreich  + 1,9  – 0,4  + 0,3 
Burgenland  + 1,1  – 1,7  – 0,6 
Steiermark  + 1,7  – 2,6  – 1,0 
Kärnten  + 2,2  – 3,8  – 1,6 
Oberösterreich  + 2,7  – 4,4  – 1,8 
Salzburg  + 3,2  + 1,5  + 2,1 
Tirol  + 2,6  – 0,4  + 0,7 
Vorarlberg  + 2,1  – 1,6  – 0,3 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) ÖNACE 2008, Ab-
schnitte K, M und Abteilungen J62, J63. – 2) ÖNACE 2008, Abschnitte H, L, N, R, T und Abteilungen J58 bis J61, S95, 
S96. 

  
  

Abbildung 3: Konjunktureinschätzung in den sonstigen marktorientierten Dienstleistungen 
Entwicklung der Geschäftslage in den letzten 3 Monaten, saisonbereinigte Salden 
zwischen positiven und negativen Meldungen, in % der meldenden Betriebe 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest.  

 

Wie der Handel büßten auch die sonstigen 
Marktdienstleistungen in der Steiermark 
(1,0%) und in Kärnten (1,6%) empfindlich 
an Beschäftigung ein. In Westösterreich 
blieb der Bestand dagegen nahezu unver-
ändert (0,2%), im Vorjahr war dort allerdings 
noch ein Beschäftigungswachstum von 1,0% 
verzeichnet worden. Zum Rückgang trug vor 
allem Oberösterreich bei, das mit 1,8% die 
größten Einbußen unter allen Bundesländern 
erlitt, wozu vor allem die übrigen marktorien-
tierten Dienstleistungen (4,4%) beitrugen. 
Wachstumsmotoren blieben insbesondere 
Salzburg und Tirol. In Ostösterreich wiesen 
nur die wissensintensiven Dienstleistungen 
(+2,1%) ähnlich wie im Bundestrend eine 

deutlich positive Entwicklung auf, während 
die Beschäftigung in den übrigen marktori-
entierten Dienstleistungen dort schwächer 
zurückging (0,5%) als im Bundesdurch-
schnitt (1,5%). 

Der Saldo aus positiven und negativen Mel-
dungen zur jüngsten Entwicklung der Ge-
schäftslage, der im Rahmen des WIFO-
Konjunkturtests erhoben wird, war für die 
sonstigen Marktdienstleistungen in allen 
Quartalen des Jahres 2024 negativ; im Jän-
ner und Juli 2024 betrug der Saldo je-
weils 12,4 Punkte. Im Jänner 2025 lag er 
mit 1,25 Punkten nur mehr leicht unter null. 
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5. Tourismus: Neue Höchstwerte bei Ankünften und Nächtigungen 
5.1 Wintertourismus und internationale 

Nachfrage als Wachstumstreiber  

2024 setzte sich im heimischen Tourismus die 
Aufwärtstendenz aus dem Vorjahr weiter 
fort, wobei sich im Durchschnitt der Winter-
monate eine stärkere Dynamik zeigte als 
von Mai bis Oktober (Ankünfte +4,5% zu 
+2,5%, Nächtigungen +3,5% zu +0,9%). Den-
noch wurden in den Wintermonaten des 
Jahres 2024 die Vergleichsmarken von 2019 
noch immer nicht ganz erreicht (An-
künfte 1,3%, Nächtigungen 1,4%); im Som-
mer überschritt die Nachfrage indes den bis-
herigen Höchststand (+3,1% bzw. +3,3% ge-
genüber dem Vorkrisenniveau vom Sommer 
2019). 

Im Gesamtjahr ergaben sich in der mengen-
mäßigen Nachfrage nicht nur deutliche Zu-
gewinne gegenüber 2023, sondern mit 
46,7 Mio. Ankünften (+3,3%) und 154,3 Mio. 

Nächtigungen (+2,1%) auch neue Höchst-
werte seit Beginn der Zeitreihe 1959, welche 
die bisherigen Nachfragespitzen von 2019 
um jeweils 1,1% übertrafen. Wie schon in den 
beiden Vorjahren ging das Wachstum auch 
2024 vorrangig vom internationalen Seg-
ment aus (Ankünfte +4,2%, Nächtigungen 
+2,5%), während der Binnentourismus mode-
rater zulegte (+1,6% bzw. +0,9%, jeweils im 
Vorjahresvergleich). In Bezug auf die Ver-
weildauer in derselben Unterkunft setzte sich 
der langjährige Trend zu kürzeren Aufenthal-
ten, der nur in den Pandemiejahren 2020 
und 2021 kurzzeitig durchbrochen worden 
war, weiter fort. Mit durchschnittlich 
3,3 Nächten erreichte die Verweildauer neu-
erlich den bisherigen Tiefstwert von 2019 
(1,2% im Vorjahresvergleich). Tourist:innen 
aus dem Ausland blieben dabei länger als 
Binnenreisende (3,5 zu 2,8 Nächte), wenn-
gleich sich ihre Aufenthaltsdauer stärker ver-
kürzte (1,6% zu 0,7% gegenüber 2023). 

  

Übersicht 8: Tourismus im Kalenderjahr 2024 
Übernachtungen 

 Insgesamt Inländische 
Reisende 

Ausländische Reisende Hotels und 
ähnliche 
Betriebe 

Gewerb-
liche Ferien-
wohnungen 

Private 
Unter-

künfte1) 

Andere 
Unterkünfte    Insgesamt Deutsche Andere 

 2024 
in 1.000 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich 154.318  + 2,1  + 0,9  + 2,5  + 1,8  + 3,3  + 1,9  + 8,1  – 1,2  + 1,2 
            
Wien 18.865  + 9,3  + 6,5  + 9,9  + 4,3  + 11,7  + 9,5  + 20,9  – 12,5  + 2,6 
Niederösterreich 7.323  – 0,2  + 0,0  – 0,7  + 0,5  – 1,3  – 2,1  + 28,6  – 5,3  + 4,3 
Burgenland 3.287  + 4,5  + 4,7  + 3,8  – 0,5  + 9,0  + 5,2  – 0,2  – 0,1  + 4,9 
Steiermark 13.975  + 1,8  + 0,4  + 3,5  + 2,9  + 4,1  + 0,7  + 6,6  + 1,1  + 2,7 
Kärnten 13.139  – 0,3  – 1,2  + 0,3  – 1,1  + 2,1  – 1,8  + 6,8  – 0,2  – 1,1 
Oberösterreich 8.886  + 2,3  + 1,9  + 2,7  + 4,7  + 0,6  + 2,3  + 4,2  + 0,6  + 2,5 
Salzburg 30.176  + 0,1  – 0,5  + 0,3  + 0,9  – 0,3  – 0,0  + 4,1  – 2,2  – 1,2 
Tirol 49.169  + 1,6  + 0,4  + 1,7  + 2,0  + 1,2  + 0,7  + 8,2  – 0,7  + 2,3 
Vorarlberg 9.498  + 2,3  – 1,0  + 2,7  + 2,3  + 3,4  + 1,9  + 9,5  + 0,5  – 1,5 
           
 2019 

in 1.000 
Veränderung 2024 gegen das Vorkrisenniveau von 2019 in % 

Österreich 152.709  + 1,1  + 0,8  + 1,1  + 3,1  – 0,9  – 3,4  + 46,3  – 6,9  + 1,0 
            
Wien 17.605  + 7,2  + 10,1  + 6,5  + 3,0  + 7,6  + 2,4  +140,8  – 12,4  – 18,2 
Niederösterreich 7.678  – 4,6  – 3,1  – 7,5  – 9,4  – 6,6  – 9,6  +158,2  – 3,9  + 1,3 
Burgenland 3.144  + 4,5  + 3,6  + 7,7  – 1,9  + 21,0  + 2,1  + 58,4  – 9,8  + 12,5 
Steiermark 13.289  + 5,2  – 0,8  + 13,5  + 12,8  + 14,2  – 2,0  + 43,6  + 4,3  + 10,3 
Kärnten 13.360  – 1,7  + 1,6  – 3,8  – 3,9  – 3,6  – 8,7  + 25,8  – 0,4  + 0,4 
Oberösterreich 8.544  + 4,0  + 3,9  + 4,2  + 8,7  – 0,1  + 2,3  +105,3  – 5,7  + 2,2 
Salzburg 29.971  + 0,7  – 0,4  + 1,0  + 5,0  – 3,0  – 3,2  + 36,4  – 4,8  – 9,9 
Tirol 49.897  – 1,5  – 3,5  – 1,3  + 2,6  – 6,4  – 6,6  + 37,0  – 10,2  + 13,3 
Vorarlberg 9.222  + 3,0  + 4,1  + 2,9  + 3,6  + 1,5  + 0,2  + 66,1  – 9,2  – 9,2 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Privatquartiere und private Ferienwohnungen (jeweils auf und nicht auf Bauernhof). 

 

Die nominellen Reiseverkehrseinnahmen, die 
auch den von der Beherbergungsstatistik 
nicht abgedeckten Tagestourismus sowie 
Ausgaben von Transitreisenden, Pendler:in-
nen und Studierenden umfassen, stiegen 
2024 ebenfalls (+5,6% im Vergleich zum Vor-

jahr). Der nominelle Zuwachs war allerdings 
durch den lebhaften Preisauftrieb bei touris-
tischen Gütern und Dienstleistungen (+5,4%) 
getrieben, wodurch die Einnahmen in realer 
Rechnung stagnierten (+0,1%). Die Heraus-
forderungen im wirtschaftlichen Umfeld, 

2024 überschritt die tou-
ristische Nachfrage die 
bisherigen Höchstmar-
ken von 2019 um jeweils 
1,1%. Im Jahresabstand 
wurden mit 46,7 Mio. An-
künften und 154,3 Mio. 
Nächtigungen Zu-
wächse von 3,3% bzw. 
2,1% erzielt. 
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nicht nur im Inland, sondern auch in Europa 
und insbesondere in Deutschland, dem 
wichtigsten ausländischen Quellmarkt, wa-
ren bereits 2024 in der Nachfrage spürbar. 
Auch die geopolitischen Spannungen trüb-
ten die Konsumstimmung. In der Folge kürz-
ten die privaten Haushalte mit den nicht un-
bedingt notwendigen Ausgaben auch sol-
che für touristische Aktivitäten oder passten 
ihr Reiseverhalten an, indem sie das Urlaubs-
budget konstant hielten, günstigere Unter-
künfte wählten, die Reisedauer verkürzten 
sowie Nebenausgaben (z. B. den Konsum 
vor Ort) einschränkten. 

In Bezug auf das Nächtigungsaufkommen in 
österreichischen Beherbergungsbetrieben 
war der Anteil internationaler Gäste 2024 mit 
73,9% so hoch wie zuletzt 1997 (2023: 73,6%, 
2019: 73,8%). Von den insgesamt rund 
114,1 Mio. Übernachtungen ausländischer 
Tourist:innen entfielen mit 83,0% mehr als vier 
Fünftel auf Quellmärkte in der EU. Im Ver-
gleich zum Vorjahr bedeutete dies zwar ei-
nen Zuwachs um absolut gut 1,7 Mio. Näch-
tigungen, der Marktanteil ausländischer EU-
Bürger:innen ging jedoch aufgrund der 
schwächeren Dynamik (+1,9%, Ausland ins-
gesamt +2,5%) um 0,5 Prozentpunkte zurück. 
Allein Deutsche zeichneten 2024 für gut jede 
zweite Nächtigung internationaler Gäste in 
Österreich verantwortlich (51,3%), Niederlän-
der:innen für knapp jede zehnte (9,7%). 
Während diese beiden, für den österreichi-
schen Tourismus wichtigsten Quellmärkte ih-
ren Stellenwert im Vergleich zu 2019 sogar 
noch ausbauten (+1,0 bzw. +0,5 Prozent-
punkte), schrumpfte der internationale 
Marktanteil ferner Herkunftsländer5) von 6,3% 
auf 4,9%. Die noch immer drastischen Näch-
tigungsrückstände von Gästen aus Russland 
(2019/2024 86,2%), China (55,7%) und Ja-
pan (53,9%) verursachten hierbei trotz Zu-
wächsen auf den übrigen Fernmärkten 
(Durchschnitt +16,0%) eine Lücke von insge-
samt 21,2%. 

Auf Ebene der Bundesländer entwickelten 
sich die Nächtigungszahlen (inländische und 
ausländische Gäste) insbesondere in Wien 
und im Burgenland sehr dynamisch (+9,3% 
bzw. +4,5% im Jahresabstand). Oberöster-
reich und Vorarlberg bilanzierten mit jeweils 
+2,3% leicht überdurchschnittlich. Geringfü-
gig seltener als 2023 nächtigten die Gäste 
zuletzt nur in Niederösterreich und Kärnten. 
In diesen beiden Landesteilen sowie in Tirol 
blieb die Nachfrage zudem unter dem Vor-
krisenniveau von 2019. Die prozentuell größ-
ten Zugewinne gegenüber 2019 erzielten 
Wien und die Steiermark (+7,2% bzw. +5,2%). 

Bei der Wahl der Unterkunft erfreuten sich 
2024 erneut gewerbliche Ferienwohnungen 
und -häuser großer Beliebtheit (Nächtigun-
gen +8,1%). Mit einer Zunahme um 46,3% seit 

 
5)  Hier: BRIC-Länder (Brasilien, Russland, Indien, 
China), ehemalige GUS (ohne Russland und Ukraine), 

2019 zeichnete dieser Beherbergungstyp be-
reits für 13,1% des gesamten Nächtigungs-
aufkommens verantwortlich. Stärker als im 
Durchschnitt aller Unterkünfte wuchs die 
Nachfrage auch in den vor allem von Ge-
schäftsreisenden frequentierten 5/4-Stern-
Betrieben (+4,1% gegenüber 2023; Hotellerie 
insgesamt +1,9%); bei den Camping-Nächti-
gungen entsprach die Dynamik mit +2,1% 
der Gesamtentwicklung. In den übrigen Un-
terkunftstypen war die Nachfrage rückläufig 
(z. B. Privatquartiere und private Ferienwoh-
nungen 1,2%, 3-Stern-Betriebe 1,6%) oder 
stagnierte (2/1-Stern-Hotels). 

In Wien und im Burgenland entwickelten sich 
die Nächtigungen in der Hotellerie mit +9,5% 
und +5,2% nicht nur deutlich günstiger als 
bundesweit, sondern auch dynamischer als 
die regionale Gesamtnachfrage, insbeson-
dere im 5/4-Stern-Segment (+12,6% bzw. 
+7,1%). Während die 2/1-Stern-Betriebe in 
der Bundeshauptstadt ebenfalls überdurch-
schnittlich bilanzierten (+10,8%), fuhr das 
günstigste Hotelsegment im Burgenland den 
relativ größten Verlust unter allen Bundeslän-
dern ein (9,9%). 

Saisonal verlief die Nächtigungsnachfrage 
im Winter 2023/24 schwungvoller als im Som-
mer 2024 (+2,5% zu +0,9% im Jahresabstand). 
Zurückzuführen war dies nicht zuletzt auf die 
bereits sehr starke Sommersaison 2023, in der 
mit gut 80,9 Mio. Übernachtungen erstmals 
die 80-Mio.-Marke übersprungen worden 
war. Zudem nahm die Binnennachfrage 
neuerlich leicht ab (0,3%; Ausland +1,3%). 
Dennoch wurde im Sommer 2024 mit 
81,6 Mio. Nächtigungen eine neue Höchst-
marke erreicht. Im Winter 2023/24 stieg hin-
gegen die Nachfrage in beiden Gästeseg-
menten ähnlich stark an (Inland +2,6%, Aus-
land +2,5%). Mit knapp 71,1 Mio. blieb das 
Nächtigungsvolumen aber immer noch um 
2,5% unter dem bislang höchsten Wert der 
Saison 2018/19 (72,9 Mio.), wenngleich vier 
Bundesländer bereits besser bilanzierten als 
vor der COVID-19-Pandemie (Wien +3,5%, 
Burgenland +2,8%, Oberösterreich +1,5%, 
Steiermark +0,8%). Dagegen wiesen insbe-
sondere Niederösterreich und Tirol noch 
deutliche Rückstände auf (6,5% 
bzw. 5,5%). Gegenüber dem Winter 
2022/23 war das Ergebnis nur in Salzburg 
leicht schwächer (0,2%; übrige Bundeslän-
der: +1,2% in Tirol bis +12,5% in Wien). Im 
Sommer verzeichneten im Fünfjahresab-
stand alle Landesteile bis auf Niederöster-
reich und Kärnten (2019/2024 4,1% 
bzw. 2,0%) kräftige Zuwächse in der Nächti-
gungsnachfrage: sie reichten von +2,4% in Ti-
rol bis +8,1% in der Steiermark. Im Vergleich 
zur Vorjahressaison gelang jedoch nur Wien 
und dem Burgenland eine Steigerung (+8,2% 
bzw. +2,7%). 

Japan, Kanada, USA, Vereinigte Arabische Emirate, 
Saudi-Arabien. 
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Abbildung 4: Übernachtungen in den NUTS-3-Regionen im Winterhalbjahr 2023/24 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Statistik Austria. Landeshauptstädte und umgebende Regionen wurden getrennt ausgewiesen (außer Wien). 

 
 

Abbildung 5: Übernachtungen in den NUTS-3-Regionen im Sommerhalbjahr 2024 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Statistik Austria. Landeshauptstädte und umgebende Regionen wurden getrennt ausgewiesen (außer Wien). 

 

In der kleinräumigen Betrachtung (35 NUTS-
3-Regionen und acht Landeshauptstädte) 
schwankten die saisonalen Wachstumsraten 
noch deutlicher als auf Bundeslandebene, 
wobei die Spannweite auf Basis von Vorjah-
resvergleichen sowohl im Winter 2023/24 
(9,3 bis +39,1%) als auch im Sommer 2024 

(12,8% bis +35,6%) jeweils 48,4 Prozent-
punkte betrug. Die Spitzenreiter waren mit Ei-
senstadt (Winter) und Sankt Pölten (Sommer) 
jeweils städtische Destinationen, während 
die schwächsten Ergebnisse auf eine Kulina-
rikregion (Weinviertel; Winter) sowie eine Re-
gion mit gemischtem touristischem Angebot 
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(Sankt Pölten Umland; Sommer) entfielen 
(Abbildungen 4 und 5, Übersicht 9). Insge-
samt verbuchten im Winter 2023/24 von den 

43 Regionen 31 Gebiete mehr Nächtigun-
gen als im Vorjahr. Im Sommer 2024 waren 
es 24 Regionen. 

   

Übersicht 9: Übernachtungen nach Tourismusregionstypen und NUTS-3-Regionen 
im Tourismusjahr 2023/24 

 
Winterhalbjahr 2023/24 Sommerhalbjahr 2024  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Alpine Regionen insgesamt  + 0,7  – 0,6 

Oberkärnten  + 2,0  – 2,1 
Liezen  + 1,1  + 0,1 
Lungau  + 4,9  – 2,9 
Pinzgau–Pongau  – 0,8  – 1,1 
Außerfern  – 1,2  – 1,2 
Innsbruck (ohne Innsbruck–Stadt)  + 3,0  + 4,5 
Osttirol  + 2,5  – 2,8 
Tiroler Oberland  + 2,7  – 1,1 
Tiroler Unterland  – 1,0  – 0,2 
Bludenz–Bregenzer Wald  + 2,1  – 0,8 

    
Städte insgesamt  + 8,9  + 4,8 

Wiener Umland Nordteil  – 1,1  – 6,2 
Wiener Umland Südteil  + 3,7  + 0,5 
Wien  + 12,5  + 8,2 
Graz (ohne Graz–Stadt)  + 8,6  + 0,6 
Linz–Wels (ohne Linz–Stadt)  – 3,5  – 7,2 
Eisenstadt  + 39,1  + 3,5 
Klagenfurt  – 1,6  – 1,0 
Sankt Pölten  + 5,2  + 35,6 
Linz  + 6,4  + 1,8 
Salzburg  + 1,1  – 2,9 
Graz  + 8,6  + 6,2 
Innsbruck  + 7,6  + 3,9 
Bregenz  + 7,9  + 2,6 

    
Mischregionen insgesamt  + 2,8  + 0,3 

Mostviertel–Eisenwurzen  – 0,7  – 9,7 
Sankt Pölten (ohne Sankt Pölten–Stadt)  – 8,2  – 12,8 
Klagenfurt–Villach (ohne Klagenfurt–Stadt)  + 2,7  + 0,3 
Unterkärnten  – 3,1  – 1,9 
Östliche Obersteiermark  – 8,0  – 0,3 
Westliche Obersteiermark  + 6,2  + 4,0 
Steyr–Kirchdorf  + 2,7  + 1,3 
Traunviertel  + 6,5  + 2,4 
Salzburg und Umgebung (ohne Salzburg–Stadt)  + 2,7  + 0,5 
Rheintal-Bodenseegebiet (ohne Bregenz)  + 7,9  + 2,8 

    
Wellness- und Kulinarikregionen insgesamt  + 4,3  + 1,0 

Mittelburgenland  + 3,7  – 1,0 
Nordburgenland (ohne Eisenstadt)  + 9,0  + 2,0 
Südburgenland  + 11,5  + 6,0 
Niederösterreich Süd  – 1,0  + 1,6 
Waldviertel  + 5,3  + 0,5 
Weinviertel  – 9,3  – 10,8 
Oststeiermark  + 2,8  – 1,0 
West- und Südsteiermark  + 2,9  + 2,0 
Innviertel  + 1,8  + 3,0 
Mühlviertel  + 9,4  + 1,7 

    
Österreich insgesamt  + 2,5  + 0,9 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. 
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6. Konjunkturschwäche belastet auch den Arbeitsmarkt  

Nachdem sich die Beschäftigung im Jahr 
2023 trotz der Konjunkturflaute noch sehr ro-
bust entwickelt hatte (+1,2%), machte sich 
die anhaltende Rezession 2024 auch auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkbar und dämpfte 
den Zuwachs auf +0,2% (unselbständig ak-
tive Beschäftigung). Offensichtlich verloren 
die Unternehmen, die 2023 in Erwartung ei-
nes raschen Aufschwungs noch Arbeitskräfte 
gehortet hatten, an Zuversicht und setzten 

nunmehr verstärkt Personal frei. Dementspre-
chend gingen 2024 nur mehr von der öffent-
lichen Verwaltung und dem Gesundheits- 
und Sozialwesen deutlich positive Impulse für 
die Beschäftigungsentwicklung aus, wäh-
rend vor allem die Rückgänge im Bauwesen 
und in der Sachgüterproduktion dämpfend 
wirkten. 

  

Übersicht 10: Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung 2024 
 Insgesamt1) Männer Frauen Ausländische 

Arbeitskräfte 
Inländische 

Arbeitskräfte 
Ältere2) Jugendliche3) 

 Absolut Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich 3.897.774  + 0,2  – 0,5  + 0,8  + 2,6  – 0,7  + 4,1  – 1,5 
          
Wien 913.497  + 1,1  + 0,7  + 1,3  + 3,5  – 0,2  + 4,3  + 0,5 
Niederösterreich 643.262  – 0,1  – 0,7  + 0,4  + 2,1  – 0,8  + 4,2  – 1,7 
Burgenland 110.953  + 0,1  – 1,2  + 1,2  + 1,8  – 0,8  + 4,0  – 1,6 
Steiermark 537.925  – 0,3  – 1,1  + 0,5  + 2,0  – 0,9  + 4,1  – 2,4 
Kärnten 218.421  – 0,3  – 1,2  + 0,6  + 2,0  – 0,9  + 3,6  – 1,4 
Oberösterreich 682.861  – 0,5  – 1,4  + 0,2  + 0,9  – 1,1  + 3,4  – 2,6 
Salzburg 268.735  + 0,8  + 0,2  + 1,2  + 4,0  – 0,6  + 4,7  – 1,5 
Tirol 352.633  + 0,8  + 0,3  + 1,1  + 3,5  – 0,4  + 4,7  – 1,1 
Vorarlberg 169.486  – 0,0  – 0,8  + 0,8  + 1,1  – 0,5  + 4,6  – 2,4 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Unselbständig aktiv Beschäftigte (ohne Personen in auf-
rechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten). – 2) 55 Jahre oder älter. – 3) 15 bis 24 Jahre. 

 

Diese ausgeprägten branchenspezifischen 
Unterschiede erklären die auch im langjähri-
gen Vergleich großen Divergenzen in der re-
gionalen Beschäftigungsentwicklung. Wäh-
rend das dienstleistungsorientierte Wien 
(+1,1%) sowie die Tourismusbundesländer Ti-
rol und Salzburg (jeweils +0,8%) aufgrund des 
robusten Wachstums der dort bestimmen-
den Branchen weiterhin deutliche Zuwächse 
verzeichneten, schrumpfte die Beschäfti-
gung in den Industriebundesländern Oberös-
terreich, Steiermark und Kärnten um 0,3% bis 
0,5%. Dazwischen liegen das Burgenland 
(+0,1%), Niederösterreich (0,1%), und Vorarl-
berg (mit ±0,0%), in denen die Beschäfti-
gung annähernd stagnierte. 

Die Bundesländer mit überdurchschnittli-
chen Beschäftigungszuwächsen profitierten 
dabei von einer in der gegenwärtigen Kon-
junkturlage günstigen Wirtschaftsstruktur. In 
Wien trug die Beschäftigungsausweitung in 
den öffentlichen Dienstleistungen (insbeson-
dere in den Bereichen Gesundheit und Erzie-
hung) aufgrund ihres hohen Anteils an der 
Gesamtbeschäftigung 0,8 Prozentpunkte 
zum Wachstum bei, die Beherbergung und 
Gastronomie 0,2 Prozentpunkte. In Tirol und 
Salzburg trugen ebenfalls vor allem der Tou-
rismus sowie der öffentliche Sektor zum Be-
schäftigungswachstum bei. 

In Oberösterreich, der Steiermark und Kärn-
ten war hingegen die Industrieorientierung 
maßgeblich für die Beschäftigungsverluste. 
Die Herstellung von Waren trug dort am 
deutlichsten zum Abbau bei. In Kärnten und 
der Steiermark kam noch ein dem Bun-
destrend zuwiderlaufender Beschäftigungs-
rückgang in der Beherbergung und Gastro-
nomie hinzu. Im Burgenland, Niederöster-
reich und Vorarlberg konnte das anhal-
tende Wachstum im öffentlichen Sektor die 
Verluste in den anderen Branchen annä-
hernd wettmachen. 

Die hohe Bedeutung wirtschaftsstruktureller 
Faktoren für die relative regionale Arbeits-
marktposition wird durch eine kleinräumi-
gere Betrachtung auf Bezirksebene (Abbil-
dung 6) nochmals unterstrichen. Demnach 
wuchs die Beschäftigung 2024 nur mehr in 
Regionen mit ausgeprägter Dienstleistungs-
orientierung (Großstädte und deren Um-
land) sowie, wenngleich deutlich schwä-
cher, in den intensiven Tourismusgebieten. In 
allen anderen Regionstypen war die Be-
schäftigung rückläufig. Am kräftigsten war 
der Beschäftigungsanstieg in der einzigen 
Metropole Österreichs, in Wien, gefolgt von 
Mittel- und Großstädten sowie den Umland-
regionen.  

Die aktive unselbstän-
dige Beschäftigung 
stagnierte im Jahr 2024 
infolge der Rezession. In 
den industrielastigen 
Bundesländern Kärnten, 
Steiermark und Oberös-
terreich schrumpfte sie 
deutlich. 

Wirtschaftsstrukturelle 
Faktoren waren 2024 
auch für die kleinräu-
mige Beschäftigungs-
entwicklung maßgeb-
lich. 
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Abbildung 6: Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung nach Bezirken 2024 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Arbeitsmarktdatenbank des AMS und des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (Wohnortprinzip); 
WIFO-Berechnungen. 

 
 

Abbildung 7: Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung und des Arbeitskräfteangebotes nach Wirtschafts-
regionen 2024 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Arbeitsmarktdatenbank des AMS und des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (Wohnortprinzip); 
WIFO-Berechnungen. 

 

Die empfindlichen Wachstumsunterschiede 
nach Branchen und die anhaltende Segre-
gation der Beschäftigung nach Geschlecht 
erklären, warum die Frauenbeschäftigung 
auch 2024 noch deutlich (+0,8%), wenn 
auch etwas schwächer wuchs als im Vor-
jahr, während die Beschäftigung der Män-
ner um 0,5% zurückging. In den dienst-

leistungsorientierten und wachstumsstarken 
Bundesländern, insbesondere in Wien, wo 
die Männerbeschäftigung 2024 noch stieg, 
waren die Geschlechterunterschiede in den 
Veränderungsraten tendenziell etwas kleiner 
als im übrigen Bundesgebiet. Am größten 
waren sie im Burgenland mit 2,4 Prozent-
punkten. 
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Übersicht 11: Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung nach Wirtschaftsbereichen 2024 
 Land- und 

Forstwirtschaft, 
Energie-

versorgung 

Sachgüter-
erzeugung und 

Bergbau 

Bauwesen Marktorientierte Dienstleistungen Öffentlicher 
Dienst   Insgesamt Handel Unternehmens-

nahe Dienst-
leistungen1) 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 1,0  – 1,4  – 2,9  – 0,1  – 0,8  – 1,1  + 2,5 
         
Wien  + 5,6  + 0,1  – 4,0  + 0,7  – 0,4  – 0,1  + 2,7 
Niederösterreich  + 1,6  – 1,5  – 2,7  – 0,4  – 1,3  – 1,4  + 2,0 
Burgenland  – 1,6  – 3,9  – 3,9  + 0,4  + 0,4  – 0,1  + 3,0 
Steiermark  – 0,8  – 1,4  – 3,0  – 1,0  – 1,0  – 2,2  + 2,5 
Kärnten  + 2,8  – 1,2  – 1,6  – 1,7  – 1,6  – 3,8  + 2,4 
Oberösterreich  + 2,0  – 1,6  – 3,3  – 1,1  – 0,8  – 3,5  + 2,3 
Salzburg  – 11,4  – 1,4  – 2,3  + 1,5  + 0,5  + 2,2  + 2,2 
Tirol  + 4,5  – 0,4  – 0,5  + 0,0  – 1,4  – 0,0  + 2,9 
Vorarlberg  + 2,3  – 2,0  – 3,5  – 0,1  – 0,4  – 2,1  + 3,1 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Grundstücks- und Wohnungswesen, freie Berufe, wissen-
schaftliche und technische Dienstleistungen, Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen, Dienstleistungen im Bereich der Informations-
technologie, Informationsdienstleistungen. 

 

Noch deutlicher als nach Geschlecht 
schwankte das Beschäftigungswachstum 
nach Altersgruppe und Staatsbürgerschaft. 
Während die Beschäftigung der älteren Ar-
beitskräfte ab 55 Jahren um 4,1% zulegte, 
schrumpfte jene der Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen um 1,5%. Wien verzeich-
nete als das demografisch jüngste Bundes-
land Österreichs als einziges noch einen Be-
schäftigungszuwachs bei den Jugendlichen. 
In der Steiermark und Oberösterreich sank 
die Beschäftigung der 15- bis 24-Jährigen 
dagegen am deutlichsten – wohl auch auf-
grund der insgesamt schlechten Entwick-
lung. Aufgrund der anhaltenden Zuwande-
rung nach Österreich steigt der Anteil der Ar-
beitskräfte mit ausländischer Staatsbürger-
schaft an den Erwerbstätigen schon längere 
Zeit rasch. 2024 nahm in allen Bundeslän-
dern nur mehr die Ausländerbeschäftigung 

zu (zwischen +0,9% in Oberösterreich und 
+4,0% in Salzburg und Tirol), während die ak-
tive unselbständige Beschäftigung der Inlän-
der:innen überall zurückging (zwischen  
0,2% in Wien und1,1% in Oberösterreich). 

Weiterhin dynamisch entwickelte sich das 
Arbeitskräfteangebot. 2024 wuchs es mit 
+0,7% nur um 0,2 Prozentpunkte langsamer 
als im Vorjahr. Die erheblich regionalen Un-
terschiede korrelieren positiv mit der Be-
schäftigungsentwicklung. Wo die unselb-
ständige Beschäftigung 2024 kräftig zunahm 
(Wien, Salzburg und Tirol), wuchs auch das 
Arbeitskräfteangebot um zumindest 1%. In 
Kärnten und Oberösterreich stagnierte es, in 
den übrigen Bundesländern wuchs das An-
gebot um 0,3% bis 0,4%. 

  

Übersicht 12: Arbeitskräfteangebot 2024 
 Insgesamt1) Männer Frauen Ausländische 

Arbeitskräfte 
Inländische 

Arbeitskräfte 
Ältere2) Jugendliche3) 

 Absolut Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich 4.258.514  + 0,7  + 0,3  + 1,3  + 3,8  – 0,3  + 4,4  – 0,6 
          
Wien 1.041.899  + 1,9  + 1,7  + 2,0  + 5,2  + 0,1  + 4,5  + 2,0 
Niederösterreich 699.599  + 0,3  – 0,2  + 0,8  + 2,9  – 0,4  + 4,3  – 0,9 
Burgenland 120.955  + 0,4  – 0,6  + 1,4  + 2,3  – 0,4  + 4,1  – 0,7 
Steiermark 582.386  + 0,3  – 0,2  + 1,0  + 3,3  – 0,4  + 4,6  – 1,7 
Kärnten 239.926  – 0,0  – 0,6  + 0,7  + 2,8  – 0,7  + 3,6  – 0,5 
Oberösterreich 730.651  + 0,1  – 0,5  + 0,8  + 2,6  – 0,6  + 4,0  – 2,2 
Salzburg 285.227  + 1,1  + 0,7  + 1,5  + 4,7  – 0,3  + 5,0  – 0,9 
Tirol 375.007  + 1,0  + 0,7  + 1,4  + 4,2  – 0,2  + 4,8  – 0,6 
Vorarlberg 182.863  + 0,4  – 0,1  + 1,1  + 1,9  – 0,2  + 4,7  – 1,4 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich; Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Unselbständig aktiv Be-
schäftigte (ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten). – 2) 55 Jahre oder älter. – 
3) 15 bis 24 Jahre. 

 

Getrieben wurde der Anstieg durch ein stei-
gendes Angebot der Älteren, der ausländi-
schen Staatsbürger:innen sowie der Frauen, 
wobei die Ausweitung unter den Älteren in 

den meisten Bundesländern kräftiger ausfiel 
als unter den Ausländer:innen. In Wien, Tirol 
und Salzburg nahm auch das Arbeitskräfte-
angebot der Männer zu. Unter Jugendlichen 

Das Arbeitskräfteange-
bot wächst nach wie vor 
dynamisch, besonders 
in Wien, Tirol und Salz-
burg. 
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und Inländer:innen ging es österreichweit 
und in den meisten Bundesländen zurück, 
nicht jedoch in Wien, wo zudem das Arbeits-
kräfteangebot der Ausländer:innen mit 
+5,2% noch deutlicher zulegte als jenes der 
Älteren (+4,5%). Diese Sonderrolle lässt sich 
mit der Bevölkerungsstruktur Wiens und sei-
ner starken Anziehungskraft für ausländische 
Arbeitskräfte begründen. 

Insgesamt erhöhte sich 2024 aufgrund der 
Rezession auch die Arbeitslosenquote spür-
bar von 6,4% im Vorjahr auf 7,0%; die Zahl 

der Arbeitslosen stieg um 10,0%. Von diesem 
Anstieg waren Männer (+10,7%) stärker be-
troffen als Frauen (+9,1%). Noch ausgepräg-
ter waren aber auch bei der Arbeitslosigkeit 
die Unterschiede nach Staatsbürgerschaft 
und Alter. Unter den Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen erhöhte sich die Arbeitslo-
sigkeit um 13,1%, während sie unter den ab 
55-Jährigen um 7,8% zunahm. Unter Auslän-
der:innen lag der Zuwachs bei +15,7%, unter 
Inländer:innen nur bei 6,5%. Gleichzeitig 
stieg 2024 auch die Zahl der Langzeitarbeits-
losen um 10,0% an.  

 

Übersicht 13: Arbeitslosigkeit 2024 
 Arbeitslose Arbeitslosenquote 
 Insgesamt Männer Frauen Auslän-

dische 
Arbeitskräfte 

Inländische 
Arbeitskräfte 

Jugend-
liche1) 

Ältere2) Langzeit-
arbeitslose3) 

Niveau Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % In % Prozent-
punkte 

Österreich  + 10,0  + 10,7  + 9,1  + 15,7  + 6,5  + 13,1  + 7,8  + 10,0 7,0  + 0,6 
            
Wien  + 9,2  + 9,3  + 9,0  + 14,2  + 4,2  + 14,8  + 6,9  + 9,2 11,4  + 0,8 
Niederösterreich  + 8,3  + 8,7  + 7,6  + 13,0  + 6,6  + 14,5  + 5,7  + 12,0 6,3  + 0,5 
Burgenland  + 6,9  + 8,3  + 5,2  + 13,2  + 5,1  + 12,5  + 4,3  + 5,3 6,8  + 0,4 
Steiermark  + 12,3  + 14,0  + 10,1  + 18,2  + 9,6  + 11,2  + 11,7  + 15,8 6,1  + 0,7 
Kärnten  + 4,1  + 5,8  + 1,9  + 10,5  + 2,2  + 16,7  + 3,5  – 4,3 7,3  + 0,3 
Oberösterreich  + 17,2  + 18,4  + 15,8  + 26,4  + 12,3  + 4,9  + 13,6  + 14,9 4,9  + 0,7 
Salzburg  + 10,9  + 10,4  + 11,4  + 16,2  + 7,4  + 15,4  + 12,3  + 12,3 4,2  + 0,4 
Tirol  + 9,3  + 10,1  + 8,2  + 16,9  + 5,1  + 14,7  + 5,7  + 15,0 4,3  + 0,3 
Vorarlberg  + 9,3  + 11,1  + 7,1  + 12,7  + 7,0  + 17,5  + 6,6  + 9,8 5,6  + 0,5 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) 15 bis 24 Jahre. – 2) 55 Jahre oder älter. – 3) 1 Jahr oder länger arbeitslos. 

  
  

Abbildung 8: Entwicklung der Arbeitslosigkeit nach Bezirken 2024 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Arbeitsmarktdatenbank des AMS und des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (Wohnortprinzip); 
WIFO-Berechnungen. 

 

Der Anstieg der Arbeits-
losigkeit folgte nur sehr 
bedingt der Beschäfti-

gungsentwicklung. Auf 
Bezirksebene stieg die 
Arbeitslosigkeit vor al-

lem in den oberösterrei-
chischen und steirischen 

Industrieregionen.  
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Regional folgte der Anstieg der Arbeitslosig-
keit nur sehr bedingt der Beschäftigungsent-
wicklung. Zwar erhöhte sich die Zahl der Ar-
beitslosen in der Steiermark (+12,3%) und 
Oberösterreich (+17,2%), wo die Beschäfti-
gung schrumpfte, am stärksten, an dritter 
Stelle folgt jedoch mit Salzburg (+10,9%) be-
reits ein Bundesland mit robustem Beschäfti-
gungswachstum. Die geringste Zunahme der 
Arbeitslosigkeit meldete hingegen mit Kärn-
ten (+4,1%) ein Bundesland mit Beschäfti-
gungsrückgang. Wien verzeichnete trotz des 
stärksten Beschäftigungswachstums auch 
den kräftigsten Anstieg der Arbeitslosen-

quote (+0,8 Prozentpunkte) sowie der Lang-
zeitarbeitslosigkeit. 

Auf Bezirksebene erhöhte sich die Arbeitslo-
sigkeit 2024 vor allem in den oberösterreichi-
schen und steirischen Industriebezirken emp-
findlich, wobei die höchsten Zuwächse in 
Braunau (+31,6%), Kirchdorf an der Krems 
und Weiz (jeweils +21,4%) verzeichnet wur-
den. Rückläufig war die Arbeitslosigkeit nur 
mehr in drei Kärntner Bezirken (Spittal an der 
Drau 3,1%, Hermagor 0,6% und Völker-
markt 0,4%). 

7. Zusammenfassung  

Die Rezession der österreichischen Wirtschaft 
setzte sich im Jahr 2024 weiter fort. Während 
sich der Abschwung etwa im Bauwesen im 
Jahresverlauf verlangsamte, verschärfte er 
sich in der Industrie (einschließlich Bergbau, 
Energie- und Wasserversorgung, Abfallent-
sorgung) nach einem relativ günstigen 
III. Quartal erneut. Im I. Quartal 2025 dürfte 
das saisonbereinigte BIP erstmals wieder ge-
wachsen sein (Bilek-Steindl & Scheiblecker, 
2025).  

Das Industriebundesland Oberösterreich ver-
zeichnete 2024 laut WIFO-Schnellschätzung 
den stärksten Rückgang der Bruttowert-
schöpfung (3,5% gegenüber 2023). Dahin-
ter folgen Kärnten (3,3%) und mit einigem 
Abstand Niederösterreich (1,9%), die eben-
falls hart von der Industrierezession getroffen 
wurden. In Wien, Salzburg (jeweils 0,2%) 
und Tirol (0,5%) fiel der Rückgang der Brut-
towertschöpfung deutlich schwächer aus. 

Die Beherbergung und Gastronomie wirkten 
anders als 2023 nicht mehr konjunkturstüt-
zend. Positive Impulse gingen dagegen von 
der öffentlichen Verwaltung sowie einigen 
Dienstleistungsbereichen aus.  

Mit Blick auf die Beschäftigungsentwicklung 
wurden die spürbaren Rückgänge in der 
Sachgütererzeugung, im Bauwesen, im Han-
del und in den unternehmensnahen Dienst-
leistungen u. a. durch Zuwächse im öffentli-
chen Sektor aufgefangen, sodass die Ge-
samtbeschäftigung gegenüber dem Vorjahr 
stagnierte (+0,2%). Vergleichsweise kräftig 
legte sie in Wien, Salzburg und Tirol zu, wobei 
sich in der kleinräumigen Betrachtung auch 
in tourismusintensiven Regionen nur noch ein 
kleiner Beschäftigungszuwachs ergab. Touris-
tische Randgebiete und industriestarke Regi-
onen büßten dagegen deutlich an Beschäf-
tigung ein.  
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Budgetpolitik im Spannungsfeld zwischen 
Zukunftsaufgaben und Sanierungszwängen 
Bundesvoranschlag 2025/26 und Mittelfristiger Finanzrahmen 
2025 bis 2029 
Hans Pitlik, Margit Schratzenstaller 

 Das Doppelbudget 2025/26 und der Finanzrahmen bis 2029 sind geprägt durch erhebliche 
Konsolidierungserfordernisse. 

 Das gesamtstaatliche Maastricht-Defizit dürfte 2025 trotz der Konsolidierungsbemühungen noch 4,5% 
des BIP betragen und 2026 auf 4,2% zurückgehen. 

 Die Bundesregierung plant für 2025 ein Bruttokonsolidierungsvolumen von 7 Mrd. €, das bis 2029 auf 
16,5 Mrd. € steigen soll; davon entfallen etwa 70% auf ausgabenseitige Maßnahmen. 

 Die Budgetkonsolidierung ist eingebettet in Offensivmaßnahmen, deren Umfang von 0,6 Mrd. € (2025) 
auf 1,8 Mrd. € (2029) zunehmen soll. 

 Die gesamtstaatlichen Zinsaufwendungen steigen 2024/2029 von 1,5% auf 2,4% des BIP.  

 Die Nettoausgaben des Bundes für Pensionen erhöhen sich bis 2026 auf 35,1 Mrd. € bzw. 6,9% 
der Wirtschaftsleistung. 

 

 
Entwicklung der Ausgabenschwerpunkte im Bundeshaushalt 

 

Der Budgetanteil der Rubrik "Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie" wird von 47,8% (2024) 
bis 2029 planmäßig auf 51,8% ansteigen. Der Anteil der Ausgaben für "Kassa und Zinsen" 
steigt von 6,1% auf 7,6% (Q: Bundesministerium für Finanzen, 2025c; WIFO-Zusammen-
stellung). 

 

"Deutlich steigende 
budgetierte Auszahlungen 
für Zinsen sowie für "Ar-
beit, Soziales, Gesundheit 
und Familie" verringern 
die Spielräume für um-
weltpolitische Maßnah-
men, Infrastrukturinves-
titionen und Anstren-
gungen zur Verbesserung 
der Landesverteidigung." 
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Budgetpolitik im Spannungsfeld zwischen Zukunftsaufgaben und 
Sanierungszwängen 
Bundesvoranschlag 2025/26 und Mittelfristiger Finanzrahmen 2025 bis 2029 

Hans Pitlik, Margit Schratzenstaller 

 
Budgetpolitik im Spannungsfeld zwischen Zukunfts-
aufgaben und Sanierungszwängen. Bundesvoranschlag 
2025/26 und Mittelfristiger Finanzrahmen 2025 bis 2029 
Das Doppelbudget 2025/26 ist geprägt von einem Zielkon-
flikt zwischen dem erheblichen Sanierungsdruck und dem 
Anspruch, zentrale Investitionen, etwa in den Bereichen Kli-
maschutz und Landesverteidigung, abzusichern. Trotz der 
geplanten Konsolidierungsmaßnahmen bleibt das gesamt-
staatliche Maastricht-Defizit bis 2026 über 4% des BIP. Der 
Großteil der Konsolidierung erfolgt ausgabenseitig. Gleich-
zeitig steigen die Ausgaben für Pensionen und Zinsen deut-
lich und engen budgetäre Spielräume weiter ein. Struktu-
relle Reformen sind erforderlich, um den Spagat zwischen 
fiskalischer Sanierung und der Erfüllung politisch priorisierter 
Aufgaben bewältigen zu können. 

 Budget Policy between Investment Needs and Consoli-
dation Pressures. Draft Federal Budget 2025-26 and 
Medium-Term Fiscal Framework 2025-2029 
The 2025-26 draft federal budget reflects a growing trade-
off between mounting fiscal consolidation pressures and 
the need to safeguard key public investments, particularly 
in climate policy and national defence. Despite planned 
consolidation measures, the general government Maas-
tricht deficit is projected to remain above 4 percent of 
GDP until 2026. Consolidation efforts rely primarily on ex-
penditure reductions. At the same time, rising pension and 
interest expenditures continue to increasingly constrain fis-
cal space. Structural reforms are necessary to reconcile 
the objectives of fiscal sustainability and politically priori-
tised spending. 

 

 JEL-Codes: E62, H12, H20, H62, H68 • Keywords: Konsolidierungspolitik, Maastricht-Defizit, Verschuldung, Budgetpolitik, 
Bundesbudget 
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1. Rahmenbedingungen der Budgeterstellung 

Die Erstellung des Doppelbudgets 2025/26 
sowie der darauf aufbauenden mittelfristi-
gen Finanzplanung bis 2029 erfolgte unter 
herausfordernden ökonomischen und fi-
nanzpolitischen Rahmenbedingungen. Die 
der Budgeterstellung zugrundeliegende mit-
telfristige Prognose des WIFO vom März 2025 
(Übersicht 1) unterstellte ein drittes Rezessi-
onsjahr (BIP 2025 0,3%) und eine langsam 
zurückgehende, aber immer noch über-
durchschnittliche Inflation. In seiner aktuellen 
kurzfristigen Konjunkturprognose vom Juni 
2025 (Glocker & Ederer, 2025) erwartet das 
WIFO für 2025 mittlerweile eine Stagnation 
des Bruttoinlandsproduktes. Die anhaltende 
Konjunkturschwäche spiegelt sich auch in 
der Arbeitslosenquote, die bereits 2024 auf 
7,0% anstieg und 2025 weiter zunehmen 
dürfte. Erst im Jahr 2026 wird im Zuge der Er-
holung mit einem realen BIP-Wachstum von 
1,2% und einem leichten Rückgang der Ar-
beitslosenquote gerechnet. Unsicherheiten 
hinsichtlich der ökonomischen Entwicklung, 

drohende Handelskriege und geopolitische 
Unwägbarkeiten erhöhen die Planungsunsi-
cherheit für die öffentlichen Haushalte. 

Die finanzpolitischen Herausforderungen der 
kommenden Jahre werden durch die deutli-
che Verfehlung der europäischen Fiskalre-
geln verschärft. Der gesamtstaatliche Maas-
tricht-Saldo belief sich im Jahr 2024 
auf 4,7% des BIP und der Schuldenstand 
auf 81,8% des BIP, was auf einen beträchtli-
chen budgetären Sanierungsbedarf hin-
weist. Mit einem Finanzierungssaldo 
von 3,5% des BIP (2024) entfällt ein wesentli-
cher Anteil davon auf die Bundesebene, 
wenngleich auch auf Ebene der Bundeslän-
der und Gemeinden ein substanzieller Kon-
solidierungsbedarf besteht (Loretz & Pitlik, 
2025). Da das Maastricht-Defizit trotz der bis-
her beschlossenen Konsolidierungsmaßnah-
men (siehe dazu Abschnitt 3.1 im Detail) 
auch in den kommenden Jahren deutlich 
über der Obergrenze von 3% des BIP liegen 
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wird, dürfte der EU-Ministerrat Anfang Juli 
2025 ein Defizitverfahren gegen Österreich 
eröffnen. Dies unterstreicht die Notwendig-

keit einer entschlossenen Konsolidierung, ins-
besondere eines Einbremsens der Ausga-
bendynamik. 

 

Übersicht 1: Wirtschaftliche Eckdaten 
 Bruttoinlandsprodukt Ver-

braucher-
preise 

Lohn- und 
Gehaltssumme, brutto, 

nominell 

Unselbstän-
dig aktiv 

Beschäftigte 

Arbeitslose Arbeitslosenquote 

 Real Nominell Nominell 
 

Insgesamt Pro Kopf 
  

Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

In % der 
unselb-

ständigen 
Erwerbs-
personen 

In % der 
Erwerbs-
personen 

laut Eurostat 

 Veränderung gegen das 
Vorjahr in % 

Mrd. € Veränderung gegen das Vorjahr in % In 1.000 

Mittelfristige WIFO-Prognose März 2025 (Basis für Bundesvoranschlag 2025/26 
und Bundesfinanzrahmen 2027 bis 2029) 

     

2023  – 1,0  + 5,6 473,2  + 7,8  + 8,3  + 6,9  + 1,2 270,8  + 2,9 6,4 5,1 
2024  – 1,2  + 1,8 481,9  + 2,9  + 8,5  + 8,3  + 0,2 297,9  + 10,0 7,0 5,2 
2025  – 0,3  + 2,2 492,4  + 2,7  + 3,5  + 3,3  + 0,3 312,9  + 5,0 7,3 5,3 
2026  + 1,2  + 3,3 508,5  + 2,1  + 3,2  + 2,6  + 0,8 304,9  – 2,6 7,1 5,2 
2027  + 1,3  + 3,4 525,7  + 2,0  + 3,1  + 2,3  + 0,8 292,0  – 4,2 6,7 5,0 
2028  + 1,2  + 3,1 542,2  + 2,0  + 2,8  + 2,2  + 0,7 275,1  – 5,8 6,3 4,8 
2029  + 1,1  + 3,1 558,8  + 2,0  + 2,6  + 2,0  + 0,6 259,3  – 5,8 6,0 4,6 

Q: WIFO. 

2. Eckdaten der Budgetplanung im Überblick 

Übersicht 2 zeigt die Planzahlen laut Bundes-
voranschlag (BVA) für die Jahre 2025 und 
2026 sowie den Finanzrahmen für die Jahre 
2027 bis 2029. Die Planungen sind darauf 
ausgerichtet, die fiskalische Stabilität zu si-
chern und den Anforderungen der europäi-
schen Fiskalregeln zu entsprechen. 

Für die Jahre 2025 und 2026 sieht der BVA ei-
nen Anstieg der Einzahlungen von 
105,1 Mrd. € auf 107,6 Mrd. € vor. Ihr Anteil 
am BIP bleibt mit 21,3% im Jahr 2025 und 
21,2% im Jahr 2026 relativ stabil. Die Brutto-
abgabeneinnahmen sollen in diesem Zeit-
raum von 117,4 Mrd. € auf 122,1 Mrd. € stei-
gen. Im Finanzrahmen ist für die Jahre 2027 
bis 2029 ein weiterer Anstieg der Einzahlun-
gen von 110,6 Mrd. € auf 115,4 Mrd. € ge-
plant. Der Anteil der Einzahlungen am BIP soll 
sich dabei von 21,0% im Jahr 2027 auf 20,7% 
im Jahr 2029 verringern, während die Brutto-
abgabeneinnahmen im gleichen Zeitraum 
von 127,0 Mrd. € auf 134,6 Mrd. € anwach-
sen sollen. 

Die Auszahlungen im Bundeshaushalt sind im 
BVA für 2025 und 2026 mit 123,2 Mrd. € bzw. 
125,9 Mrd. € geplant. Der Anteil der Auszah-
lungen am BIP soll sich dabei leicht von 
25,0% auf 24,7% verringern. Der administra-
tive Saldo soll 2025 3,7% und 2026 3,6% des 
BIP erreichen. Der Maastricht-Saldo der Bun-
desebene bleibt in beiden Jahren stabil 

 
1)  Der bisherige Höchststand wurde mit 44,5% im Jahr 
2024 erreicht. 

bei 3,5% des BIP. Bis 2029 sollen die Auszah-
lungen dann auf 130,5 Mrd. € ansteigen und 
ihr Anteil am BIP von 24,1% 2027 auf 23,3% 
sinken. Der administrative Saldo des Bundes-
haushaltes verbessert sich laut Bundesfinanz-
rahmen von 3,0% des BIP im Jahr 2027 
auf 2,7% im Jahr 2029. Der geplante Maas-
tricht-Saldo des Bundes zeigt eine ähnliche 
Verbesserung von 3,2% im Jahr 2027 
auf 2,7% im Jahr 2029. 

Nach 56,3% (2024) erreicht die gesamtstaat-
liche Ausgabenquote (laut ESVG-Abgren-
zung) im laufenden Jahr mit 56,8% des BIP 
noch einmal den historischen Höchststand 
des Jahres 2020. Zuzuschreiben ist dies unter 
anderem einem BIP-Nenner-Effekt. In den 
Folgejahren wird die Ausgabenquote den 
Planungen des Bundesministeriums für Finan-
zen (BMF) zufolge – u. a. infolge der geplan-
ten ausgabenseitigen Konsolidierungsmaß-
nahmen – schrittweise sinken und 2029 55% 
erreichen. Die geplanten einnahmenseiti-
gen Konsolidierungsmaßnahmen erhöhen 
die Abgabenquote von 44,5% des BIP (2024) 
auf 45,3% (2025). In den nachfolgenden 
Jahren wird sie sich auf einem im histori-
schen Vergleich hohen Niveau von etwa 
45,5% stabilisieren1). Die Einnahmenquote 
steigt von 51,6% (2024) auf 52,2% (2025), er-
reicht in den Folgejahren 52,4% und geht bis 
2029 auf 52,2% zurück. 

Die Auszahlungen des 
Bundes steigen gemäß 

BVA im Jahr 2025 auf 
123,2 Mrd. €, die Einzah-
lungen auf 105,1 Mrd. €.  

Die gesamtstaatliche 
Ausgabenquote steigt 
2025 auf 56,8% des BIP 
und geht bis 2029 wie-

der auf 55% zurück. Die 
Einnahmenquote 

schwankt in den Jahren 
2025 bis 2027 zwischen 

52,2% und 52,4% und er-
reicht 2029 erneut 

52,2%. 
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Übersicht 2: Der Bundeshaushalt im Überblick 
 2024 2025 2026 2027 2028 2029 
 Vorläufiger 

Erfolg 
Bundesvoranschlags-

entwurf 
Bundesfinanzrahmen 

 Mrd. € 
Einzahlungen 101,6 105,1 107,6 110,6 112,9 115,4 
Auszahlungen 120,7 123,2 125,9 126,4 127,8 130,5 
Administrativer Saldo  – 19,1  – 18,1  – 18,3  – 15,8  – 14,9  – 15,1 
Maastricht-Saldo1)  – 17,1  – 17,3  – 17,9  – 16,6  – 15,0  – 15,0 
Bruttoabgabeneinnahmen 114,3 117,4 122,1 127,0 130,4 134,6 
Nettoabgabeneinnahmen 70,0 71,8 74,3 77,2 78,8 81,3 
         

In % des BIP 
Einzahlungen 21,1 21,3 21,2 21,0 20,8 20,7 
Auszahlungen 25,0 25,0 24,7 24,1 23,6 23,3 
Administrativer Saldo  – 4,0  – 3,7  – 3,6  – 3,0  – 2,8  – 2,7 
Maastricht-Saldo1)  – 3,5  – 3,5  – 3,5  – 3,2  – 2,8  – 2,7 
Bruttoabgabeneinnahmen 23,7 23,8 24,0 24,2 24,0 24,1 
Nettoabgabeneinnahmen 14,5 14,6 14,6 14,7 14,5 14,6 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c), Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 1) Bundessektor einschließlich 
sonstiger Einheiten. 

 

Die Verschuldungskennzahlen des Gesamt-
staates werden sich nochmals deutlich ver-
schlechtern. Hatte das gesamtstaatliche 
Maastricht-Defizit 2023 mit 2,6% des BIP erst-
mals seit 2019 wieder die Obergrenze von 
3% unterschritten, so vergrößerte es sich 2024 
empfindlich auf 4,7%. Es war dies das Resul-
tat der umfangreichen Maßnahmen zur Ab-
federung der Energiepreis- und Teuerungs-
krise, des verzögerten inflationsbedingten 
Anstiegs der Staatsausgaben (Pensionsan-
passungen, Erhöhung der Gehälter im öf-
fentlichen Dienst usw.), der Steuerentlastung 
durch die Steuerreform 2022/2024, nicht ge-
genfinanzierter Zusatzausgaben (z. B. Wohn-
baupaket)2), einiger Sondereffekte (Nach-
zahlungen des Bundes aufgrund einer 
Dienstrechtsreform, Hochwasser im Septem-
ber 2024) sowie eines überraschend hohen 
Defizites von Ländern und Gemeinden. Die 

ab 2025 einsetzenden Konsolidierungsmaß-
nahmen sollen das Maastricht-Defizit 2025 
auf 4,5% und 2026 auf 4,2% drücken und 
2028 wieder knapp unter 3% des BIP sen-
ken3). Für 2029 rechnet das BMF mit 2,8% 
des BIP. Als Konsequenz der anhaltend ho-
hen Budgetdefizite erreicht die Schulden-
quote den Planungen zufolge einen neuen 
Höchststand von 87% des BIP (2028; 2024 
81,8% des BIP), um bis 2029 geringfügig auf 
86,9% zurückzugehen. 

Die Sekundärmarktrendite für 10-jährige 
Staatsanleihen ist seit 2022 wieder positiv 
und dürfte 2025 und 2026 3,2% betragen. 
Daher steigt die Zinsausgabenquote, die im 
Jahr 2022 mit 0,95% des BIP ihren bisherigen 
Tiefststand erreicht hatte, weiter an und be-
läuft sich 2029 auf 2,4% des BIP (vgl. Ab-
schnitt 3.5 für Details). 

  

Übersicht 3: Wichtige gesamtstaatliche Kennzahlen bis 2029 
 1995 2000 2010 2020 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 
 In % des BIP 
Ausgabenquote 56,0 51,4 53,4 57,3 52,7 56,3 56,8 56,6 55,8 55,3 55,0 
Einnahmenquote 49,9 49,0 48,9 49,1 50,1 51,6 52,2 52,4 52,4 52,3 52,2 
Abgabenquote1) 41,7 42,8 41,4 42,4 43,1 44,5 45,3 45,5 45,5 45,5 45,4 
Maastricht-Saldo Gesamtstaat  – 6,2  – 2,4  – 4,5  – 8,2  – 2,6  – 4,7  – 4,5  – 4,2  – 3,5  – 3,0  – 2,8 

Bundessektor  – 5,4  – 2,1  – 3,3  – 7,4  – 1,9  – 3,5  – 3,5  – 3,5  – 3,2  – 2,8  – 2,7 
Landessektor 0,0  – 0,1  – 0,9  – 0,5  – 0,1  – 0,4  – 0,4  – 0,3  – 0,2  – 0,1  – 0,1 
Gemeindesektor  – 0,7  – 0,1  – 0,5  – 0,3  – 0,5  – 0,5  – 0,6  – 0,4  – 0,2  – 0,1  – 0,1 
Sozialversicherungsträger  – 0,1  – 0,1 0,2 0,0  – 0,1  – 0,2 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 

Zinsausgabenquote 4,0 3,6 3,0 1,4 1,2 1,5 1,7 1,9 2,0 2,2 2,4 
Primärsaldo  – 2,2 1,2  – 1,5  – 6,9  – 1,4  – 3,2  – 2,8  – 2,3  – 1,4  – 0,8  – 0,4 
Struktureller Budgetsaldo . .  – 4,1  – 5,2  – 2,8  – 3,9  – 3,4  – 3,5  – 3,3  – 3,1  – 3,1 
Maastricht-Schuldenstand 68,6 66,6 83,7 83,2 78,5 81,8 84,7 86,2 86,9 87,0 86,9 

Q: Statistik Austria, ab 2025 Bundesministerium für Finanzen (2025c). Rundungsdifferenzen. – 1) Indikator 2, daher ohne imputierte Sozialbeiträge. 

 
2)  Vgl. für Details Baumgartner et al. (2025). 3)  Genau genommen wird aus heutiger Sicht für 2028 

ein Maastricht-Defizit von 2,98% des BIP erwartet. 
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3. Ausgewählte Aspekte der Ausgaben des Bundes 
3.1 Konsolidierungs- und Offensiv-

maßnahmen 

Die Bundesregierung plant für 2025 ein Brut-
tokonsolidierungsvolumen von 7 Mrd. €, das 
bis 2029 auf 16,5 Mrd. € steigen soll (Abbil-
dung 1). Die Sanierung des Staatshaushaltes 
soll dabei hauptsächlich durch ausgaben-
seitige Maßnahmen erfolgen, die gut 70% 
des gesamten Bruttokonsolidierungsvolu-
mens ausmachen sollen. Sie beinhalten eine 
Reihe von Kürzungen in unterschiedlichen 
Bereichen. Dazu zählen die Abschaffung 
des Klimabonus, die mit knapp 2 Mrd. € die 
quantitativ bedeutendste Einzelmaßnahme 
ist, Sparmaßnahmen in der Verwaltung der 
Bundesressorts sowie in den Bereichen Ar-
beitsmarkt (Abschaffung der Bildungskarenz) 
und Pensionen (Maßnahmen zur Erhöhung 
des effektiven Pensionsantrittsalters), Kürzun-
gen bei Förderungen (insbesondere im 
Klimabereich) sowie Einsparungen bei Län-
dern, Gemeinden und Sozialversicherungs-
trägern. Die übrigen etwa 30% des Brutto-
konsolidierungsvolumens sollen einnahmen-
seitige Maßnahmen beisteuern, vor allem 
die Erhöhung von diversen Steuern, Abga-
ben und Gebühren sowie Dividenden staats-
naher Unternehmen. 

Die Budgetkonsolidierung wird begleitet von 
Offensivmaßnahmen in den Bereichen Wirt-
schaft und Arbeit, Gesundheit und Soziales 
sowie Bildung und Integration. Auch wenn 
deren Umfang aufgrund der bestehenden 
budgetären Engpässe zumindest kurzfristig 
begrenzt bleiben muss (2025: 0,6 Mrd. €, 
2029: 1,8 Mrd. €), senden sie ein wichtiges 
Signal aus, dass in den nächsten Jahren 
nicht nur gespart, sondern auch in wichtige 
Zukunftsbereiche investiert werden wird. Be-
sonders hervorzuheben sind dabei Offensiv-
maßnahmen in den Bereichen Bildung und 
Elementarpädagogik sowie Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik und Qualifi-
zierung. Da sich die Offensivmaßnahmen in 
Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen nie-
derschlagen, ergibt sich ein Nettokonsolidie-
rungsvolumen von 6,4 Mrd. € (2025) bzw. 
14,6 Mrd. € (2029). 

Die Konsolidierungsmaßnahmen enthalten 
allenfalls vorsichtige Ansätze für strukturelle 
Reformen. Dazu zählen Förderkürzungen, 
Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung bei 
Steuern und Abgaben sowie Maßnahmen 
zur Anhebung des effektiven Pensionsan-
trittsalters. Ihr Umfang ist allerdings aufgrund 

 
4)  Dies gilt zumindest dann, wenn vom Haushaltskon-
text abgesehen wird; allerdings zeigen eine Reihe von 
empirischen Untersuchungen, dass in Paarhaushalten 

der knappen Zeit, die für die Ausarbeitung 
der Konsolidierungsmaßnahmen durch die 
Bundesregierung zur Verfügung stand, not-
wendigerweise beschränkt. 

Um insbesondere ab 2027 die Konsolidie-
rungsziele einhalten zu können, sind einige 
Maßnahmenbereiche noch zu konkretisieren 
und umzusetzen. So werden Task Forces ein-
gesetzt, um das Förderwesen zu durchleuch-
ten, zusätzliche Beiträge der staatsnahen 
Unternehmen anzubahnen sowie die Maß-
nahmen zur Betrugsbekämpfung auszuge-
stalten. Außerdem sind in Verhandlungen 
zwischen den Gebietskörperschaften die 
Beiträge von Ländern und Gemeinden so-
wie Sozialversicherungsträgern zu konkretisie-
ren. 

Bezüglich der Verteilungswirkungen der ge-
planten Konsolidierungs- und Offensivmaß-
nahmen sind mehrere Aspekte relevant. Wie 
eine Analyse des Budgetdienstes (2025b) 
zeigt, belasten Konsolidierungs- und Offen-
sivmaßnahmen, die direkt auf das Einkom-
men wirken (Abschaffung des Klimabonus, 
Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge 
für Pensionist:innen, Aussetzung des dritten 
Drittels der kalten Progression, Aussetzung 
der Anpassung von Familienleistungen bzw. 
diverser Sozialleistungen, Verlängerung des 
Einkommensteuerspitzensteuersatzes, Erhö-
hung des Pendlereuro, steuerfreie Mitarbei-
terprämie), Bezieher:innen geringer Einkom-
men auch deshalb relativ stärker, weil die in 
die Analyse einbezogenen Offensivmaßnah-
men stärker den mittleren und oberen Ein-
kommen zugutekommen.  

Die insgesamt regressive Wirkung impliziert, 
dass Frauen, die im Durchschnitt über gerin-
gere Einkommen verfügen als Männer4), hö-
her belastet werden. Gleichzeitig werden ei-
nige Offensivmaßnahmen gesetzt, die 
Frauen direkt oder indirekt stärker zugute-
kommen, etwa die Einrichtung eines Unter-
haltsgarantie-Fonds, das zweite ver-
pflichtende Kindergartenjahr oder die Aus-
bildungs- und Joboffensive in der Elementar-
pädagogik. Allerdings fehlt bisher eine Ge-
samtschau über die allgemeinen und ge-
schlechtsspezifischen Verteilungswirkungen 
der Konsolidierungs- und Offensivmaßnah-
men. Zumal Gender Budgeting im Bundes-
haushalt per Verfassung festgeschrieben ist, 
sollte daher in einem nächsten Schritt eine 
umfassende Analyse ihrer Gleichstellungswir-
kungen erfolgen. 

die beiden Einkommen der Partner:innen nicht oder 
nur unvollständig geteilt werden (vgl. z. B. Beznoska, 
2024, und die dort zitierte Literatur). 
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Abbildung 1: Maßnahmen im Überblick 

 

 

 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c), WIFO-Darstellung. Offensivmaßnahmen verringern als Mehrausgaben oder Steuermindereinnahmen 
das Bruttokonsolidierungsvolumen. 
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Der regressive Effekt der direkt auf die Ein-
kommen wirkenden Konsolidierungs- und Of-
fensivmaßnahmen im Bereich der privaten 
Haushalte wird in einer sektoralen Perspek-
tive abgemildert durch die temporäre Erhö-
hung der Bankenabgabe, die Verlängerung 
des Beitrags der Energieunternehmen, Erhö-
hungen bei der Stiftungseingangssteuer so-
wie Maßnahmen im Bereich der Immobilien-
besteuerung. 

Schließlich sei darauf hingewiesen, dass 
auch die deutlich unter den internationalen 
Zielvorgaben liegenden Ausgaben im Be-
reich der Entwicklungszusammenarbeit von 
Einsparungen betroffen sind. Gegenüber 
dem vorläufigen Erfolg 2024 werden die Mit-
tel für die Entwicklungszusammenarbeit 
(Auslandskatastrophenfonds, bilaterale Ent-
wicklungszusammenarbeit, internationale Kli-
mafinanzierung) 2026 um 85 Mio. € verringert 
werden. Diese Kürzungen führen zu einem 
prognostizierten Rückgang der "Official De-
velopment Assistance"-Quote (ODA-Quo-
te)5) von 0,34% (2024) auf 0,29% des Brutto-
nationaleinkommens (2027); damit wird sich 
Österreich weiter vom international akkor-
dierten Ziel einer ODA-Quote von 0,7% ent-
fernen. 

3.2 Klima und Transformation 

Ein Schwerpunkt der geplanten Kürzungen 
von Bundesförderungen liegt auf den in den 
letzten Jahren deutlich ausgeweiteten 
Klima- und Umweltförderungen. Dabei sind 
Kürzungen nicht unbedingt als eine Reduk-
tion der Ausgaben gegenüber dem Vorjahr, 
sondern vielmehr als eine Redimensionie-
rung gegenüber dem Bundesfinanzrahmen 
2024 bis 2027 zu verstehen. Von den 
1,3 Mrd. € (2,15 Mrd. €) an Förderkürzungen 
im Jahr 2025 (2029) entfallen 0,56 Mrd. € 
oder 43% (1 Mrd. € oder 46%) auf Umweltför-
derungen. Betroffen sind der Klima- und 
Energiefonds (KLI.EN), Förderungen für die 
Transformation der Industrie und zur Erhö-
hung der Energieeffizienz, Förderungen für E-
Mobilität sowie die Sanierungsoffensive ein-
schließlich des Programms "Sauber Heizen für 
Alle", die Umweltförderung im Inland und die 
Dekarbonisierung der Fernwärme. Hinzu 
kommen die Abschaffung des kostenfreien 
Klimatickets für 18-Jährige (2029: 

 
5)  Bundesministerium für Finanzen (2025a). 
6)  Bei der erstgenannten Maßnahme handelt es sich 
um eine Konsolidierungsmaßnahme, bei den beiden 
anderen um Offensivmaßnahmen. 
7)  Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass die Kom-
pensationsmechanismen für die energieintensive In-
dustrie und der Emissionsverlagerung (carbon 
leakage) ausgesetzte Unternehmen ebenso beibehal-
ten werden wie der Agrardieselrabatt, der im Bereich 

0,15 Mrd. €), Kürzungen im Bereich Mobili-
tätsförderungen und Verkehrsdienstever-
träge (2029: 0,14 Mrd. €), in der Land-, 
Forst- und Wasserwirtschaft sowie beim 
Waldfonds, die vorzeitige Beendigung der 
Umsatzsteuerbefreiung für Photovoltaikanla-
gen sowie die Abschaffung der Befreiung 
von Elektroautos von der motorbezogenen 
Versicherungssteuer. Zudem werden die 
Rahmenplaninvestitionen der ÖBB-In-
frastruktur um 0,15 Mrd. € (2025) bzw. 
0,42 Mrd. € (2026) redimensioniert; auch in 
den Folgejahren ist ein Konsolidierungsbei-
trag eingeplant. Dem Klimaschutz förderli-
che Maßnahmen wie die Erhöhung der 
Mauttarife (20 Mio. € p. a.), die Offensive 
"Sauberes Österreich" (30 Mio. € jährlich ab 
2026) und der Lückenschluss in der Mobili-
tätsunterstützung für Lehrlinge (5 Mio. € p. a.) 
fallen dagegen nur wenig ins Gewicht6).  

Hinzu kommt die Abschaffung des Klimabo-
nus, die mit 2 Mrd. € p. a. umfangreichste 
einzelne Konsolidierungsmaßnahme, ab 
2025. Sie ist zwar nicht direkt umweltrelevant, 
stellt jedoch einen integralen Bestandteil der 
ursprünglich als aufkommensneutral konzi-
pierten CO2-Bepreisung dar7). 

Eine Evaluierung sowie die sozial treffsiche-
rere und budgetschonendere Ausgestaltung 
auch der grünen Förderungen sind jeden-
falls sinnvoll. Allerdings müssen nun rasch 
äquivalente Regulierungen in den Bereichen 
Gebäude und Verkehr implementiert wer-
den, um nicht eine Verfehlung der Klimaziele 
zu riskieren, die langfristig mit höheren Kos-
ten verbunden wäre. Anzugehen ist zudem 
die im Regierungsprogramm festgehaltene 
Reform der umweltschädlichen Subventio-
nen, die von den bisher vereinbarten Konso-
lidierungsmaßnahmen nicht erfasst sind8) 
und die Ziele der Klimapolitik konterkarieren. 

Übersicht 4 beinhaltet sämtliche klima- und 
umweltrelevanten Maßnahmen, die in den 
kommenden Jahren im Rahmen der Konsoli-
dierungs- und Offensivmaßnahmen gesetzt 
werden. Dabei wird sowohl zwischen ver-
schiedenen Maßnahmenarten unterschie-
den als auch ausgewiesen, ob einzelne 
Maßnahmen klima- und umweltproduktiv 
oder potenziell klima- und umweltkontrapro-
duktiv sind.  

Land- und Forstwirtschaft die Belastung durch die 
CO2-Bepreisung kompensieren soll. 
8)  Die umweltschädlichen Subventionen wurden viel-
mehr durch die Verdreifachung des Pendlereuro und 
die Befreiung leichter Nutzfahrzeuge von der Norm-
verbrauchsabgabe im Rahmen der Offensivmaßnah-
men im Bereich Arbeit und Wirtschaft weiter ausge-
weitet. 
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Übersicht 4: Ökologisch relevante Maßnahmen im Rahmen der Konsolidierungs- und Offensivpakete 

 2025 2026 2027 2028 2029 2025/2029 
 Mrd. € 

Konsolidierungsmaßnahmen insgesamt 7,00 10,30 12,98 14,89 16,48 61,64 
Ökologisch relevante Konsolidierungsmaßnahmen insgesamt 1,22 1,72 1,94 1,61 1,57 8,06 

Steuerliche Maßnahmen       
Einbeziehung von E-Autos in die motorbezogene Versicherungssteuer 0,07 0,13 0,13 0,13 0,13 0,59 
Vorzeitige Beendigung der Umsatzsteuerbefreiung von 
Photovoltaikanlagen 0,18 0,07 . . . 0,25 
Erhöhung der Mauttarife (externe Kosten: Luft, Lärm, CO2-Emissionen) . 0,02 0,02 0,02 0,02 0,08 

Kürzung Förderungen       
Energiekostenzuschuss für Non-Profit-Organisationen 0,03 . . . . 0,03 
Umweltförderungen (einschließlich E-Mobilität) in UG 40, 41, 43 0,56 0,82 1,16 0,98 1,00 4,51 

Klima- und Energiefonds (KLI.EN)  0,33 0,34 0,33 0,33 0,33 1,66 
Transformation der Industrie sowie Energieeffizienz 0,18 0,18 0,32 0,25 0,16 1,08 
E-Mobilität (ohne Anteil KLI.EN) 0,03 0,06 0,07 0,07 0,07 0,31 
Sanierungsoffensive, Umweltförderung im Inland, Fernwärme usw. 0,02 0,24 0,43 0,33 0,43 1,46 

Abschaffung kostenfreies Klimaticket für 18-Jährige 0,12 0,15 0,15 0,15 0,15 0,72 
Mobilitätsförderungen und Verkehrsdiensteverträge . 0,09 0,12 0,14 0,14 0,48 
Land-, Forst-, Wasserwirtschaft 0,11 0,03 . . . 0,14 

Fördermittel Ländliche Entwicklung 0,06 . . . . 0,06 
Beitrag Land-, Forst-, Wasserwirtschaft 0,06 0,03 . . . 0,08 

Waldfonds 0,01 0,00 . . . 0,01 
ÖBB-Infrastruktur AG zusätzliche Anpassung Rahmenplaninvestitionen 0,15 0,42 0,37 0,19 0,13 1,26 
       

Potenziell umweltkontraproduktive Konsolidierungsmaßnahmen insgesamt 1,22 1,70 1,92 1,59 1,55 7,98 
Umweltproduktive Konsolidierungsmaßnahmen insgesamt 0,00 0,02 0,02 0,02 0,02 0,08 

       
Offensivmaßnahmen insgesamt 0,61 1,56 1,80 1,81 1,83 7,61 

Ökologisch relevante Offensivmaßnahmen insgesamt 0,02 0,20 0,29 0,29 0,29 1,07 
Erhöhung des Pendlereuro (Teilkompensation Klimabonus) . 0,11 0,20 0,20 0,20 0,71 
Abgabenbegünstigung für leichte Nutzfahrzeuge 0,02 0,05 0,05 0,05 0,05 0,22 
Offensive "Sauberes Österreich" . 0,03 0,03 0,03 0,03 0,12 
Lückenschluss Mobilitätsunterstützung für Lehrlinge (Top-Jugendticket) . 0,01 0,01 0,01 0,01 0,02 

        
Potenziell umweltkontraproduktive Offensivmaßnahmen 0,02 0,16 0,25 0,25 0,25 0,93 
Umweltproduktive Offensivmaßnahmen insgesamt 0,00 0,04 0,04 0,04 0,04 0,14 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c), WIFO-Zusammenstellung. Rundungsdifferenzen. Umweltproduktive Maßnahmen sind fettgedruckt. 

  
  

Übersicht 5: Klima- und umweltproduktive Ausgaben gemäß "Green Budgeting"-Analyse 

 2023 2024 2025 2026 
 Mrd. € 

Klima- und umweltproduktive Ausgaben insgesamt 8,46 10,57 10,68 10,56 
Intendiert produktiv für Klima- und Umweltschutz (Score +2) 3,21 5,30 5,07 4,37 
Klima- und umweltproduktive Nebeneffekte (Score +1) 5,24 5,27 5,62 6,19 

      
 In % der Gesamtausgaben 

Klima- und umweltproduktive Ausgaben insgesamt 7,7 8,8 8,7 8,4 
Intendiert produktiv für Klima- und Umweltschutz (Score +2) 2,9 4,4 4,1 3,5 
Klima- und umweltproduktive Nebeneffekte (Score +1) 4,8 4,4 4,6 4,9 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025b), WIFO-Zusammenstellung. 

 

Die "Green Budgeting"-Beilage (Bundesminis-
terium für Finanzen, 2025b) enthält eine 
Identifikation klima- und umweltproduktiver 
Ausgaben des Bundes. Laut der Beilage sol-
len die Ausgaben mit intendierten klima- 
und umweltproduktiven Effekten, die 2023 
2,9% und 2024 4,4% der Gesamtausgaben 
erreichten, 2025 auf 4,1% und 2026 auf 3,5% 
zurückgehen. Die Ausgaben mit klima- und 
umweltproduktiven Nebenwirkungen mach-
ten 2023 4,8% und 2024 4,4% der Bundesaus-

gaben aus; ihr Anteil wird für 2025 mit 4,6% 
und 2026 mit 4,9% beziffert. Insgesamt stei-
gen 2025 die klima- und umweltproduktiven 
Ausgaben des Bundes somit leicht gegen-
über dem Vorjahr (von 10,57 Mrd. € auf 
10,68 Mrd. €), um 2026 geringfügig auf 
10,56 Mrd. € zurückzugehen. Ihr Anteil an 
den Gesamtausgaben sinkt 2024/25 von 
8,8% auf 8,7% und 2026 auf 8,4%. Diese in-
putorientierte Betrachtung gibt freilich keine 
Auskunft über die klima- und umweltpoli-
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tische Effektivität der Ausgaben, etwa ge-
messen an den bewirkten Emissionsreduktio-
nen. 

3.3 Landesverteidigung 

Die sicherheitspolitische Lage in Europa hat 
sich in den vergangenen Jahren grundle-
gend verändert. Der völkerrechtswidrige An-
griff Russlands auf die Ukraine hat ebenso für 
Verunsicherung gesorgt wie das erschütterte 
Vertrauen in die Verlässlichkeit der USA als 
Schutzmacht Europas. Auch als neutrales 
Mitgliedsland ist Österreich von dieser Ent-
wicklung betroffen. Gemäß Art. 42 des Ver-
trags über die Europäische Union sind im An-
griffsfall alle Mitgliedsländer zur gegenseiti-
gen Unterstützung verpflichtet, wovon die 
Neutralität einiger EU-Länder unberührt 
bliebe. Daher hat die aktive Mitgestaltung 
der europäischen Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (GSVP) 
ebenso Bedeutung für Österreichs Sicherheit 
wie die eigene Landesverteidigung. Vor die-
sem Hintergrund wurde für das Bundesheer 

im Strategieplan "Unser Heer 2032+" das Ziel 
ausgegeben, die Verteidigungsfähigkeit in 
den kommenden Jahren nachhaltig zu stär-
ken. Dazu wurde das Landesverteidigungsfi-
nanzierungsgesetz (LVFinG) fortgeschrieben, 
das für den Zeitraum bis 2032 schrittweise Er-
höhungen des Heeresbudgets vorsieht. Im 
Jahr 2032 soll das Verteidigungsbudget 2% 
des BIP erreichen. 

Vor allem für 2025 und 2026 sind weitere Zu-
wächse budgetiert: So wird das Budget für 
das Bundesheer (UG 14) von 4,0 Mrd. € im 
Jahr 2024 auf 4,8 Mrd. € im Jahr 2026 ausge-
weitet. Gegenüber dem vorläufigen Erfolg 
2024 ergibt sich 2025 ein Zuwachs von 
350 Mio. €, 2026 von weiteren 370 Mio. €. Da-
mit wächst der für das Bundesheer vorgese-
hene Finanzrahmen von 0,84% des BIP (2024) 
zunächst auf 0,94% des BIP (2026). Neben 
geplanten Aufstockungen für Modernisie-
rung und Beschaffungen sieht der Budget-
pfad für die kommenden Jahre aber auch 
Einsparungen in der Verwaltung und beim 
Personal vor. 

  

Übersicht 6: Verteidigungsausgaben 
 

2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 
 Erfolg Vorläufiger 

Erfolg 
Bundesvoranschlags-

entwurf 
Bundesfinanzrahmen 

 Mrd. € 
Verteidigungsbudget einschließlich Pensionsleistungen 4,0 4,8 5,2 5,6 6,1 6,1 6,1 
Auszahlungen für Militärische Angelegenheiten (UG 14)  3,3 4,0 4,4 4,8 5,3 5,3 5,3 

Personal 1,5 1,6 1,7 1,7 . . . 
Investitionen 0,7 1,3 1,4 1,7 . . . 
Sachaufwand, Sonstiges 1,1 1,2 1,3 1,3 . . . 

Pensionen für ehemalige Militärangehörige (UG 22, UG 23) 0,7 0,8 0,8 0,8 0,8 0,9 0,9 
Militärausgaben gemäß COFOG (GF02) 2,9 3,2 . . . . . 
         

 Anteil an den Gesamtausgaben des Bundes in % 
Verteidigungsbudget einschließlich Pensionsleistungen 3,6 4,0 4,2 4,4 4,9 4,8 4,7 
Auszahlungen für Militärische Angelegenheiten (UG 14)  3,0 3,3 3,6 3,8 4,2 4,1 4,0 

Personal 1,4 1,3 1,4 1,3 . . . 
Investitionen 0,7 1,0 1,1 1,4 . . . 
Sachaufwand, Sonstiges 1,0 1,0 1,0 1,1 . . . 

Pensionen für ehemalige Militärangehörige (UG 22, UG 23) 0,6 0,7 0,7 0,7 0,7 0,7 0,7 
         

 Anteil am BIP in % 
Verteidigungsbudget einschließlich Pensionsleistungen 0,84 1,00 1,05 1,10 1,17 1,13 1,10 
Auszahlungen für Militärische Angelegenheiten (UG 14)  0,70 0,84 0,89 0,94 1,01 0,97 0,95 

Personal 0,32 0,33 0,35 0,33 . . . 
Investitionen 0,15 0,26 0,28 0,34 . . . 
Sachaufwand, Sonstiges 0,23 0,24 0,26 0,26 . . . 

Pensionen für ehemalige Militärangehörige (UG 22, UG 23) 0,14 0,16 0,16 0,16 0,16 0,16 0,16 
Militärausgaben gemäß COFOG (GF02) 0,60 0,67 . . . . . 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c), Bundesministerium für Landesverteidigung (2025), Budgetdienst (2025a), Europäische Kommission (2025), 
WIFO-Zusammenstellung. Ausgaben Bundesheer UG 14; Bundesfinanzrahmen 2025 bis 2029: ohne Ermächtigungen, Detailauszahlungen nicht ausge-
wiesen. 

 

In der mittelfristigen Finanzplanung für die 
Jahre 2027 bis 2029 sind für das Bundesheer 
jährlich etwa 5,3 Mrd. € vorgesehen. Damit 
würde der Budgetanteil, ohne Einberech-
nung der Pensionsleistungen für ehemalige 
Heeresangehörige, bei 0,95% des BIP stag-

nieren. Bezieht man die Pensionsleistungen 
in Höhe von jährlich 0,8 bis 0,9 Mrd. € mit ein, 
wie es für die Erfüllung der Budgetzielvorga-
ben erfolgt, erreicht das ausgabenseitige 
Volumen im Jahr 2029 etwa 1,1% des BIP. 
Das im Strategieplan ausgegebene Ziel, die 

Der BVA 2025 enthält 
klima- und umweltpro-

duktive Ausgaben in 
Höhe von 10,7 Mrd. € 

oder 8,7% der Bundes-
ausgaben; für 2026 wird 

ein Rückgang auf 
10,6 Mrd. € bzw. 8,4% 
der Bundesausgaben 

veranschlagt. 

Der Verteidigungsetat 
steigt 2025 auf 4,4 Mrd. € 
und 2026 auf 4,8 Mrd. €. 
Vom avisierten Ziel, bis 
2032 ein Volumen von 

2% der österreichischen 
Wirtschaftsleistung zu er-

reichen, ist Österreich 
allerdings noch weit ent-

fernt. 
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Verteidigungsausgaben bis 2032 auf 2% des 
BIP zu steigern, bleibt daher deutlich außer 
Reichweite. 

Österreich hat jedoch trotz der erwarteten 
Eröffnung eines Defizitverfahrens die Mög-
lichkeit, seine Ausgaben für Verteidigung im 
Zeitraum 2025 bis 2029 nochmals substanziell 
zu steigern, ohne gegen die europäischen 
Fiskalregeln zu verstoßen. Vor dem Hinter-
grund der sicherheitspolitischen Überlegun-
gen, die Verteidigungsfähigkeit der EU zu 
stärken und deshalb die militärischen Fähig-
keitslücken schnell zu schließen, hat die Eu-
ropäische Kommission den Mitgliedsländern 
die Möglichkeit der temporären Aktivierung 
einer nationalen Ausweichklausel für die 
Aufstockung der Verteidigungsetats eröffnet 
(Europäische Kommission, 2025). Die dabei 
verwendete Abgrenzung der Ausgaben ori-
entiert sich an der international vergleichba-
ren funktionalen Staatsausgaben-Statistik 
COFOG, die mit der ESVG-Systematik kom-
patibel ist. Danach beliefen sich die Militär-
ausgaben Österreichs im Jahr 2024 auf 
3,2 Mrd. € oder lediglich 0,7% des BIP. Der 
Anstieg der Verteidigungsausgaben, der un-
ter die Flexibilität im Rahmen der nationalen 
Ausweichklausel fällt, wird im Verhältnis zum 
Bezugsjahr 2021 berechnet und darf für je-
des Jahr, in dem die Klausel aktiviert ist, 
höchstens 1,5% des BIP betragen9).  

Bei Aktivierung der Ausweichklausel könnten 
die Verteidigungsausgaben somit weit kräfti-
ger angehoben werden als bisher geplant. 
Österreich hat jedoch bislang keinen Ge-
brauch von dieser Möglichkeit gemacht, 
was zum einen haushaltspolitischen Überle-
gungen zuzuschreiben sein dürfte. Zum an-
deren ist der Beschaffungsmarkt für Rüs-
tungsgüter derzeit durch erhebliche Lie-
ferengpässe geprägt, sodass eine dynami-
schere Ausweitung des Budgets vermutlich 
keine ebenso schnelle Erhöhung der Leis-
tungsfähigkeit des Bundesheeres mit sich 
bringen würde. 

Gleichwohl sollte für das Verteidigungs-
budget die Erreichung neuer militärischer Fä-
higkeitsziele ebenso wichtig sein wie das 
Vermeiden von Ineffizienzen in der Verwen-
dung knapper Haushaltsmittel, speziell mit 
Blick auf bestehende Konsolidierungserfor-
dernisse. Politische Entscheidungsträger:in-
nen haben dabei in Österreich, ebenso wie 
in vielen anderen EU-Ländern, durchaus 
Schwierigkeiten, die Bevölkerung von der 
Notwendigkeit einer raschen Erhöhung der 
Militärausgaben zu überzeugen, während 

 
9)  Die Ausweichklausel ermöglicht es Mitgliedslän-
dern, ihre Verteidigungsausgaben vorübergehend 
über den normalen Haushaltspfad, der zur Einhaltung 
der Fiskalregeln erforderlich ist, hinaus auszuweiten, 
um auf sicherheitspolitische Herausforderungen rea-
gieren zu können. Sie umfasst auch Verträge, die in 

sie gleichzeitig Einsparungen bei anderen öf-
fentlichen Ausgaben rechtfertigen müssen. 

3.4 Pensionsausgaben 

Auf Pensionsausgaben entfällt bereits seit 
Jahren ein beträchtlicher und wachsender 
Teil der Ausgaben des Bundes (Mayrhuber, 
2025). Dazu zählen insbesondere der Bun-
deszuschuss zur gesetzlichen Pensionsversi-
cherung, einschließlich des Ersatzes für Aus-
gleichszulagen in der UG 22 Pensionsversi-
cherung, sowie die in der UG 23 budgetier-
ten Pensionen der Beamt:innen des Bundes, 
einiger ausgegliederter Einheiten (Post, ÖBB) 
und der pragmatisierten Landeslehrer:innen. 
Ferner werden aus dem Bundesbudget aus 
den Bereichen Arbeit (UG 20), Soziales 
(UG 21) und Familie (UG 25) Pensionsversi-
cherungsbeiträge für Kindererziehungszeiten 
oder Zeiten der Arbeitslosigkeit finanziert. Die 
demografische Alterung, eine quasi-auto-
matische Verknüpfung der regulären Pensi-
onsanpassungen mit der rollierenden Ent-
wicklung der Verbraucherpreise10), eine kon-
junkturell bedingte schwächere Beitragsent-
wicklung sowie politisch motivierte Pensions-
erhöhungen über die rollierende Inflation 
hinaus mündeten in einem überaus dynami-
schen Wachstum der für Pensionen veraus-
gabten Budgetmittel (Fiskalrat, 2024b). 

Nach dem vorläufigen Budgeterfolg 2024 
beliefen sich die Auszahlungen aus der 
UG 22 Pensionsversicherung auf rund 
17,4 Mrd. €, wobei 16 Mrd. € auf den Bun-
deszuschuss zur Pensionsversicherung und 
1,25 Mrd. € auf Ausgleichzulagen entfielen. 
Für Ruhe- und Versorgungsgenüsse der Be-
amt:innen wurden in der UG 23 im Jahr 2024 
12,7 Mrd. € ausgezahlt, einschließlich der 
0,3 Mrd. € an Pflegegeld, die dort verbucht 
wurden. Insgesamt ergaben sich 2024 somit 
Bruttopensionsausgaben des Bundes in 
Höhe von rund 30 Mrd. € oder 24,9% des 
Bundesbudgets. Die Bundesbeiträge für Pen-
sionsersatzzeiten beliefen sich 2024 auf 
2,9 Mrd. €. In Summe ergibt dies Auszahlun-
gen aus dem Bundeshaushalt in Höhe von 
32,9 Mrd. € bzw. 27,3% der Gesamtausga-
ben. 

Um die langfristige Finanzierbarkeit des Pen-
sionssystems zu sichern, hat die Bundesregie-
rung in ihrem Konsolidierungspaket Maßnah-
men zur Anhebung des effektiven Pensions-
antrittsalters eingeleitet. Dazu zählen – über 
die bereits seit 2023 laufende, schrittweise 
Anhebung des gesetzlichen Pensionsantritts-
alters für Frauen hinaus – die Verschärfung 
der Anspruchsvoraussetzungen zur Korridor-
pension, die Einführung einer Teilpension, die 

dieser Zeit geschlossen werden, selbst wenn die Zah-
lung erst danach fällig wird. 
10)  Seit 2006 basiert die Pensionsanpassung grundsätz-
lich auf der Entwicklung der Verbraucherpreise, wo-
durch vor allem die hohe Inflation der vergangenen 
Jahre schnell zu einer besonders starken Ausgabendy-
namik geführt hat. 
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Neuregelung der erstmaligen Pensionsan-
passung sowie in Zukunft auch die Etablie-
rung eines Nachhaltigkeitsmechanismus. Die 
mit beschlossenen oder avisierten Reformen 
erzielbaren Einsparungen lassen sich freilich 

nur schrittweise realisieren, sodass die unmit-
telbaren Budgeteffekte 2025 und 2026 noch 
wenig sichtbar sein werden, obwohl auch 
eine rückläufige Inflation die Ausgabendy-
namik bei den Pensionen dämpfen sollte. 

  

Übersicht 7: Pensionsausgaben einschließlich der Ausgaben für Pensionsersatzzeiten 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2019/ 
2026 

 Mrd. € Verände-
rung in % 

Ausgaben brutto 22,00 23,68 25,48 25,93 28,11 32,92 35,95 37,25  + 69,3 
UG 22 Zuschüsse zur Pensionsversicherung1) 9,97 10,66 12,18 12,66 13,95 17,36 19,45 20,29  + 103,5 

Zuschüsse zur Pensionsversicherung 8,93 9,53 11,01 11,48 12,68 16,00 18,03 18,84  + 111,1 
Ausgleichszulagen 0,98 1,05 1,08 1,08 1,17 1,25 1,30 1,33  + 35,6 
Pensionsbeiträge gemäß Nachtschwerarbeitsgesetz 0,07 0,08 0,10 0,10 0,10 0,11 0,12 0,12  + 83,4 

UG 23 Pensionen Beamt:innen 9,70 10,10 10,35 10,73 11,49 12,66 13,43 13,88  + 43,1 
Hoheitsverwaltung und Ausgegliederte Unternehmen 4,43 4,60 4,74 4,93 5,32 5,88 6,27 6,53  + 47,3 
Landeslehrpersonal 1,90 2,08 2,18 2,30 2,50 2,80 3,02 3,16  + 66,1 
Post 1,29 1,31 1,30 1,33 1,39 1,50 1,55 1,56  + 21,7 
ÖBB 2,08 2,11 2,12 2,17 2,29 2,48 2,59 2,63  + 26,2 

UG 22 und UG 23 insgesamt 19,68 20,76 22,53 23,40 25,44 30,01 32,87 34,17  + 73,7 
Pensionsversicherungsbeiträge für Pensionsersatzzeiten 2,32 2,92 2,95 2,53 2,67 2,91 3,07 3,08  + 32,4 

Bereich Arbeit2) 1,22 1,69 1,47 1,21 1,36 1,55 1,63 1,60  + 31,4 
Bereich Soziales3)  0,07 0,07 0,07 0,08 0,08 0,09 0,09 0,09  + 35,9 
Bereich Familie4) 1,03 1,16 1,41 1,24 1,22 1,27 1,35 1,38  + 33,4 

Einzahlungen (Pensionsbeiträge) Beamt:innen 2,20 2,16 2,13 2,09 2,08 2,15 2,19 2,13  – 3,1 
Ausgaben netto 19,80 21,52 23,35 23,84 26,02 30,77 33,75 35,12  + 77,4 
            

In %  
Bruttoausgaben für Pensionen in % der Gesamtausgaben 27,9 24,6 24,5 23,3 25,7 27,3 29,2 29,6  
Bruttoausgaben für Pensionen in % des BIP 5,6 6,2 6,3 5,8 5,9 6,8 7,3 7,3  
Nettoausgaben für Pensionen in % des BIP 5,0 5,7 5,7 5,3 5,5 6,4 6,9 6,9  

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c), WIFO-Berechnungen. Basis: bis einschließlich 2023 Erfolg; 2024: vorläufiger Erfolg, ab 2025: Bundesvoran-
schlag. – 1) Einschließlich Ausgleichszulage sowie Pensionsbeiträge gemäß Nachtschwerarbeitsgesetz. – 2) Gemäß Arbeitslosenversicherungsgesetz bei 
Bezug von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Weiterbildungsgeld, Sondernotstandshilfe, Sonderunterstützung, Überbrückungshilfe. – 3) Für pflegende 
Angehörige. – 4) Pensionsbeiträge für Kindererziehungszeiten, für Pflegepersonen Schwerstbehinderter und bei Inanspruchnahme des Familienzeitbonus. 

  
 

Abbildung 2: Pensionsausgaben  

 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c), WIFO-Berechnungen. Ab 2027: Bundesfinanzrahmen. Ohne Ausga-
ben für Pensionsersatzzeiten. 

 

Trotz der Konsolidierungsschritte steigen die 
geplanten Pensionszahlungen einschließlich 
der Pensionsersatzzeiten 2025 und 2026 auf 

35,9 Mrd. € bzw. 37,3 Mrd. € an, was 29,2% 
bzw. 29,6% der Gesamtausgaben im Bun-
deshaushalt entspräche. Der Zuwachs im 
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Jahr 2025 wird vor allem durch die Ausfall-
haftung des Bundes zur Abdeckung von 
Fehlbeträgen der Pensionsversicherung 
(+2 Mrd. € bzw. +12,7%) und den erwarteten 
Anstieg der Beamt:innenpensionen 
(+0,8 Mrd. € bzw. +6,1%) getrieben. Zahlun-
gen für Ausgleichszulagen sowie Pensionser-
satzzeiten nehmen dagegen nur sehr mode-
rat zu. 

Bis 2029 dürften laut Budgetplanung die Aus-
zahlungen – ohne Pensionsersatzzeiten, für 
die ab 2027 keine Detailbudgetierung vor-
liegt – auf insgesamt 38,3 Mrd. € ansteigen, 
wovon 23,4 Mrd. € auf die UG 22 und 
15,0 Mrd. € auf die UG 23 entfallen. Damit 
macht der Anteil der Pensionsausgaben 
(ohne Pensionsersatzzeiten) am geplanten 
Bundesbudget 2029 voraussichtlich 29,4% 
aus. 

3.5 Finanzierungsausgaben 

Seit 2019 wuchs der Schuldenstand (in ESVG-
Abgrenzung) der Republik Österreich von 
281,0 Mrd. € (71,0% des BIP) auf 394,1 Mrd. € 
(81,8% des BIP) im Jahr 2024 (+113,1 Mrd. € 
oder +40,3%). Aufgrund des günstigen inter-
nationalen Zinsumfeldes und der hohen Bo-
nität Österreichs stiegen die Zinsausgaben 
nur moderat von 1,4% (2019) auf 1,5% des 
BIP (2024). Steigende Zinssätze haben je-
doch die Finanzierungskonditionen deutlich 
verschlechtert. So erhöhte sich die umlauf-
gewichtete Durchschnittsrendite für öster-

reichische Bundesanleihen im Jahresmittel 
von 0,1% (2019) auf 2,8% (2024; Oesterrei-
chische Nationalbank, 2025); für die Jahre 
bis 2029 erwartet das WIFO in seiner mittelfris-
tigen Prognose Sekundärmarktrenditen von 
3,1% bis 3,2%. 

Bei hohen Defiziten der öffentlichen Haus-
halte und zum Teil nominal erheblich gerin-
ger verzinsten abreifenden Staatsanleihen ist 
in den kommenden Jahren trotz einer insge-
samt sehr langfristigen Verschuldungsstruktur 
ein deutlicher Anstieg der Zinsbelastung des 
Staatshaushaltes zu erwarten. Er wird den 
Bund, auf den der überwiegende Teil der öf-
fentlichen Verschuldung entfällt, in beson-
derem Maße treffen.  

Im Jahr 2025 steigen die erwarteten Zinsaus-
gaben (ESVG-Abgrenzung) des Gesamt-
staates empfindlich auf 8,6 Mrd. € (1,7% des 
BIP; 2024: 7,3 Mrd. € bzw. 1,5% des BIP). Auch 
in den Folgejahren rechnet die Bundesregie-
rung trotz des eingeschlagenen Konsolidie-
rungskurses mit einer dynamisch wachsen-
den Zinslast, die bis 2029 13,4 Mrd. € bzw. 
2,4% der Wirtschaftsleistung erreichen dürfte. 
Damit läge die Zinsausgabenquote zwar im-
mer noch deutlich unter jener vergangener 
Jahre (1995: 4,0% des BIP). Allerdings wird 
der Anstieg durchaus spürbare Einschrän-
kungen der zukünftigen budgetären Hand-
lungsspielräume zur Bewältigung sozial-, bil-
dungs-, klima- und sicherheitspolitischer Her-
ausforderungen mit sich bringen. 

  

Übersicht 8: Zinsausgaben von Bund und Gesamtstaat 
 

2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 
 Mrd. € 

Gemäß ESVG 2010        
Gesamtstaatliche Zinsausgaben 5,7 7,3 8,6 9,6 10,7 11,9 13,4 
Zinsausgaben des Bundes 5,4 6,7 . . . . . 

Gemäß Bundesvoranschlag und Bundesfinanzrahmengesetz 
       

UG 58 Auszahlungen1) 7,7 7,4 8,4 8,9 9,4 9,4 9,9 
        

  In % des BIP 
Gemäß ESVG 2010 

       

Gesamtstaatliche Zinsausgaben 1,2 1,5 1,7 1,9 2,0 2,2 2,4 
Zinsausgaben des Bundes 1,1 1,4 . . . . . 

Gemäß Bundesvoranschlag und Bundesfinanzrahmengesetz 
       

UG 58 Auszahlungen1) 1,6 1,5 1,7 1,8 1,8 1,7 1,8 
         

  In Jahren 
Durchschnittliche Restlaufzeit der Finanzschulden des Bundes2) 11,1 11,4 12,2 . . . . 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c), Österreichische Bundesfinanzierungsagentur (2025), Fiskalrat (2024), Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – 
1) Die Auszahlungen der UG 58 Finanzierungen, Währungstauschverträge umfassen Aufwendungen für Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen. – 
2) Letztstand laut Österreichischer Bundesfinanzierungsagentur (OeBFA) vom 31. Mai 2025. 

4. Entwicklungen im Abgabensystem 

Der Umfang der steuerlichen Konsolidie-
rungsmaßnahmen, welche die Höhe und 
Struktur der Steuereinnahmen des Bundes 
prägen werden, steigt 2025/2029 von 
1,04 Mrd. € auf 3,17 Mrd. € bzw. von 14,9% 

auf 19,2% des Bruttokonsolidierungsvolumens 
(Übersicht 9). 

Die umfangreichste Einzelmaßnahme ist das 
Aussetzen des dritten Drittels der Kompen-

2025 steigen die Pensi-
onsausgaben des Bun-
des um voraussichtlich 
9,2% gegenüber dem 
Vorjahr und erreichen 
35,9 Mrd. €. Trotz erster 
Reformschritte kann die 
Dynamik der Pensions-
ausgaben nur geringfü-
gig gebremst werden. 

Die Zinsausgaben des 
Gesamtstaates dürften 
bis 2029 2,4% des BIP er-
reichen. 
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sation für die kalte Progression in der Einkom-
mensteuer, durch das bis 2029 zusätzliche 
Steuereinnahmen von 1,475 Mrd. € erwartet 
werden. Der Sanierungsbeitrag von Banken 
und Energieunternehmen wird für 2025 und 
2026 auf jeweils 0,55 Mrd. € geschätzt, in den 
Folgejahren sinkt er auf 0,25 Mrd. €. Maßnah-
men zur Betrugsbekämpfung sollen zusätzli-
che Steuereinnahmen erbringen, die bis 
2029 auf 0,45 Mrd. € ansteigen und in einer 
Task Force konkretisiert werden sollen. Hinzu 
kommen Steuer- und Abgabenerhöhungen 
im Bereich Tabakerzeugnisse und Glücks-
spiel, die bis 2029 0,2 Mrd. € bzw. 0,18 Mrd. € 
erreichen sollen. Auch zwei klimapolitisch 
motivierte steuerliche Förderungen werden 
beschnitten: Die temporär gewährte Mehr-
wertsteuerbefreiung von Photovoltaik-Anla-
gen wird vorzeitig beendet und die Befrei-
ung von Elektroautos von der motorbezoge-
nen Versicherungssteuer abgeschafft. Dar-
über hinaus wirken sich die seit 2022 imple-
mentierten Entlastungsmaßnahmen im Rah-
men der Steuerreform 2022/2024 (vgl. für 

einen Überblick Kettner et al., 2021) weiter-
hin dämpfend auf die Einnahmen aus Ein-
kommen- bzw. Lohnsteuer sowie Körper-
schaftsteuer aus. Der CO2-Preis wird wie vor-
gesehen von 45 € (2024) auf 55 € (2025) er-
höht, wodurch die Einnahmen aus dem nati-
onalen Emissionshandel von 1,18 Mrd. € auf 
1,45 Mrd. € steigen sollen. Bemerkenswert ist 
der erwartete tendenzielle Rückgang der 
absoluten Einnahmen aus Mineralölsteuer 
und Energieabgaben, der auch mit dem 
Verzicht auf eine regelmäßige Inflationsan-
passung zusammenhängt. 

Die Bruttosteuereinnahmen sollen von 
112,89 Mrd. € gemäß vorläufigem Erfolg 2024 
auf 115,95 Mrd. € (2025) bzw. 120,5 Mrd. € 
(2026) zunehmen, die Bruttoabgaben (Brut-
tosteuereinnahmen zuzüglich der Einnah-
men aus dem Nationalen Emissionszertifika-
tehandel) steigen von 114,3 Mrd. € (2024) 
auf 122,1 Mrd. € (2026) und sollen 2029 
134,6 Mrd. € betragen (Übersicht 2). 

  

Übersicht 9: Steuerliche Konsolidierungsmaßnahmen – Saldenwirkung 
 

2025 2026 2027 2028 2029  
Mrd. € 

Steuerliche Konsolidierungsmaßnahmen insgesamt 1,04 2,20 2,29 2,72 3,17 
Budgetsanierungsmaßnahmengesetz I 2025 0,89 1,00 0,63 0,63 0,63 

Sanierungsbeitrag Energiewirtschaft 0,20 0,20 0,20 0,20 0,20 
Sanierungsbeitrag Banken (Stabilitätsabgabe) 0,35 0,35 0,05 0,05 0,05 
Einbeziehung von E-Autos in motorbezogene Versicherungssteuer 0,07 0,13 0,13 0,13 0,13 
Anhebung Wettgebühr 0,05 0,10 0,10 0,10 0,10 
Vorgezogene Abschaffung Umsatzsteuerbefreiung Photovoltaikanlagen 0,18 0,07 0,00 0,00 0,00 
Erhöhung der Tabaksteuer für Zigaretten sowie Tabak zum Erhitzen 0,05 0,10 0,10 0,10 0,10 
Verlängerung Spitzensteuersatz 0,00 0,05 0,05 0,05 0,05 

Budgetbegleitgesetz 20251) 0,08 0,65 1,03 1,33 1,71 
Aussetzen des letzten Drittels des Ausgleichs der kalten Progression  0,00 0,44 0,80 1,10 1,47 
Lückenschluss "Share Deals" in der Grunderwerbsteuer 0,04 0,10 0,10 0,10 0,10 
Anhebung von Glücksspielabgaben 0,03 0,07 0,07 0,08 0,08 
Einführung Umwidmungszuschlag im Rahmen der Immo-ESt 0,01 0,03 0,05 0,05 0,05 
Anhebung Stiftungseingangssteuer 0,00 0,01 0,01 0,01 0,01 

Budgetsanierungsmaßnahmengesetz II 2025 0,07 0,18 0,18 0,18 0,18 
Nachvalorisierung Bundesgebühren 0,07 0,15 0,15 0,15 0,15 
Anhebung Zwischensteuer Privatstiftungen 0,00 0,02 0,02 0,02 0,02 
Anhebung Stiftungssteueräquivalent 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
Nachvalorisierung Konsulargebühren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Weitere abgabenrechtliche Maßnahmen 0,01 0,38 0,45 0,58 0,65 
Betrugsbekämpfungspaket (einschließlich Reform der Wegzugsbesteuerung) 0,00 0,27 0,33 0,39 0,45 
Tabaksteuer alternative Erzeugnisse 0,00 0,09 0,10 0,10 0,10 
Modernisierung Glücksspielmonopol 0,01 0,02 0,02 0,09 0,10 

Q: Bundesministerium für Finanzen (2025c). – 1) Ohne Aussetzung der Valorisierung des Kinderabsetzbetrages. 

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Vor dem Hintergrund der außerordentlich 
ungünstigen budgetären Ausgangslage im 
Jahr 2024 sind die im Doppelbudget 2025/26 
getroffenen Maßnahmen als erster Schritt in 
die richtige Richtung zu werten, um potenzi-
elle Einsparungen zur Budgetsanierung zu er-
zielen.  

Allerdings muss dieser Weg jetzt entschlosse-
ner und mit klareren Prioritäten weiterver-

folgt werden. Unverzichtbar sind einerseits 
eine grundlegende Reform des Fördersys-
tems, insbesondere die systematische Über-
prüfung und Einschränkung umweltschädli-
cher Subventionen, und zum anderen die Er-
schließung neuer Einsparungspotenziale im 
Gesundheitssystem – etwa durch eine effizi-
entere Koordination der Entscheidungsträ-
ger, eine gezieltere Patientensteuerung, den 
Abbau von Doppelstrukturen und den 

Die Bruttosteuereinnah-
men des Bundes steigen 

von 112,9 Mrd. € (2024) 
auf 116 Mrd. € (2025) 

und erreichen 2026 
120,5 Mrd. €. 
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stärkeren Einsatz von Digitalangeboten. Un-
erlässlich ist zudem die weitere Anhebung 
des effektiven Pensionsantrittsalters, um das 
Pensionssystem nachhaltig finanzierbar zu 
halten. Auch mit Blick auf den Föderalismus 
besteht erheblicher Handlungsbedarf: Kom-
plexe Finanzströme, zahlreiche Parallelstruk-
turen und unklare Entscheidungsverantwort-
lichkeiten erzeugen Ineffizienzen, die durch 
ausgeprägtere Kooperation, Verwaltungszu-
sammenführungen und klarere Kompetenz-
zuweisungen abgebaut werden könnten. 

Für den langfristigen Erfolg einer Budgetkon-
solidierung ist von entscheidender Bedeu-
tung, dass auch Mittel für Zukunftsaufgaben 

bereitgestellt werden können. Dazu gehören 
einerseits öffentliche Investitionen in Gesund-
heit, Pflege und Kinderbetreuung, die vor al-
lem – trotz einer ebenfalls angespannten 
Budgetsituation – von den Ländern und Ge-
meinden zu tätigen wären. Klimapolitische 
Verpflichtungen sowie die Notwendigkeit, in 
die lange Zeit unterfinanzierte Landesvertei-
digung zu investieren, bedingen weitere ele-
mentare budgetäre Herausforderungen. Ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen fiskali-
scher Konsolidierung einerseits und strategi-
schen Investitionen andererseits ist zentral, 
um Österreichs wirtschaftliche Erholung und 
nachhaltige Entwicklung zu sichern. 
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Zur Güte von Konjunkturprognosen in Zeiten 
außergewöhnlicher Krisen 
Marcus Scheiblecker 

 Die COVID-19-Pandemie hatte international einen Einbruch der Wirtschaft zur Folge. Im Falle 
Österreichs mussten nationale und internationale Institute ihre Prognosen zum Wirtschaftswachstum um 
bis zu 8¾ Prozentpunkte nach unten revidieren. 

 Die folgende Erholung wurde durch die Invasion Russlands in der Ukraine jäh unterbrochen. Aufgrund 
des starken Preisanstieges, den der Krieg auslöste, mussten die Prognosen abermals angepasst 
werden. 

 Die seit dem Jahreswechsel 2022/23 beobachtete Rezession hält nun schon ungewöhnlich lange an. 
Besserungstendenzen verebbten mehrmals, was erneut deutliche Revisionen bedingte. 

 Gemessen am mittleren absoluten Prognosefehler in Bezug auf das österreichische Wirtschafts-
wachstum in den Jahren 2021 bis 2024 schnitt das WIFO am besten ab. Der Fehler entsprach in etwa 
dem Durchschnitt der Prognosen für Deutschland. Die Prognosen internationaler Institute für den Euro-
Raum waren allerdings besser.  

 

 
Realisiertes Wirtschaftswachstum  

 

Das Wirtschaftswachstum unterlag in den letzten Jahren aufgrund der COVID-19-
Pandemie und des Ukraine-Krieges außergewöhnlich hohen Schwankungen 
(Q: Statistik Austria, Eurostat). 

 

"Die COVID-19-Pandemie und der 
Ukraine-Krieg hatten starke und 
kaum vorhersagbare Schwan-
kungen im BIP zur Folge. Auch das 
WIFO musste seine Prognosen 
mehrmals erheblich revidieren. Der 
mittlere Prognosefehler war jedoch 
im Vergleich mit anderen natio-
nalen und internationalen Instituten 
geringer." 
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Zur Güte von Konjunkturprognosen in Zeiten außergewöhnlicher Krisen 
Marcus Scheiblecker 

 
Zur Güte von Konjunkturprognosen in Zeiten 
außergewöhnlicher Krisen 
Der plötzliche Ausbruch der COVID-19-Pandemie hatte in-
ternational deutliche Abwärtsrevisionen der Wirtschafts-
prognosen für das Jahr 2020 zur Folge. Während der Pan-
demie erschwerten die kurzfristig verlautbarten gesund-
heitspolitischen Maßnahmen die Prognosetätigkeit. Die an-
schließende Konjunkturerholung wurde durch den Überfall 
Russlands auf die Ukraine, der zu einem scharfen Preisan-
stieg in der EU und zu wirtschaftlichen Sanktionen führte, 
jäh unterbrochen. Zum Jahreswechsel 2022/23 setzte in Ös-
terreich die längste Rezession seit Gründung der Zweiten 
Republik ein. In deren Verlauf zeigten sich mehrmals Besse-
rungstendenzen, die aber wieder verebbten. Dieser Beitrag 
untersucht das Revisionsausmaß in den Prognosen des ös-
terreichischen BIP der nationalen (WIFO, IHS, OeNB) und in-
ternationalen Prognoseinstitutionen (Europäische Kommis-
sion, OECD und IWF) für den Zeitraum 2020 bis 2024. Zu Ver-
gleichszwecken wird die Güte von Prognosen des deut-
schen Wirtschaftswachstums sowie des realen BIP im Euro-
Raum betrachtet, die von deutschen Instituten bzw. inter-
nationalen Organisationen erstellt werden. 

 The Quality of Economic Forecasts in Times of Extraordinary 
Crises 
The unpredictable onset of the COVID-19 pandemic led to 
significant downward revisions of economic forecasts for 
2020 worldwide. During the pandemic, the health policy 
measures announced at short notice hampered forecast-
ing activities. The following recovery was interrupted by 
Russia's invasion of the Ukraine, which led to sharp price in-
creases in the EU and the implementation of economic 
sanctions. At the turn of 2022-23, Austria entered its longest 
recession since the foundation of the Second Republic. 
During this period, signs of improvement appeared several 
times, which turned out to be short-lived. This paper exam-
ines the extent of revisions to forecasts for Austrian GDP by 
national (WIFO, IHS, OeNB) and international forecasting in-
stitutions (European Commission, OECD, and IMF) for the 
period from 2020 to 2024. For comparison purposes, it ex-
amines the accuracy of forecasts for German economic 
growth by domestic forecasting institutes and international 
organisations, as well as the accuracy of forecasts for real 
GDP in the euro area by international organisations. 
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In den letzten Jahren wurde das Wirtschafts-
geschehen sowohl international als auch in 
Österreich von multiplen Krisen beeinträch-
tigt, die ihren Ursprung außerhalb der wirt-
schaftlichen Sphäre hatten. So breitete sich 
ab dem Jahreswechsel 2019/20 das SARS-
CoV-2-Virus mit rasanter Geschwindigkeit 
weltweit aus. Das Ausmaß der gesundheitli-
chen Bedrohung war anfangs unklar. Durch 
die Eindämmungsmaßnahmen wurden per-
sönliche Kontakte und das öffentliche Leben 
stark eingeschränkt, wodurch die wirtschaft-
liche Aktivität weltweit einbrach. 

Lockdowns, Einschränkungen und Öffnungs-
schritte wurden oft erst Tage vor ihrem In-
krafttreten beschlossen und bekannt gege-
ben. Die bis zu zwei Jahre zuvor erstellten 
Konjunkturprognosen für das Jahr 2020 muss-
ten drastisch nach unten korrigiert werden. 
Auch die während der Pandemie erstellten 
Prognosen waren geprägt von Unsicherheit 
hinsichtlich der Dauer der Krise und der Wirk-
samkeit der Maßnahmen. Selbst wenn hier-
über Klarheit geherrscht hätte, wäre unklar 
geblieben, wie rasch sich die Wirtschaft 

nach Überwindung der Pandemie wieder 
erholt. 

Die Erholung in den Jahren 2021 und 2022 
wurde durch einen erneuten – dieses Mal 
geopolitischen – Schock unterbrochen. Auf 
den Überfall Russlands auf die Ukraine im 
Februar 2022 folgte ein sprunghafter Anstieg 
der Energiepreise, der die Inflationsraten in-
ternational auf historische Höchststände 
trieb. Auch in diesem Fall reagierte die Fiskal-
politik mit unterschiedlichen, kurzfristig um-
gesetzten Maßnahmen auf die Krise. Sowohl 
der Inflationsanstieg als auch die Maßnah-
men waren in den zuvor erstellten Wirt-
schaftsprognosen nicht absehbar gewesen, 
was neuerlich kräftige Revisionen erforder-
lich machte. 

Die darauffolgende wirtschaftliche Schwä-
chephase im Euro-Raum traf vor allem die 
industriell geprägten Länder Deutschland 
und Österreich. Sie erlebten die längste Re-
zession seit dem Zweiten Weltkrieg. Mehr-
mals keimten in den Unternehmensumfra-
gen Hoffnungen auf eine Konjunkturbele-

"Vorhersagen sind sehr 
schwierig, insbesondere 
wenn sie die Zukunft be-
treffen." Niels Bohr (No-
belpreis für Physik 1922) 
zugeschrieben. 
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bung auf, verebbten jedoch rasch wieder 
(Abbildung 1). So hatten sowohl der Econo-
mic Sentiment Indicator der Europäischen 
Kommission als auch der Purchasing Mana-
gers' Index von S&P Global zum Jahreswech-
sel 2023/24 Besserungstendenzen angezeigt, 
sanken jedoch 2024 erneut. Dementspre-
chend mussten auch in diesem Fall die 
Wachstumsprognosen wieder zurückgenom-
men werden. 

Der vorliegende Beitrag gibt einen Überblick 
über die Revisionen der Konjunkturprogno-
sen zur österreichischen Wirtschaft in den 
jüngsten Krisen und vergleicht die Anpassun-
gen, die von nationalen und internationalen 
Institutionen in den Jahren 2020 bis 2024 vor-
genommen wurden. Da die beschriebenen 
Krisen international auftraten, werden zu 
Vergleichszwecken auch die Prognosefehler 
ausländischer Institute zu Deutschland und 
dem Euro-Raum untersucht. 

 

Abbildung 1: Unternehmensstimmung 

 

Q: WIFO, Europäische Kommission, S&P Global, Macrobond. ESI . . . European Sentiment Indicator, Stimmung in 
der Sachgütererzeugung gemäß Konjunkturumfrage der Europäischen Kommission. PMI . . . Purchasing Mana-
gers' Index, Einkaufsmanagerindex für die Sachgütererzeugung gemäß S&P Global. WIFO-Konjunkturampel . . . 
Konjunkturampel für die Gesamtwirtschaft gemäß WIFO-Konjunkturtest. Lindgrün kennzeichnet den Median im 
betrachteten Bereich (ESI, WIFO-Konjunkturampel) bzw. Werte an der Wachstumsschwelle von 50 (PMI). Nega-
tivere Konjunktureinschätzungen werden durch eine rote Schattierung ausgedrückt, positivere bewegen sich 
in Richtung Dunkelgrün. 

1. Die Zielfunktion 

Das Hauptziel von Prognosen ist die korrekte 
und rechtzeitige Vorhersage des in Zukunft 
realisierten Wertes einer Referenzgröße. Als 
makroökonomische Referenzgrößen kom-
men verschiedene und unterschiedlich rele-
vante Aggregate infrage. Hier soll der Kürze 
wegen die wohl am meisten beachtete 
Kennzahl, das Wirtschaftswachstum – also 
die prozentuale Veränderung des preisberei-
nigten BIP – näher betrachtet werden1). Bei 
der Analyse ist auch der gewählte Be-
obachtungszeitpunkt der später realisierten 
Referenzgröße von Bedeutung. Die Daten 
zur Wirtschaftsleistung unterliegen nämlich 

 
1)  Für die Budgetplanung stehen hingegen das nomi-
nelle BIP, der nominelle Konsum (als Basis der Mehr-
wertsteuereinnahmen) und die nominelle Lohnsumme 
(als Grundlage des Einkommensteueraufkommens) im 
Vordergrund. 
2)  Jedoch kann es auch danach im Zuge von Gene-
ralrevisionen oder methodischen Umstellungen noch 
zu Revisionen kommen. 
3)  Abgesehen von den sich aus der vierteljährlichen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) erge-
benden vorläufigen und unvollständigen Jahreswer-
ten, wird die erste umfassende Jahresrechnung für die 
EU-Länder jeweils im Herbst des Folgejahres veröffent-

auch bei den statistischen Ämtern laufen-
den Revisionen, die auch bereits vergan-
gene Jahre betreffen. Die Werte gelten erst 
nach dreimaliger Veröffentlichung als end-
gültig2). Hier wird – den üblichen Gepflogen-
heiten folgend – die umfassende Erstveröf-
fentlichung der amtlichen Statistik im Herbst 
des Folgejahres als Referenzgröße der Zieler-
reichung verwendet. Allerdings sei darauf 
hingewiesen, dass zu diesem Zeitpunkt auch 
den statistischen Ämtern noch nicht der ge-
samte, zur Errechnung des BIP notwendige 
Datensatz zur Verfügung steht3). 

licht. Zu diesem Zeitpunkt sind für wichtige Wirtschafts-
bereiche noch keine Werte zu den im Produktionspro-
zess eingesetzten Vorleistungen verfügbar, sondern le-
diglich deren Output. Erst zwei Jahre später liegt die 
umfangreiche Leistungs- und Strukturerhebung vor, 
welche eine fundiertere Berechnung der Wertschöp-
fung und mithin des BIP erlaubt. Bis dahin ist die amtli-
che Statistik auf Annahmen hinsichtlich des Wert-
schöpfungsanteils an der Produktion angewiesen. Es 
ist daher durchaus möglich, dass die für die Progno-
sen eingesetzten Modelle die dritte Veröffentlichung 
genauer prognostizieren, da sie ökonomische Relatio-
nen besser abbilden können als einfache Annahmen. 

Österreich
ESI
PMI
WIFO-Konjunkturampel

Deutschland
ESI
PMI

Euro-Raum
ESI
PMI

2020 2021 2022 2023 2024
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Abbildung 2: Übliche Veröffentlichungstermine der Prognosen nationaler und internationaler Institutionen 

 

 

 

Q: WIFO. Die OeNB veröffentlicht erst seit dem Jahr 2024 zu vier Zeitpunkten Prognosen, bis dahin wurde nur im Juni und Dezember eine Prognose 
veröffentlicht. Die Juli-Interimsprognose der Europäischen Kommission wird den Herbstprognosen zugerechnet. Im Falle Österreichs wird die Oktober-
Prognose des IWF den Winterprognosen zugerechnet, OECD und IWF veröffentlichen in ihren Interimsprognosen keine Werte für Österreich. 
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Hinsichtlich der zeitlichen Abfolge von Prog-
noserevisionen ist zu berücksichtigen, dass 
einige Prognoseinstitute ihre Ergebnisse le-
diglich zweimal jährlich publizieren. Treten in 
der Zwischenzeit deutliche Veränderungen 
des makroökonomischen Umfeldes ein, hin-
ken ihre Revisionen hinterher. Andererseits 
profitieren sie davon, wenn sich im Laufe der 
Zeit einige ökonomische Rahmenbedingun-
gen klarer darstellen. Je nach dem Zeit-
punkt, zu dem ein Schock eintritt, kann sich 
aus der nur halbjährlichen Prognose entwe-
der ein Vor- oder ein Nachteil in Bezug auf 
den durchschnittlichen Prognosefehler 

ergeben. Abbildung 2 gibt einen Überblick 
über die zeitliche Abfolge der Revision für 
die drei Wirtschaftsräume Österreich, 
Deutschland und den Euro-Raum und die je-
weiligen quartalsweisen Vergleichsfenster. 
Während dem IWF durch seine späte Prog-
nose ein Vorteil erwachsen könnte, da ihm 
rezentere Wirtschaftsdaten zur Verfügung 
steht, könnte der Europäischen Kommission 
und der OECD durch ihren mehrheitlich frü-
hen Termin ein Nachteil entstehen. Bei der 
folgenden Analyse werden mögliche Effekte 
dieses Timings allerdings außer Acht gelas-
sen. 

2. Ursachen der Revisionen 

Abbildung 3 zeigt die Revisionen der Prog-
nosen des Wirtschaftswachstums für Öster-
reich für die Jahre 2020 bis 2024. Die erste 
Prognose für das Jahr 2020 wurde im De-
zember 2018, also zwei Jahre zuvor (t – 2), 
veröffentlicht. Danach erfolgten im Viertel- 
bzw. Halbjahresrhythmus Neuberechnun-
gen. Bis zum Prognosetermin im Dezember 
2019 (t – 1) blieben die prognostizierten 
Werte relativ unverändert. Erst im März 2020 
(t 0) kam es aufgrund der aufkeimenden 
COVID-19-Pandemie zu einer deutlichen Ab-
wärtsrevision. Statt einem Wirtschaftswachs-
tum von rund 1½% wurde in der Folge eine 
Schrumpfung von über 2% angenommen. 
Mit der Ausweitung der Pandemie sahen 
sich die Prognoseinstitute im Juni 2020 veran-
lasst, den erwarteten BIP-Rückgang erneut 
auf rund 5½% bis 7½% zu revidieren. Im Sep-
tember und Dezember 2020 waren kaum 
noch Anpassungen notwendig, die Progno-
sen schwankten einheitlich zwischen 6¾% 
bis 8%. Der von Statistik Austria mit der VGR-
Jahresrechnung im Herbst 2021 veröffent-
lichte, realisierte Wert für 2020 (6,8%) lag in-
nerhalb dieser Bandbreite. 

Für das Jahr 2021 wurde erstmals im Dezem-
ber 2019 (t – 2) eine Prognose erstellt. Auch 
zu diesem Zeitpunkt war die Pandemie noch 
nicht absehbar, weshalb für 2021 ein Wachs-
tum von rund 1½% vorhergesagt wurde. Mit 
dem Ausbruch der Pandemie im März 2020 
(t – 1) und der ersten Rücknahme der Prog-
nosen für 2020 wurde mit einer kurzen Dauer 
der Krise gerechnet, weshalb für 2021 eine 
Aufwärtsrevision erfolgte. Die Annahme ei-
ner raschen Überwindung der Pandemie 
wurde an den folgenden zwei Prognoseter-
minen praktisch unverändert beibehalten. 
Erst im Dezember 2020 (t – 1) bzw. März 2021 
(t 0) rechneten einige Institute aufgrund der 
wiederholten Lockdowns mit einer schwä-
cheren Erholung im Jahr 2021, nahmen 
diese Einschätzung allerdings im Verlauf des 
Jahres wieder zurück. Das Ausmaß der Erho-
lung (+4,7%, laut VGR vom September 2022) 
wurde dennoch von den meisten Progno-
seinstituten unterschätzt.  

Für das Jahr 2022 erwarteten die Institute 
eine weitere Erholung und ein Wirtschafts-
wachstum von rund 4½%. Im I. Quartal 2022 
(t 0), in das die Invasion Russlands in die Ukra-
ine fiel, senkten die Institute zunächst die 
Prognosen, kehrten jedoch aufgrund der im 
Jahresverlauf einlangenden positiven Wirt-
schaftsdaten wieder zu ihren ursprünglichen 
Einschätzungen zurück. Auch der seit dem 
Angriffskrieg beschleunigte Anstieg der Ener-
giepreise, der im September 2022 seinen Hö-
hepunkt erreichte, führte bis zum Jahres-
ende nicht zu Anpassungen. Der von Statistik 
Austria im Herbst 2023 veröffentlichte Wert 
für 2022 lag nicht weit von den im Jahresver-
lauf 2021 (t – 1) prognostizierten und am 
Ende des Prognoseintervalls erneut erwarte-
ten Werten entfernt. 

Der Schock durch die Verteuerung von Ener-
gie und den darauffolgenden starken An-
stieg der Verbraucherpreise dämpfte erst 
2023 das Wirtschaftswachstum. Hatten die 
Institute im Dezember 2021 (t – 2) noch ein 
robustes Wachstum zwischen 2% und 2½% 
erwartet, sahen sie sich aufgrund des leb-
haften Preisanstieges gezwungen, die Erwar-
tungen für das Jahr 2023 ab März 2022 (t – 1) 
schrittweise zu kappen. Das WIFO senkte 
seine Prognose für das BIP rascher als an-
dere Institute und erreichte im September 
2023 (t 0) mit 0,8% jenen Wert, den Statistik 
Austria im Herbst 2024 als vorläufig veröffent-
lichte. 

Mit Blick auf das Jahr 2024 mag das Ausmaß 
der Revisionen insofern verwundern, als 
keine zusätzlichen exogenen Schocks auf-
traten. Die Pandemie und die nachfolgende 
Erholungsphase waren abgeschlossen und 
die Inflation, ausgehend vom hohen Niveau 
zu Jahresbeginn, im Sinken begriffen. Neu 
waren jedoch die ungewöhnlich lange 
Dauer der Industrierezession und die lah-
mende Konsumnachfrage. Die Unsicherheit 
der Prognoseinstitute im Umgang mit diesen 
Phänomenen spiegelt sich in ihren zögerli-
chen und nur schrittweisen Abwärtsrevisio-
nen. Zwischen Dezember 2022 (t – 2) und 

Statt eines prognosti-
zierten Wirtschafts-

wachstums von rund 
1½% schrumpfte die 
österreichische Wirt-

schaft im Krisenjahr 2020 
um fast 7%. 
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Dezember 2024 (t 0) mussten sie ihre BIP-
Prognosen für 2024 kontinuierlich um rund 
1¾ bis 2¾ Prozentpunkte senken. Die Unter-
nehmensumfragen im Euro-Raum, in 
Deutschland und Österreich vermittelten ein 
unklares Konjunkturbild, da sich zeitweilig op-
timistischere Tendenzen zeigten. Allerdings 
gaben die Stimmungsindikatoren in weiterer 
Folge immer wieder nach (Abbildung 1). Erst 
gegen Ende des Prognosezyklus näherten 

sich die Prognosen für Österreich dem reali-
sierten Wert4) an. 

In Krisenzeiten ist auch die amtliche Statistik 
stärker gezwungen, Ergebnisse nachträglich 
zu revidieren. Dies ist international zu be-
obachten, wie Shrestha und Marini (2013) für 
die Gruppe der G20-Länder während der Fi-
nanzmarkt- und Wirtschaftskrise 2008/09 
nachwiesen5). 

 

Abbildung 3: Zeitlicher Verlauf der Prognosen des realen BIP 

 

 

Q: WIFO. – 1) Für das Jahr 2024 wird die Realisierung ausgewiesen, wie sich im Juni 2025 auf Basis der vierteljährlichen Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung ergab. 

 
4)  Dieser wurde auf Basis der vier veröffentlichten 
Quartale aus der vierteljährlichen Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung (VGR) vom 6. Juni 2025 ermit-
telt. Die eigentliche Jahresrechnung für 2024 wird erst 
im Herbst 2025 von Statistik Austria veröffentlicht. 

5)  Shrestha, M. L., & Marini, M. (2013). Quarterly GDP 
Revisions in G-20 Countries: Evidence from the 2008 Fi-
nancial Crisis. IMF Working Paper, (2013/060). 
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3. Vergleich der Prognosegüte 

Um die Abweichungen der BIP-Prognosen 
der einzelnen Institute vom schließlich veröf-
fentlichten Jahreswert leichter vergleichen 
zu können, stellt Abbildung 4 sämtliche Prog-
nosefehler dar6). Der Prognosefehler ist defi-
niert als die Abweichung in Prozentpunkten 
des Prognosewertes zum Zeitpunkt t – s, q 
(also im jeweiligen Quartal) vom Jahreswert 
t + 1 zum Zeitpunkt der ersten Veröffentli-
chung durch Statistik Austria im III. Quartal 
des Folgejahres. Durch die Verwendung des 
Absolutwertes wird vom Revisionsausmaß 
her nicht zwischen positiven und negativen 
Abweichungen, also Über- und Unterschät-
zungen der BIP-Entwicklung, unterschieden. 

Die Prognosefehler im Zeitraum von Dezem-
ber 2019 (t – 2 für das Jahr 2021) bis Dezem-
ber 2024 (t 0 für das Jahr 2024) sind in Abbil-

dung 4 als Punkte dargestellt. Der jeweils 
oberste Punkt zeigt den maximalen und der 
unterste Punkt den minimalen Prognosefeh-
ler im betrachteten Zeitraum. Liegt letzterer 
auf der x-Achse, so wurde das später veröf-
fentlichte BIP-Wachstum im jeweiligen Jahr 
zu irgendeinem Prognosezeitpunkt korrekt 
vorhergesagt. Je weiter die unteren Punkte 
von der x-Achse entfernt liegen, desto höher 
war dagegen auch der kleinste jemals er-
zielte Fehler. Als Querlinien ausgewiesen sind 
zudem der Mittelwert der absoluten Progno-
sefehler (Mean Absolute Error – MAE) 
2021/2024 und die Wurzel des mittleren 
quadratischen Fehlers (Root Mean Squared 
Error – RMSE) 2021/2024. Der RMSE misst grö-
ßeren Abweichungen ein höheres Gewicht 
bei und "bestraft" diese somit stärker als der 
MAE7). 

 

Abbildung 4: Absolute Prognosefehler in den BIP-Wachstumsprognosen für Österreich 

 

Q: WIFO. MAE . . . Mittelwert der absoluten Prognosefehler 2021/2024. RMSE . . . Wurzel des mittleren quadrati-
schen Prognosefehlers 2021/2024. Die Punkte kennzeichnen die Prognosefehler der einzelnen Prognosen: of-
fene Kreise stehen für Prognosen im Dezember zwei Jahre zuvor (t – 2), gefüllte hellgrüne Punkte für Prognosen 
im vorangehenden Jahr (t – 1), gefüllte grüne Punkte für Prognosen im laufenden Jahr (t 0). 

 

Für das COVID-19-Krisenjahr 2020 lag der 
maximale Prognosefehler über sämtliche In-
stitute hinweg bei etwa 8½ Prozentpunkten 
(Abbildung 3). Zudem zeigt sich eine deut-
lich bimodale Verteilung der Revisionen. 
Nachdem die Auswirkungen der Pandemie 
erkannt waren, führten rasche Abwärtsrevisi-
onen die Prognosen ziemlich schnell an den 
später veröffentlichten Zielwert heran. 

Für das Jahr 2021 waren die Prognosefehler 
deutlich geringer, da wieder ein Wirtschafts-
wachstum erzielt wurde8). Die größten Fehler 

 
6)  Schuster, P. (2024). Evaluation of economic fore-
casts for Austria. An update for the years 2005 to 2023. 
Fiskalrat Austria, bildet einen längeren Zeitraum ab, 
der sich allerdings nur auf die österreichische Prog-
nose bezieht. 
7)  In der Literatur finden sich weitere interessante Feh-
lermaße. Da hier jedoch nur der Zeitraum ab 2021 

ergaben sich durch Unterschätzungen des 
Wachstums, da sich im Dezember 2019 für 
2020 noch kein Einbruch und somit für 2021 
keine Erholung der Wirtschaftsleistung abge-
zeichnet hatte. Der geringste maximale 
Prognosefehler für 2021 betrug 3,1 Prozent-
punkte (IHS und IWF). 

Die Vorausschau für das Jahr 2022 brachte 
erstmals große Unterschiede in der Progno-
següte der einzelnen Institute mit sich (Abbil-
dung 3). So lag der Prognosefehler der 
OeNB bei lediglich 0,8 Prozentpunkten, wäh-

untersucht wird, können schwerlich Aussagen über 
deren statistische Signifikanz getroffen werden. 
8)  Bei Unsicherheit über die konjunkturelle Lage mini-
miert die Prognose eines positiven Wachstums in Höhe 
des Trendwachstums den Prognosefehler. 

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

WIFO IHS OeNB Europäische
Kommission

OECD IWF

Pr
oz

en
tp

un
kt

e

MAE RMSE Individuelle Prognosefehler 2021/2024

Hinsichtlich des maxi-
malen und des durch-

schnittlichen Fehlers bei 
der Prognose des heimi-
schen Wirtschaftswachs-

tums im Zeitraum 
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das WIFO am besten ab. 
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rend die beiden anderen nationalen Insti-
tute um maximal 1,2 (IHS) bzw. um 1,3 Pro-
zentpunkte (WIFO) danebenlagen. Die Prog-
nosefehler der internationalen Institute wa-
ren dagegen rund doppelt so hoch (Europä-
ische Kommission: 2,3 Prozentpunkte, OECD: 
2,5 Prozentpunkte, IWF: 2,7 Prozentpunkte). 
Wie bereits in Kapitel 1 erläutert, könnten die 
Europäische Kommission und die OECD auf-
grund ihres frühen Prognosetermins benach-
teiligt sein, der IWF könnte von seinem spä-
ten Termin jedoch profitieren. 

Für das Jahr 2023 waren die maximalen 
Prognosefehler aller Institute wieder deutlich 
höher, wobei die drei nationalen Institute mit 
rund 3½ Prozentpunkten ähnliche Werte auf-
weisen. Etwas geringer waren die maxima-
len Fehler der Europäischen Kommission und 
der OECD. Mit knapp 4 Prozentpunkten 
machte der IWF nicht nur den größten Prog-
nosefehler, sondern blieb auch in seiner letz-
ten Prognose für 2023 um rund 1 Prozent-
punkt über dem Zielwert. 

Mit Blick auf das Jahr 2024 ist die Spannweite 
der Prognosefehler relativ gering. Den größ-
ten maximalen Fehler machte erneut der 

IWF mit 2,9 Prozentpunkten, gefolgt vom 
WIFO (2,8 Prozentpunkte), der OeNB (2,7 Pro-
zentpunkte), der Europäische Kommission 
und der OECD (jeweils 2,6 Prozentpunkte). 
Am niedrigsten war der maximale Progno-
sefehler des IHS mit 2,4 Prozentpunkten. Hier 
sei angemerkt, dass zur Berechnung des 
Prognosefehlers der Jahreswert auf Basis der 
VGR-Quartalsrechnung von Anfang Juni 
2025 verwendet wurde, da das Jahreser-
gebnis für 2024 erst im September 2025 ver-
öffentlicht wird. 

Da durch das überraschende Auftreten der 
COVID-19-Pandemie der maximale Progno-
sefehler für das Jahr 2020 besonders hoch 
war und die Analyse dominieren würde, stel-
len die folgenden Abschnitte lediglich auf 
die Jahre 2021 bis 2024 ab. Abbildung 4 und 
Übersicht 1 fassen die Ergebnisse für diesen 
Zeitraum zusammen. Mit 3,3 Prozentpunkten 
war der maximale absolute Prognosefehler 
des WIFO im Zeitraum 2021 bis 2024 am nied-
rigsten. Das IHS, die OeNB, die Europäische 
Kommission und die OECD lagen mit 3,4 Pro-
zentpunkten nur unwesentlich darüber, der 
IWF mit 3,8 Prozentpunkten deutlicher. 

 

Übersicht 1: Prognose des realen BIP-Wachstums – Prognosefehler 2021/2024 in 
der Zusammenschau 

 
Anzahl der 

Prognosen im 
Zeitraum 

2021/2024 

Maximaler 
Prognosefehler 

Mittelwert der 
absoluten 

Prognosefehler 
(MAE) 

Wurzel des 
mittleren 

quadratischen 
Prognosefehlers 

(RMSE) 
 n  Prozentpunkte 

Österreich     
WIFO 35 3,3 1,1 1,5 
IHS 35 3,4 1,2 1,5 
OeNB 22 3,4 1,2 1,6 
Europäische Kommission 33 3,4 1,4 1,7 
OECD 20 3,4 1,5 1,9 
IWF 20 3,8 1,6 1,9 
      
Deutschland     
Gemeinschaftsdiagnose 20 3,4 1,4 1,7 
Sachverständigenrat 16 3,9 1,0 1,5 
IfW Kiel 34 3,8 1,3 1,8 
ifo Institut 36 4,0 1,2 1,7 
Deutsche Bundesbank 24 3,3 1,1 1,5 
Europäische Kommission 32 3,3 1,2 1,6 
OECD 33 3,2 1,1 1,5 
IWF 36 3,0 1,1 1,4 
      
Euro-Raum     
Europäische Kommission 35 4,1 0,9 1,3 
Europäische Zentralbank 36 4,0 0,8 1,3 
OECD 34 4,1 0,8 1,2 
IWF 36 3,9 0,6 0,9 
Oxford Economic Forecasting 36 4,1 0,9 1,2 
Weltbank 20 4,0 0,8 1,2 

Q: WIFO. Die Minimalwerte sind jeweils fett hervorgehoben.  

 

Auch hinsichtlich des durchschnittlichen ab-
soluten Prognosefehlers (MAE) schnitt das 
WIFO im Zeitraum 2021/2024 mit 1,1 Prozent-

punkten knapp vor dem IHS und der OeNB 
(jeweils 1,2 Prozentpunkte) am besten ab. 
Für die Prognose des heimischen BIP durch 
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die internationalen Prognoseinstitute ergab 
sich ein durchschnittliches Fehlerausmaß von 
rund 1½ Prozentpunkten. 

Die Wurzel der durchschnittlichen quadrati-
schen Fehler (RMSE), die stärker als MAE von 
großen Prognosefehlern beeinflusst wird, ist 
in Abbildung 4 als blau-strichlierte Querlinie 

dargestellt. Hierbei lagen das WIFO und das 
IHS mit einem Wert von 1,5 Prozentpunkten 
gleichauf, knapp vor der OeNB mit 1,6 Pro-
zentpunkten. Für die Europäische Kommis-
sion ergibt sich ein Wert von 1,7 Prozent-
punkten, für die OECD und den IWF jeweils 
ein Wert von 1,9 Prozentpunkten. 

4. Fehlerhafte Prognosen der internationalen Wirtschaft als mögliche 
Ursache von Prognosefehlern zur Entwicklung im Inland 

Der folgende Abschnitt soll der Frage nach-
gehen, ob die teils hohe Ungenauigkeit der 
BIP-Prognosen in den vergangenen Krisen-
perioden auf Fehleinschätzungen der Insti-
tute zum Umfeld im Inland oder aber zur wirt-
schaftlichen Entwicklung im Ausland be-
ruhte. Hierzu könnte betrachtet werden, wie 
stark die nationalen Institute ihre Annahmen 
zur Entwicklung der internationalen Rahmen-
bedingungen revidiert haben. Allerdings 
kann sich die mangelnde Prognosegüte ei-
nes Institutes sowohl in der nationalen als 
auch in seiner internationalen Prognose spie-
geln, ohne dass notwendigerweise eine 
Kausalität vorliegt. 

Besser zur Beantwortung der Ausgangsfrage 
geeignet ist die Analyse der Prognosen inter-
nationaler Institute, die nicht von den Vor-
hersagen in Österreich beeinflusst werden. 
Betrachtet werden zuerst die Prognosen des 
BIP Deutschlands durch die dort ansässigen 
Institute (IfW Kiel, ifo Institut, Deutsche Bun-
desbank, Gemeinschaftsdiagnose der Insti-
tute, Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung) so-
wie internationale Organisationen (Europäi-
sche Kommission, OECD, IWF). 

 

Abbildung 5: Absolute Prognosefehler in den BIP-Wachstumsprognosen für Deutschland 

 

Q: WIFO. MAE . . . Mittelwert der absoluten Prognosefehler 2021/2024. RMSE . . . Wurzel des mittleren quadrati-
schen Prognosefehlers 2021/2024. Die Punkte kennzeichnen die Prognosefehler der einzelnen Prognosen: of-
fene Kreise stehen für Prognosen im Dezember zwei Jahre zuvor (t – 2), gefüllte hellgrüne Punkte für Prognosen 
im vorangehenden Jahr (t – 1), gefüllte grüne Punkte für Prognosen im laufenden Jahr (t 0). 

 

Der maximale absolute Prognosefehler 
(MAE) im Zeitraum 2021 bis 2024 war für 
Deutschland in einigen Fällen sogar höher 
als der Fehler der heimischen Institute bei 
der Österreich-Prognose. Im Fall des ifo Insti-
tutes betrug er 4,0 Prozentpunkte, gefolgt 
vom Sachverständigenrat (3,9 Prozent-
punkte) und dem IfW Kiel (3,8 Prozent-
punkte). Den Österreich-Prognosen ver-

gleichbare maximale Abweichungen erziel-
ten die Gemeinschaftsdiagnose (3,4 Pro-
zentpunkte), die Deutsche Bundesbank und 
die Europäische Kommission (jeweils 3,3 Pro-
zentpunkte). Die OECD (3,2 Prozentpunkte) 
und der IWF (3,0 Prozentpunkte) wiesen die 
geringsten maximalen Prognosefehler auf. 
Somit sagten die internationalen Organisati-
onen das BIP-Wachstum Deutschlands prä-

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

4,5

Gemein-
schafts-

diagnose

Sachver-
ständigen-

rat

IfW Kiel ifo Institut Deutsche
Bundes-

bank

Europäische
Kommission

OECD IWF

Pr
oz

en
tp

un
kt

e

MAE RMSE Individuelle Prognosefehler 2021/2024

Die durchschnittlichen 
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terliefen. 
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ziser voraus als die deutschen Institute. Für 
Österreich war genau das Gegenteil der 
Fall, hier waren die ansässigen Institute präzi-
ser. Auch hier ist allerdings wieder zu beach-
ten, dass die Europäische Kommission und 
die OECD aufgrund ihres frühen Progno-
setermins benachteiligt sein könnten, wäh-
rend der IWF zu seinem späten Termin bereits 
auf mehr rezente Wirtschaftsdaten zurück-
greifen kann und hiervon profitieren sollte. 

Der Sachverständigenrat hatte zwar den 
zweithöchsten maximalen Prognosefehler zu 
beklagen (3,9 Prozentpunkte im März 2022 
für das Jahr 2023), erzielte jedoch über den 
gesamten Zeitraum 2021/2024 die niedrigste 
durchschnittliche Abweichung (1,0 Prozent-
punkt). Dies deutet entweder darauf hin, 
dass neue Informationen rasch und rigoros in 
seine Prognosen Eingang fanden, oder aber 
es erwies sich die Tatsache der nur halbjährli-
chen Prognose als Vorteil. Die OECD, der 
IWF und die Deutsche Bundesbank erzielten 
mit jeweils 1,1 Prozentpunkten (Ø 2021/2024) 
ebenfalls gute Werte. Dahinter folgen das ifo 
Institut und die Europäische Kommission mit 
jeweils 1,2 Prozentpunkten. Schlusslichter sind 
das IfW Kiel (1,3 Prozentpunkte) und die Ge-
meinschaftsdiagnose (1,4 Prozentpunkte). 
Abgesehen von den beiden letztgenannten 
Instituten sind die MAE in den Deutschland-

Prognosen vergleichbar mit jenen der öster-
reichischen Prognoseinstitute.  

Bei der Wurzel des mittleren quadratischen 
Fehlers (RMSE), welche größeren Abwei-
chungen stärker Rechnung trägt, erzielt der 
IWF mit 1,4 Prozentpunkten den niedrigsten 
Wert. Dahinter folgen der Sachverständigen-
rat, die Deutsche Bundesbank und die 
OECD mit Werten von jeweils 1,5 Prozent-
punkten. Für das ifo Institut, die Europäische 
Kommission und die Gemeinschaftsdiagnose 
ergeben sich Werte von 1,6 bzw. 1,7 Prozent-
punkten. Den ungünstigsten Wert erzielt das 
IfW Kiel mit 1,8 Prozentpunkten.  

Abschließend sollen auch noch die Progno-
sen internationaler Organisationen für den 
Euro-Raum auf ihre Güte untersucht werden. 
Ausgeprägte Revisionen könnten abermals 
anzeigen, dass auch die Fehler der heimi-
schen Institute in ihren Wirtschaftsprognosen 
für Österreich zumindest teilweise dem 
schwer berechenbaren Umfeld zuzuschrei-
ben waren. Abbildung 6 und Übersicht 1 zei-
gen die maximalen und die durchschnittli-
chen absoluten Prognosefehler (MAE und 
RMSE) der Europäische Kommission, der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB), der OECD, 
des IWF, von Oxford Economics und der 
Weltbank.  

 

Abbildung 6: Absolute Prognosefehler in den BIP-Wachstumsprognosen für den Euro-Raum 

 

Q: WIFO. MAE . . . Mittelwert der absoluten Prognosefehler 2021/2024. RMSE . . . Wurzel des mittleren quadrati-
schen Prognosefehlers 2021/2024. Die Punkte kennzeichnen die Prognosefehler der einzelnen Prognosen: of-
fene Kreise stehen für Prognosen im Dezember zwei Jahre zuvor (t – 2), gefüllte hellgrüne Punkte für Prognosen 
im vorangehenden Jahr (t – 1), gefüllte grüne Punkte für Prognosen im laufenden Jahr (t 0). 

 

Die maximalen Prognosefehler der internati-
onalen Organisationen für den Euro-Raum 
übersteigen jene, die für Österreich und 
Deutschland ermittelt wurden, deutlich und 
betragen durchgängig etwa 4 Prozent-
punkte. Dieser hohe Fehler entfiel allerdings 
in den meisten Fällen auf denselben Prog-

nosezeitpunkt (Prognose vom Dezember 
2019 für das Jahr 2021; Abbildung 5). Da-
nach betrugen die maximalen Prognosefeh-
ler 2,9 Prozentpunkte im Falle von Oxford 
Economics bzw. bis zu 2,5 Prozentpunkte für 
die anderen Institute. Somit waren die 
durchschnittlichen absoluten Fehler 
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2021/2024 verglichen mit jenen für Deutsch-
land und Österreich weit kleiner. Die höchs-
ten Durchschnittswerte erzielten mit 0,9 Pro-
zentpunkten die Europäische Kommission 
und Oxford Economics, den niedrigsten mit 
0,6 Prozentpunkten der IWF. Auch für die 

Wurzel des mittleren quadratischen Fehlers 
(RMSE) ergeben sich im Vergleich mit 
Deutschland und Österreich geringere 
Werte; die RMSE beträgt höchstens 1,3 Pro-
zentpunkte (Europäische Kommission, EZB) 
sowie minimal 0,9 Prozentpunkte (IWF). 

5. Schlussfolgerungen 

Die Unwägbarkeiten im Zusammenhang mit 
der COVID-19-Pandemie und dem Ukraine-
Krieg erschwerten in den letzten Jahren eine 
verlässliche Prognose der BIP-Entwicklung. 
Dies führte zu teilweise drastischen Revisio-
nen quer über alle betrachteten Institute 
hinweg.  

Für Österreich zeigte der Vergleich der BIP-
Prognosen des WIFO, des IHS, der OeNB und 
der internationalen Institutionen (Europäi-
sche Kommission, OECD und IWF) ähnlich 
hohe maximale Abweichungen. Lediglich 
der IWF lag deutlich darüber. Die durch-
schnittlichen absoluten Prognosefehler 
2021/2024 lagen bei 1,1 (WIFO) bis 1,6 Pro-
zentpunkten (IWF). In Bezug auf die Wurzel 
der durchschnittlichen quadratischen Ab-
weichung erzielten das WIFO und das IHS mit 
jeweils 1,5 Prozentpunkten die günstigsten 
und die OECD sowie der IWF mit 1,9 Prozent-
punkten die ungünstigsten Werte. 

Die Prognosen des deutschen BIP zeigen ge-
messen an den maximalen Prognosefehlern 
und der RMSE eine vergleichbare Spann-
weite wie jene für Österreich. Die durch-
schnittlichen maximalen Fehler sind im Fall 
der nationalen Institute ebenfalls vergleich-
bar, im Fall der internationalen Organisa-

tionen allerdings deutlich geringer. Somit 
waren die ausgeprägten Fehlprognosen in 
den Krisenjahren kein Spezifikum Österreichs 
und seiner Prognoseinstitute. Auch die inter-
nationalen Institute schätzten nicht nur die 
heimische Wirtschaftsentwicklung falsch ein, 
sondern auch jene außerhalb Österreichs – 
wenngleich in etwas geringerem Ausmaß.  

Die kleinsten absoluten Fehler in den BIP-
Vorhersagen unterliefen den internationalen 
Organisationen in ihren Prognosen für den 
Euro-Raum. Ebenso waren deren durch-
schnittliche absolute Abweichung und RMSE 
geringer als in den Prognosen für Deutsch-
land und Österreich. Eine mögliche Erklä-
rung hierfür liegt in den Jahren 2023 und 
2024, in denen sich Deutschland und Öster-
reich in einer fortgesetzten Rezession befan-
den, während das BIP des Euro-Raumes be-
reits wieder wuchs. Waren zu Beginn der 
Prognoseintervalle (Dezember t – 2) für alle 
Wirtschaftsräume ähnlich hohe BIP-Wachs-
tumsraten angenommen worden, so muss-
ten diese in der Folge für Deutschland und 
Österreich aufgrund der ungewöhnlich lan-
gen Rezession deutlich stärker zurückgenom-
men werden. 
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